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Lieber eine Extrastunde Phy-
sik oder Mathe statt  einfach 
nur die Schule zu schwänzen  
um angeblich gegen den Kli-
mawandel zu protesti eren, 
empfi ehlt der Bürgermeister, 
der selbstverständlich auch 
Krisenhelfer in die Schneeka-
tastrophengebiete geschickt 
hatt e.  Seite 19
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Kabinett  beschließt Rekord-Doppelhaushalt 2019/2020:

Seriös 
und solide

Auf seiner Klausurtagung in St. Quirin hat das bayeri-
sche Kabinett  den Rekord-Doppelhaushalt 2019/2020 
beschlossen. Einen Schwerpunkt stellen Leistungen für 
Familien dar. Zudem werden der Abbau der Staatsver-
schuldung fortgesetzt und Haushaltsreserven gebildet. 

Der Haushaltsentwurf, der
noch vom Landtag zu beraten
und zu beschließen ist, umfasst
für beide Jahre 125 Mrd. Eu-
ro an Ausgaben, davon 65 Mrd.
Euro für 2019 und 69 Mrd. Euro
für nächstes Jahr. Somit wird der 
Ausgabenzuwachs – ohne Be-
rücksichti gung des Länderfi nanz-
ausgleichs – im Jahresdurch-
schnitt  2019/2020 rund 4,5 Pro-
zent betragen. Der bayerische 
Staatshaushalt kommt zum 14. 
und 15. Mal in Folge im allge-
meinen Haushalt ohne neue 
Schulden aus. Der Abbau der 
Staatsverschuldung wird mit 1 
Mrd. Euro fortgesetzt.

Das meiste Geld für Bildung

Mit insgesamt ca. 42 Mrd. Eu-
ro bilden die Bildungsausgaben 
den größten Ausgabenblock und 
übersteigen erstmals die Marke 
von 40 Mrd. Euro. Für die inne-
re Sicherheit und Rechtsschutz 
sind insgesamt Ausgaben in Hö-
he von rund 13,5 Mrd. Euro vor-
gesehen. Der Kommunale Finan-
zausgleich 2019 ist mit 9,97 Mrd. 
Euro so hoch wie noch nie. Auf 
ein neues Rekordniveau, näm-
lich17 Mrd. Euro, steigen die In-
vesti ti onsausgaben. Im Doppel-
haushalt 2019/2020 sind ins-
gesamt 4.306 neue Stellen vor-
gesehen; insbesondere 2.200 
zusätzliche Stellen für Schulen 
und 1.000 zusätzliche Stellen für 
die Polizei. 

Stärkung der Familien

Beim Schwerpunkt Familien-
leistungen wies der Ministerrat 
auf folgende Maßnahmen hin: 
Die Ausweitung des Beitragszu-
schusses auf das erste und zwei-
te Kindergartenjahr und ab dem 
Jahr 2020 die Beitragsentlas-
tung in der Kinderkrippe führen 

zu Gesamtausgaben für die Kos-
tenfreiheit der Kinderbetreuung 
von rund 910 Mio. Euro. Für die 
Fortf ührung des zum 1. Septem-
ber 2018 eingeführten Bayeri-
schen Familiengeldes sind ins-
gesamt rund 1,5 Mrd. Euro vor-
gesehen. Das Bayerische Lan-
despfl egegeld wird fortgesetzt; 
der Mitt elansatz hierfür beträgt 
knapp 750 Mio. Euro im Doppel-
haushalt. 

Über zwei Milliarden 
Euro für den Wohnungsbau

Der Bewilligungsrahmen für 
die Wohnraumförderung wird 
insgesamt fast 1,7 Mrd. Euro be-
tragen. Für die Bayerische Ei-
genheimzulage und das Baukin-
dergeld BayernPlus sind insge-
samt 375 Mio. Euro eingeplant. 
Damit stehen für den Bereich 
Wohnungsbau über 2 Mrd. Eu-
ro zur Verfügung. Bei der Städ-
tebauförderung ist unter Einbe-
ziehung aller Städtebauförde-
rungsprogramme ein neuer Re-

Spitzensti mmung 
im bayerischen 

Handwerk
Peteranderl: „Auslastung der Unternehmen 

kaum mehr steigerungsfähig“
Im bayerischen Handwerk herrscht weiterhin Spitzen-
sti mmung. Dies zeigt die Konjunkturumfrage zum 4. 
Quartal 2018. Dort bezeichneten 59 Prozent der befrag-
ten Betriebe ihre Lage als gut, weitere 34 Prozent als 
mindestens befriedigend. 

Damit verbesserte sich die 
Sti mmung gegenüber dem Vor-
jahreszeitraum um drei Punkte. 
„Mit 93 Prozent wurde der bes-
te Gesamtwert für ein 4. Quar-
tal seit 1991 erreicht“, betont 
Franz Xaver Peteranderl, Prä-

sident des Bayerischen Hand-
werkstages (BHT).

Stabile hohe Auslastung

Mit 82 Prozent blieb die Aus-
lastung der Betriebe im Be-
richtszeitraum stabil auf dem 
hohen Niveau des Vorjahres. 
Der Auft ragsbestand hat sich 
im 4. Quartal 2018 noch ein-
mal um 1,1 Wochen auf 9,1 Wo-
chen erhöht. Die bayerischen 
Handwerksunternehmen ver-
buchten zwischen Oktober und 
Dezember 34,8 Milliarden Eu-
ro Umsatz, das sind 4,9 Prozent 
mehr als im Vorjahreszeitraum 
und infl ati onsbereinigt ein Plus 
von 1,8 Prozent. Im Gesamtjahr 
2018 sti eg der Umsatz auf 120,8 
Milliarden Euro. Das ist ein Zu-
wachs von nominal 6,6 Prozent. 
Preisbereinigt bleibt ein Plus 
von 3,5 Prozent.

Nach Schätzung des BHT 
waren zum Jahresende etwa 
935.700 Menschen im bayeri-
schen Handwerk täti g. Das ist im
 (Fortsetzung auf Seite 4)

kordbewilligungsrahmen von 
insgesamt ca. 910 Mio. Euro zu 
verzeichnen. 

Bayerns Stärke sicherstellen

Wie Ministerpräsident Mar-
kus Söder betonte, solle der von 
„Seriosität und Solidität“ ge-
prägte „Premium-Doppelhaus-
halt auch dann die Stärke Bay-
erns sicherstellen, wenn die 
Konjunktur sich abschwächen 
sollte. Der FW-Vorsitzende und 
stellvertretende Ministerpräsi-
dent Hubert Aiwanger bezeich-
nete es wiederum als „goldrich-
ti g“, gegen die sich abschwä-
chende Konjunktur jetzt ein In-
vesti ti onssignal zu setzen.  DK

Bayerischer Städtetag und Bayerischer Gemeindetag:

Planungssicherheit 
gewährleisten

Das 2017 aufgelegte Investi ti onsprogramm „Kinderbe-
treuungsfi nanzierung 2017 – 2020“ ist bereits jetzt er-
schöpft . Dies wird von einzelnen Städten und Gemeinden 
moniert. Nach Auff assung des Vorsitzenden des Bayeri-
schen Städtetags, Augsburgs Oberbürgermeister Dr. Kurt 
Gribl ist es jetzt wichti g, dass der Freistaat für Planungssi-
cherheit sorgt und die Konti nuität der Förderung für neue 
Kitaplätze sicherstellt.

Bereits  Ende November 2018 
waren rund 85 Prozent der ver-
fügbaren Mitt el gebunden. In 
ersten Regierungsbezirken sind 
die Mitt el bereits vollständig 
festgelegt. Städte und Gemein-
den fürchten, dass der unver-
ändert hohe Investi ti onsbedarf 
für den Ausbau von Kitas ins Sto-
cken gerät, wenn sie keine Pla-
nungssicherheit bei der Finanzie-
rung ihrer Bauprojekte haben.

Unverändert hoher 
Investi ti onsbedarf

Bereits im Januar 2019 zeich-
net sich ab, dass die Mitt el des 
bis 2020 laufenden Sonderpro-
gramms erschöpft  sein werden. 
Gribl zufolge setzt der Bayeri-
sche Städtetag  darauf, dass die 
Staatsregierung im Doppelhaus-
halt 2019/2020 die Vorausset-
zungen schafft  , um das Investi ti -
onsprogramm für Kinderbetreu-
ung fortzuführen. So habe der 
Koaliti onsvertrag von CSU und 
Freien Wählern versprochen, 
das Angebot der Kinderbetreu-
ung weiter auszubauen und 
42.000 neue Betreuungsplätze 
bis 2023 zu schaff en. Die Kom-
munen benöti gten Planungssi-
cherheit, damit sie die Erwar-
tungen der Eltern auf verlässli-
che Kinderbetreuung erfüllen 
können.

2017 hatt e der Bund ein Son-
derprogramm zum Ausbau der 
Kinderbetreuung geschaff en. 
Noch bis 31. August dieses Jah-
res können Kommunen Anträge 
auf Mitt el aus dem Sonderpro-
gramm stellen; ausgelegt ist das 
Programm bis Ende 2020. Auf 
Bayern entf allen Bundesmitt el 
in Höhe von 178 Millionen Euro, 

die neben der Förderung nach 
Arti kel 10 des kommunalen Fi-
nanzausgleichs einen wesentli-
chen Beitrag zur Schaff ung neu-
er Betreuungsplätze leisten. 

Bereits 2017 hatt e der Frei-
staat den Förderbedarf bayern-
weit auf mehr als 500 Millionen 
Euro geschätzt. Im selben Jahr 
hatt e der Bayerische Städtetag 
davor gewarnt, dass die Bundes-
mitt el schnell ausgeschöpft  sein 
werden und daher eine Ergän-
zung durch Landesmitt el ange-
regt. 

Kommunen vollziehen 
bestehendes Recht

Mit Blick auf die aktuelle 
Diskussion in einzelnen baye-
rischen Städten und Gemein-
den über die Erhebung von Er-
schließungsbeiträgen für soge-
nannte Altstraßen erklärte der 
Geschäft sführer des Bayerischen
Städtetags, Bernd Buckenhofer:
„Bei Debatten um die Ab-
 (Fortsetzungs auf Seite 2)

Zukunft sforum Ländliche Entwicklung in Berlin:

Perspekti ven für 
alle Generati onen

„Ländliche Entwicklung – gemeinsame Aufgabe für Staat 
und Gesellschaft “ lautete das  Thema des 12. Zukunft sfo-
rums Ländliche Entwicklung in Berlin, das an zwei Tagen  
begleitend zur Internati onalen Grünen Woche stattf  and. 
In diesem Jahr kamen mehr als 1300 Multi plikatoren aus 
dem ländlichen Raum zusammen, die alle dazu beitragen 
wollen, ein Auseinanderdrift en von Stadt und Land und 
der Regionen untereinander zu verhindern.

Eröff net wurde das Forum von 
Bundespräsident Frank-Walter
Steinmeier und Bundeslandwirt-
schaft sministerin Julia Klöckner.
Letztere verwies auf die hohe 
Priorität des Themas. Gleichwer-
ti ge Lebensverhältnisse wirkten
Polarisierungstendenzen entge-
gen und beförderten den Zu-
sammenhalt. 

Bürger erwarten 
moderne Infrastruktur

„Das Staatsoberhaupt hier an 
unserer Seite zu wissen, ist ein 
wichti ges Signal“, fuhr Glöckner 
fort, beträfen die Herausforde-
rungen doch die Mehrheit unse-
rer Bevölkerung. 57 Prozent le-
ben auf dem Land, 90 Prozent 
der Fläche in Deutschland sind 
ländlich geprägt. Nach Ansicht 
der Ministerin erwarten die Bür-
gerinnen und Bürger zu Recht, 
„hier nicht abgehängt zu wer-
den, sie erwarten eine moder-

ne Infrastruktur, die Anbindung 
an schnelles Internet, eine gute 
Gesundheitsversorgung, att rak-
ti ve Arbeitsplätze sowie kultu-
relle und schulische Angebote. 
Konkret geht es beispielsweise 
darum, dass regelmäßig ein Bus 
fährt, Schulen geöff net bleiben, 
man die Möglichkeit hat, vor 
Ort mal eine Theaterauff ührung 
oder Ausstellung zu besuchen.“

Akteure vor Ort vernetzen

Mit Blick auf das Leitmott o 
ging es um passgenaue Lösun-
gen, nicht um Verteilung mit der 
Gießkanne. Grundsätzlich gilt 
es, die Akteure vor Ort zu ver-
netzen und Perspekti ven für alle 
Generati onen zu schaff en.

Im Mitt elpunkt des 12. Zu-
kunft sforums Ländliche Ent-
wicklung im City Cube Berlin 
stand die Zukunft  des Landle-
bens: Politi ker, Wissenschaft ler,
 (Fortsetzung auf Seite 4)

Generati onenwechsel und Stabübergabe: Beim jüngsten CSU-Par-
teitag in München wählten die Delegierten als Nachfolger von 
Horst Seehofer zum neuen Parteivorsitzenden Ministerpräsident 
Dr. Markus Söder, der versicherte, dass er diese Aufgabe „mit gro-
ßer Leidenschaft  und Entschlossenheit“ angehe. Nach Franz Josef 
Strauß ist Seehofer damit dienstältester Parteichef in der CSU-Ge-
schichte. Zehn Jahre und drei Monate nach seiner ersten Wahl 
trat er aus der vordersten Reihe ab. Bundesminister des Innern, 
für Bau und Heimat bleibt Seehofer. Bild: CSU



Wir gratulieren

ZUM 70. GEBURTSTAG
Bürgermeister Franz Pestenhofer 

93189 Reichenbach 
am 10.2.

ZUM 65. GEBURTSTAG
Bürgermeister Bruno Schmidt 

91244 Reichenschwand 
am 8.2.

Bürgermeister Johann Pollinger 
93155 Hemau 

am 11.2.

ZUM 60. GEBURTSTAG
Bürgermeister Günther Rögner 

91238 Engelthal 
am 11.2.

ZUM 55. GEBURTSTAG
Bürgermeister Werner Roder 

95519 Vorbach 
am 4.2.

Bürgermeister Egon Klöffel 
97711 Thundorf 

am 13.2.

ZUM 50. GEBURTSTAG
Bürgermeister Markus Dollacker 

92266 Ensdorf 
am 2.2.

Bürgermeister Franz Ehgartner 
84419 Obertaufkirchen 

am 2.2.

ZUM 45. GEBURTSTAG
Bürgermeister Thomas Fischer 

91096 Möhrendorf 
am 11,.2.

Bürgermeister Markus Dauch 
92445 Neukirchen-Balbini 

am 11.2.

Hinweis in eigener Sache
Trotz aller Bemühungen sind un-
sere Daten nicht vollständig. Wir 
bitten deshalb um rechtzeitige 
Bekanntgabe der bevorstehen-
den runden Geburtstage.
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Planungssicherheit...
(Fortsetzung von Seite 1)�  
rechnung von Erschließungsbei-
trägen für Altstraßen steht sehr 
schnell der Vorwurf im Raum, ei-
ne Kommune würde ,abkassie-
ren‘. Dieser Vorwurf ist falsch. 
Die betroffenen Kommunen 
vollziehen bestehendes Recht.“ 

Mit dem Begriff Altstraßen 
werden Erschließungsstraßen 
bezeichnet, deren Beginn der 
erstmaligen technischen Her-
stellung zum 1. April 2021 min-
destens 25 Jahre zurückliegen 
wird.

Gemeinden dürfen nicht auf 
Einnahmen verzichten

Der Bayerische Gemeindetag 
wies seinerseits nochmals da-
rauf hin, dass die Gemeinden, 
Märkte und Städte weiterhin 
verpflichtet sind, Erschließungs-
beiträge zu erheben, wenn die 
gesetzlichen Voraussetzungen 
dafür erfüllt sind. Nach den 
Worten von Verbandspräsident 
Dr. Uwe Brandl dürfen sie nicht 
einfach auf ihnen zustehende 
Einnahmen verzichten – „sonst 
drohen ihnen rechtsaufsicht-
liche oder gar strafrechtliche 
Konsequenzen.“

Im Sinne einer Gleichbehand-
lung sei es nicht vertretbar, dass 
Grundstückseigentümer in be-
stehenden Baugebieten zu Las-
ten der Allgemeinheit die Er-
schließung „geschenkt“ bekom-
men, während in Neubaugebie-
ten die Grundstückseigentümer 
die Erschließungskosten im-
mer zu zahlen haben, betonte 
Brandl. � DK

Bundeswettbewerb „Klimaaktive Kommune 2019“ gestartet: 

250.000 Euro Preisgeld für  
„Klimaaktive Kommunen“

Der Bundeswettbewerb „Klimaaktive Kommune 2019“ läuft. 
Städte, Landkreise und Gemeinden sind deutschlandweit auf-
gerufen, sich mit ihren vorbildlichen Projekten zum Klimaschutz 
und zur Anpassung an die Folgen des Klimawandels zu beteiligen. 
Bewerbungsschluss ist der 31. März 2019. Für die Auszeichnung 
der Gewinner stehen insgesamt 250.000 Euro Preisgeld und da-
mit 25.000 Euro je Preisträger zur Verfügung. Die gesuchten Kli-
maprojekte sollen andere Kommunen anregen, neue Ideen auf 
ihre eigenen Situationen zu übertragen und zu realisieren.

Initiatoren sind das Bun-
desumweltministerium und das 
Deutsche Institut für Urbanistik. 
Kooperationspartner sind der 
Deutsche Städtetag, der Deut-
sche Landkreistag und der Deut-
sche Städte- und Gemeinde-
bund. Die Gewinner werden 
auf der 12. Kommunalen Klima-
konferenz im November 2019 
in Berlin bekannt gegeben und 
ausgezeichnet.

Bewerbungen sind in  
vier Kategorien möglich:

1. „Ressourcen- und Energie-
effizienz in der Kommune“ 

Vorbildliche Maßnahmen zur 
Minderung des Ressourcen- 
bzw. Energieverbrauchs in Kom-
munen, z.B. in den Bereichen 
Stadtplanung und -entwicklung, 
Mobilität und Fuhrpark oder In-
frastruktur. Ebenso gefragt sind 
erfolgreich umgesetzte Projekte 
in der Abfall- und Abwasserwirt-
schaft, in Industrie- und Gewer-
begebieten sowie durch Kopp-
lung verschiedener Sektoren. 
Die Steigerung der Ressourcen- 
und Energieeffizienz kann dabei 
beispielsweise mit technischen, 
organisatorischen oder sozialen 
Maßnahmen verbunden sein. 
2. „Klimaanpassung
in der Kommune“ 

Erfolgreiche kommunale An-
sätze, die das Querschnittsthe-
ma der Anpassung an die Folgen 

des Klimawandels – wie stär-
kere und häufiger auftretende 
Starkregenereignisse, Stürme, 
Hitzewellen oder Trockenperi-
oden – vor Ort voranbringen. 
Eingereicht werden können z.B. 
konkrete Maßnahmen, hand-
lungsfeldbezogene oder fach-
übergreifende Strategien, pla-
nerische Instrumente oder Mo-
dellprojekte, um den Schutz der 
Bevölkerung sowie die Robust-
heit von Gebäuden, Infrastruk-

turen, Natur- und Erholungs-
räumen gegen zukünftige Ex- 
tremwetterereignisse zu stärken.  
Synergien von Klimaanpassung 
und Klimaschutz sind wün-
schenswert.
3. „Kommunale Klima-
aktivitäten zum Mitmachen“ 

Vorbildliche Aktionen, um 
Menschen zur Umsetzung von 
Klimaschutzmaßnahmen und/
oder Maßnahmen zur Anpas-
sung an die Folgen des Klima-
wandels zu motivieren, z.B. 
kommunale Kampagnen oder 
spezifische Angebote. 
Sonderpreis „Klimafreundliche 
kommunale Beschaffung“ 

Erfolgreich umgesetzte Pro-
jekte, rund um das Thema kom-
munale Beschaffung: Hier kann 
die Verankerung im öffentlichen 

Ob in Österreich oder in Bayern: Der Fachkräf-
temangel hat an Dynamik zugelegt. Das mer-
ken nicht nur die Betriebe – in der Alpenregion 
spüren drei Viertel der Firmen den Fachkräf-
temangel stark – sondern auch die Kommu-
nen. Für viele wird es immer schwieriger, ge-
eignetes Personal zu finden. Das betrifft die 
Verwaltung genauso wie den Fuhrpark oder 
den Sozialbereich. Beim 7. Kommunalforum 
Alpenraum am 14. März 2019 im Lindner-In-
novationszentrum in Kundl stehen Strategi-
en gegen den Arbeitskräftemangel in den Ge-
meinden im Mittelpunkt. 

Dr. Johannes Kopf, Vorstand des Arbeits-
marktservices wird in seiner Keynote u.a. auf-
zeigen, was auf lokaler Ebene gegen den Fach-
kräftemangel getan werden kann. Strategische 
Personalplanung in Zeiten des Fachkräfteman-
gels beleuchtet Jochen Olbrich von LinkedIn.

Lösungsansätze stehen auch in der abschlie-
ßenden Talkrunde mit den Spitzenvertretern 
der kommunalen Verbände auf der Agenda: 
Dort diskutieren die Präsidenten Mag. Alfred 
Riedl (Österreichischer Gemeindebund), Mag. 
Ernst Schöpf (Tiroler Gemeindeverband) und 

Andreas Schatzer (Südtiroler Gemeindenver-
band) sowie Direktor Georg Große Verspohl 
(Bayerischer Gemeindetag) und NR Hermann 
Gahr (Obmann Forum Land). An mehreren 
Thementischen wird der direkte Austausch 
mit den Referenten groß geschrieben.

Kostenlos für kommunale Entscheider

Das Kommunalforum Alpenraum ist eine Ini-
tiative des Tiroler Fahrzeugherstellers Lindner. 
Premiumpartner ist das Tiroler Entsorgungsun-
ternehmen DAKA. Kooperationspartner 2019 
sind der Österreichische Gemeindebund, der 
Tiroler Gemeindeverband, der Bayerische Ge-
meindetag, der Südtiroler Gemeindenverband, 
Forum Land und Hasibeder Personalservice.

Kooperationspartner und deren Mitglieder 
(für Bayern: kommunale Entscheider aus dem 
Freistaat) nehmen kostenlos an der Veranstal-
tung teil. Frühbucher (bis 5. März 2019) bezah-
len 85 Euro, danach beträgt die Teilnahmege-
bühr 155 Euro. 
Info und Anmeldung: 
www.kommunalforum-alpenraum.eu � r

7. Kommunalforum Alpenraum:

Strategien gegen den  
Arbeitskräftemangel in den Kommunen

Talkrunde mit kommunalen Spitzenvertretern aus Österreich, Bayern und Südtirol

Staatsminister Füracker und Aiwanger:

Plädoyer für einfache 
Grundsteuer

Kritik am Mietenmodell von Bundesfinanzminister Olaf Scholz

Mit Ländervertretern hat Bundesfinanzminister Olaf Scholz in 
Berlin über die Reform zur Grundsteuer diskutiert. Scholz favori-
siert ein wertabhängiges Modell. Die Höhe der Grundsteuer wäre 
dabei vom tatsächlichen Wert der Immobilie abhängig. Steigende 
Immobilienpreise würden damit auch einen Anstieg der Grund-
steuer hervorrufen. Die Grundstückswerte sollen laut dem Vor-
schlag des Bundesfinanzministeriums alle sieben Jahre aktuali-
siert werden.

Bayerns Finanz- und Heimat-
minister Albert Füracker und 
Bayerns Wirtschaftsminister Ai-
wanger kritisieren dieses Mo-
dell: „Das Gespräch der Länder-
finanzminister mit dem Bundes-
finanzminister war ernüchternd. 
Alle Länder sind sich zwar ei-
nig, dass der vorliegende Mie-
tenmodell-Vorschlag von Bun-
desfinanzminister Olaf Scholz so 
nicht bleiben kann, weil es nicht 
vollziehbar ist. Es ist aber auch 
keine Bereitschaft der Mehrheit 
der Länder für eine wirklich ein-
fache neue Grundsteuer zu er-
kennen, die jeder versteht und 
nachvollziehen kann“, hob Füra-
cker hervor. 

Bayern wirbt für  
Einfach-Grundsteuer

Bayern werde weiterhin für 
eine Einfach-Grundsteuer wer-
ben, so der Finanzminister. 
Die Richtungsentscheidung für 
die neue Grundsteuer müsse 
aber Anfang Februar fallen. An-
dernfalls werde es schwierig 
mit der Umsetzung der Vorga-
ben des Bundesverfassungsge-
richts, dass bis Ende dieses Jah-
res die Grundsteuerreform Ge-
setz sein muss, damit die Städ-
te und Gemeinden auch im Jahr 
2020 Grundsteuer nach dem 
bisherigen Recht erheben kön-
nen. Offen sei, wie die unter-
schiedlichen Positionen zusam-
mengeführt werden können. 
„Denn man muss ja auch fest-

stellen, dass es den Befürwor-
tern eines Wertmodells über 
Jahre hinweg nicht gelungen ist, 
ein für alle Länder konsensfähi-
ges Modell zu entwickeln. Diese 
Länder sollten zudem auch an-
erkennen, dass sich die Grund-
steuer als Objektsteuer, anders 
als die Einkommensteuer, nicht 
an der steuerlichen Leistungsfä-
higkeit orientiert“, erklärte der 
Politiker.

„Bei der Grundsteuer für die 
land- und forstwirtschaftlichen 
Betriebe ist für Bayern nur ein 
Ertragswertverfahren zustim-
mungsfähig. Da darf es keine Ex-
perimente geben. Dass die Land-
wirtschaft, wie heute gemeldet, 
mit einer höheren Grundsteuer 
rechnen müsse, entbehrt jegli-
cher Grundlage. Das wird es mit 
Bayern nicht geben“, bekräftigte 
Füracker. 

Zusatzbelastungen vermeiden

Wie Wirtschaftsminister Ai-
wanger erläuterte, „führt das 
von Scholz favorisierte Modell 
nicht nur zu einem hohen Ver-
waltungsaufwand. Vor allem 
müssen Bürger und Betriebe 
mit erheblichen Zusatzbelastun-
gen rechnen. Diese Belastun-
gen können wir vermeiden. Die 
Grundsteuer betrifft jeden: Mie-
ter, Eigenheimbesitzer und Un-
ternehmen. Daher brauchen wir 
ein Modell, das einfach, trans-
parent und fair ist.“

„Mit dem bayerischen Kon-
zept vermeiden wir eine fort-
laufende Neubewertung von 
deutschlandweit rund 36 Milli-
onen Grundstücken. Das spart 
nicht nur Aufwand, sondern 
schafft Planungssicherheit für 
Wirtschaft und Bürger“, machte 
Aiwanger deutlich. � DK

Vergabeverfahren ebenso im 
Mittelpunkt stehen wie zum Bei-
spiel klimagerechte Standards 
bei Neubau und Sanierung, 
beim Mobilitäts- und Fuhrpark-
management, beim Ausbau der 
IT-Infrastruktur oder der Ver-
pflegung. Gefragt sind auch in-
terkommunale Einkaufsgemein-
schaften oder solche zwischen 
Kommunen und anderen Ein-
richtungen. 

In allen Kategorien sind inno-
vative Projekte von besonde-
rem Interesse. Ausdrücklich ge-
wünscht sind ebenfalls Koope-
rationsprojekte, bei denen die 
kommunale Verwaltung mit 
weiteren Akteuren (z.B. Ver-
einen, Verbänden, Kammern, 
Handwerk) und/oder mit ande-
ren Kommunen sowie mit kom-
munalen Unternehmen zusam-
menarbeitet.

Bewerbungsformulare und 
weitere Informationen stehen 
unter www.klimaschutz.de/
wettbewerb2019 bereit. Teil-
nahmeberechtigt sind Städte, 
Gemeinden und Landkreise. � r

Kommission „Nachhaltige Baulandmobilisierung und Bodenpolitik“:

Grundstücke vergünstigt  
an Genossenschaften übertragen

Anlässlich der Sitzung der Kommission „Nachhaltige Bauland-
mobilisierung und Bodenpolitik“ in Berlin haben die Kommis-
sionsmitglieder beschlossen, eine Arbeitsgruppe zu bilden, die 
Lösungsvorschläge zur Frage der Kostenabsenkungen für Grund-
stücke aus dem Vermögen des Bundeseisenbahnvermögen (BEV) 
und für extrem teure Grundstücke aus dem Vermögen der Bun-
desanstalt für Immobilienaufgaben (BIMA) erarbeiten soll. 

Dazu Axel Gedaschko, Prä-
sident des Spitzenverbandes 
der Wohnungswirtschaft GdW: 
„Wir begrüßen die Einsetzung 
einer Arbeitsgruppe innerhalb 
der Kommission für Baulandmo-
bilisierung ausdrücklich. Hohe 
Grundstückskosten sind ein im-
menses Hindernis für bezahlba-
ren Wohnraum in Deutschland. 
Derzeit treten verstärkt Situati-
onen auf, in denen Wohnungs-
genossenschaften ihre Erbbau-
rechtsgrundstücke, die an das 
Ende ihrer Laufzeit gelangen, in 
einigen Hotspots zu immens ho-
hen Preisen vom Bundeseisen-
bahnvermögen (BEV) erwerben 

müssen. Eine Gefahr nicht nur 
für die Wirtschaftlichkeit der 
Genossenschaft, sondern auch 
für die Genossenschaftsmitglie-
der, die in diesen Wohnungen 
leben. Denn ihre Mieten müss-
ten deutlich steigen, da die Ge-
nossenschaften nur so die teu-
ren Grundstückskäufe refinan-
zieren können.“ 

Appell an den Bund

Gedaschko appelliert daher 
an den Bund, auch die Grund-
stücke des Bundeseisenbahn-
vermögens in die Überlegun-
gen zur verbilligten Abgabe von 
Grundstücken einzubeziehen. 
Es dürfe hier nicht nur um die 
Grundstücke der Bundesanstalt 
für Immobilienaufgaben (BImA) 
gehen. Die nun dafür eingesetz-
te Arbeitsgruppe sollte Lösun-
gen finden, um Grundstücke 
vergünstigt an die Genossen-
schaften abgeben zu können. 
Auch die BIMA sollte darauf ach-
ten, dass nicht nur Grundstü-
cke für den öffentlich geförder-
ten Wohnungsbau verbilligt ab-
gegeben werden, sondern auch 

für den genossenschaftlichen 
Wohnungsbau, der immer das 
bezahlbare Segment bedient. 

Das Bundeseisenbahnvermö-
gen hat ursprünglich im Rah-
men der Wohnungsfürsorge-
verpflichtung für die Bedienste-
ten der Deutschen Bahn Grund-
stücke im Erbbaurecht an die 
Eisenbahnwohnungsgenossen-
schaften sowie die Eisenbahn-
gesellschaften vergeben. Die 
Grundstücke, die an die Eisen-
bahngesellschaften im Erbbau-
recht vergeben waren, wurden 
vor dem Verkauf der betreffen-
den Unternehmen durch den 
Bund in das Eigentum der Ge-
sellschaften übertragen. Da-
für wurde damals unter Beteili-
gung des Spitzenverbandes der 
Wohnungswirtschaft GdW ein 
spezielles Wertermittlungsver-
fahren abgestimmt. Die Erb- 
baurechtsgrundstücke der Ei-
senbahn-Wohnungsgenossen-
schaften wurden dabei nicht be-
rücksichtigt. Nachdem die Erb-
baurechtsgrundstücke aktuell 
zunehmend an das Ende ihrer 
Laufzeit gelangen, bestand Be-
darf, mit dem Bundeseisen-
bahnvermögen ebenfalls ein 
Verfahren bezüglich der Über-
tragung dieser Erbbaurechte in 
das Eigentum der Wohnungs-
genossenschaften abzustim-
men. Die Verhandlungen orien-
tierten sich an dem Verfahren 
für die Eisenbahn-Wohnungs-

gesellschaften – aber grund-
sätzlich stets anhand der aktu-
ellen Verkehrswerte der Grund-
stücke. Der Mindestwert da-
bei ist der Bodenrichtwert für 
das unbebaute Grundstück. Die 
Folgen sind zum Teil drastisch: 
Insbesondere in den Ballungs-
räumen wie München, Düssel-
dorf oder Frankfurt gehen die 
Kaufpreise, für diese Grundstü-
cke, durch die Decke. Damit die 
Wohnungsgenossenschaften 
solche Preise überhaupt finan-
zieren können, sind sie gezwun-
gen, dies auch über höhere Mie-
ten auszugleichen. � r

Bayerisches  
Familiengeld 

„Morgen werden wir die 
250 -Mil l ionen-Euro -Marke 
überschreiten – unsere Famili-
en profitieren sehr von dieser 
in Deutschland einmaligen Leis-
tung!“, sagte Bayerns Familien-
ministerin Kerstin Schreyer am 
17. Januar 2019.

Zu diesem Datum waren über 
250 Millionen Euro an die baye-
rischen Mütter und Väter ausge-
zahlt, über 275.000 Bescheide 
fertiggestellt. Schreyer betonte:  
„Das Bayerische Familiengeld 
ist transparent und unbürokra-
tisch. Alle Mütter und Väter von 
ein- und zweijährigen Kindern 
bekommen 250 Euro pro Monat 
und Kind. Ab dem dritten Kind 
sind es sogar 300 Euro.“

Das Familiengeld wird seit 
September 2018 für alle ein- 
und zweijährigen Kinder in Bay-
ern gezahlt. Wer Elterngeld be-
zieht, muss keinen eigenen An-
trag stellen – das Familiengeld 
kommt automatisch. Die Idee 
hinter dem Familiengeld: Eltern 
wissen am besten, welche Be-
treuung, Bildung und Erziehung 
für ihr Kind in den ersten Le-
bensjahren richtig ist.

Ministerin Schreyer nutzte die 
Gelegenheit auch, um den Mit-
arbeiterinnen und Mitarbeitern 
für ihren vollen Einsatz für die-
se neue Leistung des Zentrums 
Bayern Familie und Soziales (ZB-
FS) als ausführende Behörde zu 
danken. � r
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„Wer die Vergangenheit 
nicht kennt, kann die Gegen-
wart nicht verstehen und die 
Zukunft nicht gestalten.“ Hel-
mut Kohl beschrieb auf die-
se Weise eindrucksvoll die Be-
deutung der Geschichtsarbeit. 
Der Landkreis Mühldorf a. Inn 
setzt sich im Rahmen von Ge-
schichtstagen, die alle zwei/
drei Jahre stattfinden, intensiv 
mit den eigenen, historischen 
Wurzeln auseinander. Dabei 
geht es nicht nur um das Verstehen von Ver-
gangenheit und die Gestaltung der Zukunft. 
Die Geschichtstage zeigen außerdem, dass Ge-
schichtsforschung Spaß macht und die Men-
schen der Gegenwart untereinander und mit 
der Vergangenheit verbindet. 

„Energie schläft nie“ war das Motto der 
Geschichtstage 2018. In fast 50 Projekten lu-

den mehr als 120 Akteure die Besucherin-
nen und Besucher zwei Wochen lang dazu 
ein, sich mit unterschiedlichen Facetten von 
Energie in Vergangenheit, Gegenwart und 
Zukunft zu befassen. 

Die Themen gruppierten sich um die Blö-
cke „Energie aus Wasserkraft“, „fossile Ener-
gie“, „regenerative Energie“, dazu „Energiever-
sorgung und Energienutzung“ und schließlich 
„spirituelle Energie“. 

Die Veranstaltungen fanden an 29 Orten 
im gesamten Landkreis statt. Am Ende haben 
mehr als 7.500 Besucher, auch aus benachbar-
ten Landkreisen, die Geschichtstage 2018 be-
sucht – ein großer Erfolg, für den Landkreis 
und die Region. 

Die Akteure organisierten Ausstellungen, 
Vorträge und Diskussionen, unter anderem 
mit meditativen Momenten oder mit The-
ater-, Musik- und Kunstvergnügen angerei-
chert. Bei den „Programmen vor Ort“ öffne-
ten einige Betriebe ihre sonst oft verschlosse-
nen Türen. Exkursionen wurden durchgeführt 
– zu Fuß, per Rad oder per Bus – und Experten 
boten Führungen an. Zeitzeugen berichteten 
über ihre mannigfaltigen und wertvollen Er-
fahrungen. Filmprojekte und Bücher entstan-

den und werden nach wie vor 
geschaut und gelesen.

Die Mühldorfer Professorin 
Waltraud Schreiber war die 
Koordinatorin der Geschichts-
tage – und vor gut 10 Jahren 
auch deren Erfinderin. Ihr An-
liegen, Verbindungen zwi-
schen Vergangenheit, Gegen-
wart und Zukunft auf eine 
Weise herzustellen, die Ein-
heimischen und Neubürgern 
Identität und Orientierung 
gibt, griffen die Akteure mit 
hoher Kompetenz und großer 
Leidenschaft auf. Deshalb ver-

folgten die Geschichtstage nicht nur das Ziel 
zu zeigen, wie findig Menschen zu jeder Zeit 
dabei waren, sich mit Energie zu versorgen. 
Es ging immer auch darum, dass Energie und 
Leben eng verbunden sind und dass sich dar-
aus Verantwortung ergibt. Heute und morgen 
ebenso wie in der Vergangenheit. 

Wie vielfältig die Angebote waren, zeigt das 
Beispiel Wasserenergie: Exkursionen führ-
ten nicht nur an Orte, an denen schon seit 
dem Mittelalter verschiedene Mühlen, Ge-
treide- und Sägemühlen, aber auch Steinmüh-
len, Ölmühlen oder Papiermühlen standen. 
U.a. konnten Denkmäler der frühen Indus- 
trialisierung besichtigt werden, in denen durch 
Transmission über Riemen mehrere Maschi-
nen über ein Wasserrad betrieben wurden. 
Die Nutzung der Wasserkraft für den Antrieb 
von Turbinen und die Stromerzeugung mittels 
eines Generators ist der nächste Schritt der 
Entwicklung. 

Besucht wurden Kleinkraftwerke an einem 
nur 10 km langen Bach ebenso wie das nun 
schon fast 100 Jahre arbeitende Großkraft-
werk in Töging. Durch Ausstellungen, Thea-
terszenen und Zeitzeugenberichte wurden Zei-
ten lebendig, in denen „das Elektrische“ noch 
keine Selbstverständlichkeit war.

Die Besucher konnten sich aber auch davon 
überzeugen – und so landen wir wieder in der 
Gegenwart – dass die dezentrale Stromerzeu-
gung ein Mosaiksteinchen bei der aktuellen 
Energiewende sein kann. Die Geschichtstage 
2018 waren ein besonderer und hervorragen-
der Ausdruck einer landkreisweiten Kooperati-
on und des Zusammenhaltes! Sie zeigten, wie 
direkt und nahbar Geschichte sein kann, wie 
Geschichte Jung und Alt zusammenbringt und 
einer Region Impulse geben kann – auch für ihr 
Nachdenken über das Morgen.

GZ KOLUMNE
Georg Huber

Mühldorfer 
Geschichtstage im  

Zeichen der Wasserkraft

Liebe Leserinnen
und Leser!

31. Januar 2019

Ihr Georg Huber
Landrat des Landkreises Mühldorf

Innenstadt als begehbare Geschichte:

Städte sind im Umbruch
Von Andreas Reiter, ZTB Zukunftsbüro Wien

Tradierte Strukturen brechen auf, neue Möglichkeitsräume ent-
stehen. Insbesondere zwei Megatrends – Digitalisierung und ge-
sellschaftlicher Wandel – treiben dabei die Veränderung voran.

Die digitale Transformation 
der Städte, die flüssige Gesell-
schaft mit ihren fragmentierten, 
beschleunigten Lebensläufen 
sowie ein zunehmender Non-
stop-Lebensstil (24/7) der Digi-
tal Natives verschieben Funkti-
onen im städtischen Raum und 
schaffen neue Formate. 

Flüssiger Lebensstil

Orte werden multifunktional 
und fließend, ganz im Sinn ei-
ner hypermobilen to-go-Gesell-
schaft. Die Digital Natives pfle-
gen einen flüssigen Lebensstil 
(Work-Life-Blending), der sich 
zur Entfaltung ebensolche Räu-
me sucht. Multifunktionale For-
mate bestimmen das Werte-Set, 
aus Co-Working wird Co-Living. 

Die einzelnen Lebensberei-
che, vor allem Arbeits- und 
Wohnort, Konsum und Dienst-
leistungen verschränken sich 
künftig wieder: Von der Markt-
halle in Rotterdam über die 
High-End-Büroimmobilie Twen-
ty Two in London bis zur Digital 
Church in Aachen – überall ent-
stehen besondere Orte, die in 
sich die DNA der flüssigen Mo-
derne tragen. 

Während die Industrialisie-
rung ja einst für klare Trennlini-
en zwischen Arbeits- und Wohn-
welten gesorgt hatte, wird diese 
Trennung in der digitalen Mo-
derne wieder aufgehoben. In 
der intelligenten Stadt von mor-
gen überlagern sich analoge und 
virtuelle Sphären, alles fließt in-
einander: Bricks und Clicks, Ar-
beit und Freizeit, Öffentliches 
und Privates. 

„Die Digitalmoderne… hat ein 
Faible für das Hybride… sie pri-
vatisiert das Öffentliche, veröf-
fentlicht das Private, sie verun-
klart den Ort und die Zeit und 
die Funktionen“, erkannte Han-
no Rauterberg (Wir sind die 
Stadt!: Urbanes Leben in der Di-
gitalmoderne, 2013). 

Sehnsucht nach Emotion

Doch je mehr sich Daten und 
reale Räume überlappen, je ge-
schmeidiger sich die Customer 
Journey des Nutzers gestaltet 
(on- wie offline), desto intensi-
ver wird dessen Sehnsucht nach 
Emotion. Stadt-Nutzer sehnen 
sich nach realen Erfahrungen, 
nach multisensuellen Erlebnis-
sen und nach magischen Or-
ten, die eine tiefere Bedeutung 
in sich tragen. Innenstädte sind 
solche Epizentren der Emotion. 
Sie sind begehbare Geschichte 
in 3D, Speicher der kollektiven 
Identität.

Suche nach Identität

Der aktuelle Trend zur Histori-
sierung und zur Rekonstruktion 
(z. B. Frankfurter Altstadt, Ber-
liner Schloss u. a.) hängt mit die-
ser Suche nach Identität zusam-
men – Menschen brauchen Or-
te, die sie einbetten in ein grö-
ßeres Ganzes, die sie andocken 
an eine Zeitlinie (gestern-heu-
te-morgen). Diese Orte vermit-
teln Beständigkeit (und damit 
Orientierung) in einer Zeit der 
Umbrüche. Eines der stärks-
ten Shopping-Erlebnisse in Eu-
ropa bietet derzeit ein 500 Jah-
re alter Palast, der Fondaco dei 
Tedeschi in Venedig. Dieser Pa-
lazzo – jetzt im Besitz des Lu-
xus-Konzerns LVHM (Moët Hen-
nessy Louis Vuitton) – wurde 
von Rem Koolhaas sehr achtsam 
und sehr mutig (Rolltreppen im 
Inneren) zu einem vierstöckigen 
Edel-Store mit raffiniertem Sto-
rytelling umgebaut – in den Säu-
lenhallen überall großes „Mar-

ken-Theater“ und in der Mitte 
wertige Gastronomie. 

Die Zukunft des Handels im 
Digital Battleground? 

Da künftig die tägliche Ver-
sorgung zunehmend ins Netz 
wandert und/oder an nomadi-
sche Knotenpunkte (Bahnhöfe, 
U-Bahn-Stationen etc.), bedeu-
tet Shopping von morgen: Ma-
gie der Dritten Orte, Entkoppe-
lung von Showroom und Ver-
kauf, kurzum: Ritualisierung 
des Besonderen. Neue Anker-
orte entstehen. Letztere vor al-
lem im hybriden Mix von Kul-
tur, Kommunikation und Ins-
piration – wie etwa Museen, 
Konzerthäuser oder größere 
Komplexe, letztere im Cross De-
velopment Handel-Tourismus 
(wie z. B. beim Bikini-Komplex 
in Berlin oder dem Goldenen 
Quartier in Wien, wo jeweils Re-
tail-Konzepte und Hotel stim-
mig die Magie des Ortes erzäh-
len). Der Händler wird zum Story 
Dealer, der den Kunden hinein-
zieht in spannende Erlebniswel-
ten (die dieser im Netz nicht in 
der multisensuellen Tiefe be-
kommt). Aus dem Point of Sale 
wird der „Point of Emotion“. In 
der Ökonomie der Aufmerksam-

keit gibt es eine heimliche Leit-
währung – Gefühle. Der Kon-
sument wird zum Sammler von 
Erinnerungen, der in der ana-
logen Stadt ungewohnte Erleb-
nisse sucht und daraus seinen 
Image-Gewinn erzielt.

Social Retail

Konsumenten, deren Alltag 
permanent von Algorithmen 
getrackt und überwacht wird, 
wollen morgen vor allem über-
rascht werden. Virtuelle und 
analoge Touchpoints werden 
sich da überlappen, z. B. in Mi-
xed Reality-Stores, in denen der 
Kunde auf der Suche nach Berg-
schuhen einen virtuellen Berg-
hang hochklettern kann, intelli-
gente Umkleidekabinen, die den 
Partner in Form von Hologram-
men zur Unterstützung bei der 
Kleiderauswahl hereinspielen 
u.s.w. Shopping-Formate wer-
den künftig aber auch soziale Er-
lebnisse gestalten müssen – So-
cial Retail. Bei diesen Konzepten 
geht es um gemeinsame Erleb-
nisse mit anderen (daher auch 
der unaufhaltsame Vormarsch 
der Gastronomie in frühere 
Handelsflächen). Attraktive Ge-
schäfte werden zur begehbaren 
Story, die den Nutzer mit star-
ken Erinnerungen auflädt. 
Infos: www.ztb-zukunft.com
blog-ztb-zukunft.com 
Quelle: Cima.News� r

Der Münchner Trinkwassergewinnung auf der Spur:

Herzstück Mangfalltal
Das Münchner Trinkwasser (M-Wasser) gehört zu den besten in 
Europa. Beliefert wird die Landeshauptstadt von den Stadtwer-
ken München (SWM) mit Quellwasser überwiegend aus dem 
Mangfalltal, aber auch aus dem Loisachatal und der Münchner 
Schotterebene, die allerdings nur als Reserve-Gewinnungsgebiet 
dient. Passend zum Thema Trinkwasser haben die Stadtwerke 
München den M-Wasserweg entwickelt. Der Wasserweg startet 
am Deutschen Museum in München und zieht sich mit 20 Statio-
nen über 82 Kilometer bis nach Gmund am Tegernsee.

Bei den Wassergewinnungs-
anlagen handelt es sich im We-
sentlichen um die Mühltaler 
Hangquellfassungen im Gemein- 
degebiet Valley, die Reisacher 
Grundwasserfassung auf dem 
Gebiet der Stadt Miesbach und 
die Gotzinger Hangquellfas-
sung im Gebiet der Gemeinde 
Weyarn. Diese liefern heute gut 
80 Prozent des benötigten Was-
sers: etwa 2.800 Liter pro Se-
kunde, ca. 100 Mio. Kubikme-
ter Trinkwasser pro Jahr. Bei ei-
nem Ortstermin mit dem ehe-
maligen Leiter des Betriebshofs 

der SWM Wassergewinnung in 
Thalham (Weyarn), Hans Niggl, 
konnte sich die GZ ein präzises 
Bild vom Aufbau der zentralen 
Münchner Trinkwasserversor-
gung machen.

Pettenkofers Weitsicht

1883 floss das erste Trinkwas-
ser aus der Mühlthaler Hang-
quellfassung nach München. 
Bereits im Jahr 1900 verfügte 
die Stadt über das modernste 
Wasserversorgungs- und Kana-
lisationssystem Deutschlands. 
Verantwortlich hierfür war in 
besonderem Maße der baye-
rische Chemiker und Hygieni-
ker Max von Pettenkofer. Er er-
kannte, dass die damals schlech-
ten hygienischen Verhältnisse in 
München – die Stadt wurde im-
mer wieder von Seuchen wie 
Cholera und Typhus heimge-
sucht – vor allem auf verunrei-
nigtes Trinkwasser und eine feh-
lende Kanalisation zurückzufüh-
ren waren. Pettenkofer forderte 
daher, für das Trinkwasser neue 
Quellen außerhalb der Stadt zu 
erschließen, wo die Böden nicht 
verunreinigt waren, und eine 
Kanalisation zu bauen. Unter 
seinem direkten Einfluss star-
tete die Landeshauptstadt den 
Umbau der Trinkwasserversor-
gung. Herzstück hierbei war die 
Fassung der Quellen aus dem 
Mangfalltal.

Vorläufer der modernen  
Horizontalfilterbrunnen

1902 wurde die Gotzinger Hang- 
quellfassung in Betrieb genom-
men und entschieden, das Ge-
winnungsgebiet mit dem Bau der 
Grundwasserfassung Reisach zu 
erweitern. Diese wurde 1913 in 
Betrieb genommen. Bei beiden  

Gewinnungsanlagen handelt es 
sich um sogenannte Freispiegel-
werke, bei denen das Wasser oh-
ne Einsatz von Pumpen in freiem 
Abfluss gewonnen wird. 

Der 520 Meter lange Quell-
sammelstollen der „Hangquell-
fassung Gotzing“ deckt ein Vier-
tel des Trinkwasserbedarfs  der 
Landeshauptstadt. In der Grund-
wasserfassung Reisach, verbor-
gen in einem der imposantesten 
Bauwerke der Münchner Trink-
wasserversorgung, dem sog. 
Reisacher Wasserschloss, wird 
das Wasser durch im Grund-
wasser liegende Sammelkanä-
le gefasst. Diese liegen in rund 
neun Metern Tiefe, haben ei-
nen Durchmesser von etwa zwei 
Metern und eine Länge von ins-
gesamt ca. 1,8 Kilometern. In ih-
rer Bauweise gilt die Fassung als 
Vorläufer der modernen Hori-
zontalfilterbrunnen. 

Am „Spiralschacht Thalham“ 
wiederum macht die weitläufi-
ge Plastik „Tränen der Erde“ des 
Bildhauers Karl Jakob Schwal-
bach auf die hier beginnende, 
neue Zuleitung aus dem Was-
ser-Gewinnungsgebiet nach 
München aufmerksam. Impo-
sant ist auch der Spiralschacht 
Thalham selbst, der sich in ei-
nem eher unscheinbaren Holz-
stadel verbirgt. In einem run-
den Becken fließt hier das kris-
tallklare Wasser spiralförmig in 
den Mühlthal-Mangfallstollen 
zur Verteilung. 

Grundsätzlich sind die Quell-
gebiete im Mangfalltal durch 
Gesteinsschichten bestens ge-
schützt. Da die Wasservorkom-
men aus dem regenreichen 
Rand des Gebirges gespeist und 

ständig nachgebildet werden, 
sind sie außerdem sehr ergiebig 
und unerschöpflich. 

Auch eine sichere Zuleitung 
ist von hoher Bedeutung. Durch 
mehrere unterirdische Leitun-
gen wird das frisch gewonnene 
Wasser aus den Gewinnungsge-
bieten in die Hochbehälter im 
Süden der Stadt geleitet. Dabei 
kommt es darauf an, dass im-
mer die richtige Wassermenge 
am richtigen Ort ist.

Versorgungssicherheit

Sowohl die Gewinnungsanla-
gen als auch die Wasserleitun-
gen sind so ausgerichtet, dass sie 
sich jederzeit gegenseitig erset-
zen können. Ein möglicher Aus-
fall einer Anlage kann kurzfris-
tig durch eine Anlage an ande-
rer Stelle aufgefangen werden. 
Somit ist die Versorgungssicher-
heit jederzeit gewährleistet. 
Die Wasserqualität zeichnet sich 
besonders durch ihren hohen 
Mineralstoffgehalt aus. Beim 
Versickern durch die einzelnen 
Erd- und Gesteinsschichten wird 
das Wasser gefiltert und mit 
zahlreichen Mineralien angerei-
chert. M-Wasser kann man di-
rekt aus dem Wasserhahn ge-
nießen. Denn das Münchner 
Trinkwasser hält nicht nur alle 
Grenzwerte der Trinkwasserver-
ordnung ein, es unterschreitet 
diese sogar um ein Vielfaches.

Unter dem Motto „Voraus-
schauender Wasserschutz ist 
sinnvoller als aufwändige Rei-
nigung und Aufbereitung“ soll 
die Münchner Trinkwasserquali-
tät langfristig gesichert werden. 
Die Flächen im Besitz der Stadt-

werke und im Einzugsgebiet der 
Trinkwassergewinnung werden 
nach den Anforderungen des 
ökologischen Landbaus bewirt-
schaftet. Auf ihnen werden  
keinerlei chemisch-synthetische 
Dünge- oder Pflanzenschutz-
mittel verwendet, sondern aus-
schließlich betriebseigene Na-
turdünger, die boden-und pflan-
zenverträglich aufbereitet wor- 
den sind. Gülle aus konventi-
oneller Tierhaltung wird nicht 
eingesetzt, Düngehöchstmen-
gen sind flächenbezogen fest-
gelegt. Auf diese Weise konn-
te sich im Mangfalltal eine be-
eindruckende Flora und Fauna 
entwickeln. Seltene Pflanzen- 
und Tierarten haben hier einen 
Rückzugsraum gefunden. 

SWM-Initiative „Ökobauern“

Eine Vorbildfunktion über die 
Grenzen Deutschlands hinaus 
hat die SWM-Initiative „Öko-
bauern“. Seit dem Start des För-
derprogramms im Jahr 1992 ha-
ben rund 150 Bauern ihre Be-
triebe von traditioneller auf 
boden- und gewässerschonen-
de Landwirtschaft und artge-
rechte Tierhaltung umgestellt 
– mit positiven Auswirkungen 
auf das Grundwasser und auf 
die dort produzierten Lebens-
mittel. Dafür erhalten die Land-
wirte – je nach Zone im Ein-
zugsgebiet – eine Vergütung 
in Höhe von bis zu 300 Euro 
pro Hektar und Jahr. Gemein-
sam bewirtschaften sie eine 
Fläche von rund 3.500 Hektar. 
Das ist die größte, zusammen-
hängende, ökologisch bewirt-

� (Fortsetzung auf Seite 4)

Hans Niggl, langjähriger Leiter 
der SWM Wassergewinnung in 
Thalham. � r
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(Fortsetzung von Seite 1)
Vorjahresvergleich ein Zuwachs 
von 0,9 Prozent. „Ein deutliche-
res Plus wäre ohne Frage mög-
lich gewesen, doch der leer-
gefegte Fachkräftemarkt gab 
dies nicht her“, sagt Peteran-
derl. Dank der guten Konjunk-
tur und den stabilen Aussich-
ten für 2019 haben viele Hand-
werker im 4. Quartal 2018 noch 
einmal kräftig investiert: Die In-
vestitionsneigung lag bei 38 Pro-
zent, zwei Punkte mehr als im 
Vergleichsquartal des Vorjah-
res. Der BHT schätzt das Investi-
tionsvolumen auf etwa eine Mil-
liarde Euro. Dies ist ein Zuwachs 
von 8,0 Prozent. 

Rund vier Prozent plus

Im Gesamtjahr summierten 
sich die Investitionen auf rund 
3,6 Milliarden Euro, 4,3 Prozent 
mehr als 2017. Die Zahl der bay-
erischen Handwerksunterneh-
men lag zum Jahresende bei ca. 
203.000 und damit auf Vorjah-
resniveau. Für 2019 rechnet das 
bayerischen Handwerk mit ei-
nem Umsatzplus von nominal 
vier Prozent. Die Zahl der Be-

(Fortsetzung von Seite 1)
Unternehmer und Praktiker dis-
kutierten hier gemeinsam über 
Herausforderungen der ländli-
chen Regionen, über ihr Poten-
zial als Wirtschafts- und Lebens-
raum sowie über erfolgreiche 
Ansätze für den Erhalt der Le-
bensqualität.

Nach der Eröffnungsveran-
staltung griffen 24 Fachforen 
das breite Themenspektrum der 
ländlichen Entwicklung auf: Ne-
ben der Bedeutung von Bildung, 
Bürgerbeteiligung und Digitali-
sierung lag der Fokus u.a. auf so-
zialen Innovationen für die Zu-
kunft der Regionen.

Kommuniqué für das  
Leben auf dem Land

Am Rande der Veranstaltung 
stellte das Aktionsbündnis „Le-
ben auf dem Land“, bestehend 
aus dem Bundesministerium für 
Ernährung und Landwirtschaft 
(BMEL), dem Deutschen Indus-
trie- und Handelskammertag 
(DIHK), dem Deutschen Land-
kreistag (DLT), dem Deutschen 
Städte- und Gemeindebund 
(DStGB) und dem Zentralver-
band des Deutschen Handwerks 
(ZDH), sein Kommuniqué vor. 
Grundsätzlich will das Aktions-
bündnis darauf hinwirken, dass 
politisch und gesellschaftlich 
Bedingungen so gestaltet wer-
den, dass die ländlichen Räume 
auch in Zukunft prosperieren 
und ein attraktiver Lebens- und 
Wirtschaftsraum sind. 

So sollte der Ausbau des Glas-
fasernetzes sowie der Aufbau 
der 5G-Mobilfunkversorgung in 
den ländlichen Räumen voran-
getrieben werden. Hierzu sei ei-
ne Flächendeckung erforderlich. 
In Bezug auf 5G könne auch eine 
Auktion mit negativem Veräu-
ßerungserlös eine Lösung dar-
stellen, um eine weitere und an-
dauernde digitale Spaltung des 
Landes zu verhindern. 

Mehrwert für  
ländliche Räume schaffen

Die Kommission „Gleichwer-
tige Lebensverhältnisse“ soll-
te aus Sicht der Bündnisakteu-
re rasch zu ersten belastbaren 
Ergebnissen gelangen, um ne-
ben den bereits auf anderer 
Ebene politisch umgesetzten 

(Fortsetzung von Seite 1)
schaftete Fläche in Deutschland. 

Neufassung des  
Wasserschutzgebietes

Damit das Grundwasser auch 
in Zukunft entsprechend der ge-
setzlichen Anforderungen ge-
schützt ist, führt das Landrats- 
amt Miesbach gegenwärtig ein 
Wasserschutzgebietsverfahren 
durch. Aus bislang 8,5 Quadrat-
kilometern Schutzzone, die im 
Landkreis Miesbach allein rund 
um Thalham, Reisach und Got-
zing liegen, sollen 15,9 Quad-
ratkilometer werden. In die-

sem Einzugsbereich aber lie-
gen die Höfe von 30 Landwirten 
und Grundstücke von insgesamt 
rund 60 Bauern in der Region.

Um die Neufassung des Was-
serschutzgebietes zu stoppen, 
haben sich betroffene Landwir-
te, Anwohner und Gemeinde- 
räte im Sommer 2018 in der über-
parteilichen Initiative „Heimat- 
wasser Mangfalltal“ zusammen-
geschlossen. Zu gravierend sind 
ihrer Meinung nach die negati-
ven Auswirkungen auf Bürger 
und Gemeinden. Nach wie vor 
sind die Fronten in diesem lang-
jährigen Streit verhärtet, eine Klä-
rung ist nicht in Sicht.� DK

Herzstück Mangfalltal ...

Der Konkurrenz mit den besten Mineralwässern hält das Lei-
tungswasser der Münchner Stadtwerke ohne Weiteres stand. 
Natürlich legt man bei den Münchner Stadtwerken Wert darauf, 
diese Qualität langfristig zu sichern. Dafür muss das Einzugsge-
biet der Quellen von Schadstoffen frei bleiben. Eigentlich sollten 
alle Anwohner dankbar dafür sein, dass ihre Umwelt unbelastet 
bleibt. � r

schäftigten dürfte um etwa 0,5 
Prozent zulegen.

Grundsatz der Subsidiarität

Mit Blick auf die im Frühjahr 
anstehende Europawahl for-
dert der BHT von Brüssel, sich 
auf den Grundsatz der Subsidia-
rität zu besinnen: „Die EU soll 
sich um Dinge kümmern, die sie 
besser regeln kann als die Mit-
gliedsländer. Alles Weitere soll 
möglichst bürgernah in den je-
weiligen Ländern gelöst wer-
den“, so Peteranderl. Diese Ma-
xime helfe auch beim Abbau 
von Bürokratie, die den Hand-
werksbetrieben „immer stärker 
die Luft zum Atmen nimmt.“

Bedürfnisse der KMU

Außerdem sollten die Bedürf-
nisse kleiner und mittlerer Un-
ternehmen (KMU) zentraler Be-
standteil der europäischen Poli-
tik sein. „Es kann nicht sein, dass 
KMU-Politik künftig unter euro-
päischer Industriepolitik zusam-
mengefasst wird. Das verkennt 
die Belange des Mittelstands 
und die Herausforderungen für 
das Handwerk“, kritisiert der 
BHT-Präsident. 

Akzeptanz  
für die EU verbessern

Von der neuen Europäischen 
Kommission und dem neuen 
EU-Parlament erwartet Peteran-
derl eine einfachere Gesetzge-
bung und mehr Zusammenar-
beit mit der mittelständischen 
Wirtschaft. Dies würde die Ak-
zeptanz für die EU erhöhen. 
Die Idee einer europäischen Ar-
beitslosenversicherung oder ei-
nes europäischen Mindestlohns 
lehnt das bayerische Handwerk 
ab. „Wir befürchten zusätzliche 
Bürokratie für unsere Betrie-
be und die Verschwendung von 
deutschen Steuergeldern.“

Tarifautonomie beachten

Genauso zweifelt der Bayeri-
sche Handwerkstag am Sinn ei-
ner staatlich festgesetzten Min-
destausbildungsvergütung. 
Diese könnte das duale Aus-
bildungssystem nachhaltig be-
schädigen, so Peteranderl. „Sie 
trifft vor allem kleine Betrie-
be in strukturschwachen Regio-
nen, die sich dann keinen Azubi 
mehr leisten können“, warnt der 
BHT-Präsident und betont: „Eine 
Mindestausbildungsvergütung 
ist ein massiver Eingriff in die 
Tarifautonomie der Arbeitge-
berverbände und Gewerkschaf-
ten, die Ausbildungsvergütun-
gen nach Regionen und Bran-
chen differenziert aushandeln 
können.“ Die Vergütung stelle 
zudem kein Gehalt, sondern ei-
nen Zuschuss zur Deckung der 
Lebenshaltungskosten dar. � r

SchuldnerAtlas Deutschland 2018:

Bayern mit niedrigster 
Verschuldung

Im Vergleich zu 2017 hatten die Menschen hierzulande im vergan-
genen Jahr noch weniger Geld zur Verfügung. Dies geht aus der 
aktuellen Analyse des Schuldneratlas (Herausgeber: Creditreform 
Wirtschaftsforschung) hervor. Eine Ursache dafür sind die rasant 
gestiegenen Mietkosten. Aktuell sind es 6,9 Millionen Bürger – 
19.000 mehr als in 2017 –, die unter dem wachsenden finanziel-
len Druck zu leiden haben. Somit ist nahezu jeder zehnte Erwach-
sene nicht mehr in der Lage, seine Rechnungen zu begleichen. 

Die Überschuldungsquote liegt 
aktuell in den neuen Bundes-
ländern mit 10,4 Prozent (- 0,02 
Punkte, ohne Berlin) zum sieb-
ten Mal in Folge (wie auch bis 
2008) über dem Vergleichswert 
im Westen (9,98 Prozent; + 0,01 
Punkte). Insgesamt sind 2018 im 
Westen rund 5,8 Millionen Per-
sonen als überschuldet zu be-
trachten, im Osten Deutsch-
lands sind dies rund 1,1 Milli-
onen Personen. Allerdings hat 
sich der Grundtrend in Ost- und 
Westdeutschland umgekehrt: 
Die Zahl der Überschuldungsfäl-
le geht im Osten zurück (- 8.000 
Fälle), im Westen steigt sie wei-
ter an (+ 27.000 Fälle). Bayern 
mit einer Quote von 7,4 Pro-
zent und Baden-Württemberg 
mit 8,3 Prozent führen weiter-
hin das Ranking der Bundeslän-
der an.

Nur Bayern  
auf den ersten 15 Plätzen

Die niedrigste Verschuldung 
bundesweit haben laut Schuld-
nerAtlas die Menschen im Land-
kreis Eichstätt. Dort sind lediglich 
3,85 Prozent der Privatperso-
nen verschuldet. Auf den weite-
ren Plätzen folgen die Landkrei-
se bzw. kreisfreien Städte Erlan-
gen-Höchstadt (4,99 Prozent), 
Schweinfurt (5,1 Prozent), Neu-
markt i.d.OPf., Straubing-Bo-
gen, Neuburg-Schrobenhausen 
Würzburg, Roth, Landshut und 
Aichach-Friedberg. Auf den ers-
ten 15 Plätzen befinden sich 
ausschließlich Landkreise und 
kreisfreie Städte aus Bayern.

Wachsende 
Altersüberschuldung

Die meisten überschulde-

ten Menschen in Bayern lebten 
vergangenes Jahr in den Städ-
ten Hof (14 Prozent), Nürnberg, 
Fürth, Straubing, Weiden in der 
Oberpfalz, Aschaffenburg, Augs-
burg, Kaufbeuren, Schwein-
furt und Ansbach. Bundesweit 
war die Stadt mit der höchs-
ten Überschuldungsquote (21,2 
Prozent) erneut Bremerhaven. 
Auch im Ruhrgebiet waren viele 
Menschen überschuldet. 

Rund 7,65 Prozent der Frauen 

über 18 Jahre (2017: 7,6 Prozent) 
gelten in Deutschland als über-
schuldet und zumindest nach-
haltig zahlungsgestört. Bei Män-
nern sind dies aktuell 12,55 Pro-
zent (2017: 12,6 Prozent). Weiter 
deutlich an Bedeutung gewon-
nen hat das Thema „Altersüber-
schuldung“: 2018 mussten rund 
263.000 Menschen in Deutsch-
land ab 70 Jahren als überschul-
det eingestuft werden. Dies ist 
ein Plus von 35 Prozent. 

Bei den Jungen sinkt die 
Schuldnerzahl

Die Überschuldungszahl und 
-quote in der jüngsten Alters-
gruppe ist 2018 weiter zu-
rückgegangen. Die Überschul-
dungsquote beträgt hier 13,5 
Prozent (- 0,6 Punkte). Weiter-
hin müssen rund 1,6 Millionen 
junge Menschen in Deutsch-
land (unter 30 Jahre) als über-
schuldet eingestuft werden (- 
73.000 Fälle). � DK

Spitzenstimmung...

Maßnahmen zugunsten städti-
scher Ballungszentren wie et-
wa im Zusammenhang mit der 
Bezahlbarkeit von Wohnraum 
nun auch für die ländlichen Räu-
me einen echten Mehrwert zu 
schaffen. Hier erwartet das Akti-
onsbündnis insbesondere Fest-
legungen zur Weiterentwick-
lung von Fördermechanismen, 
zur Dezentralisierung von Ver-
waltung- und Hochschuleinrich-
tungen und zur nachhaltigen Fi-
nanzierung von Infrastrukturen 
in der Fläche. 

Immer wichtiger werden Ver-
kehrsangebote, die sich dem 
Mobilitätsverhalten der Bevöl-
kerung flexibel anpassen. Die 
Anbindung an das überregiona-
le Verkehrsnetz ist hier ebenso 
von Bedeutung wie ein moder-
ner ÖPNV, der bedarfsgerech-
te Lösungen ermöglicht. Auch 
sollte der Ausbau des Glasfaser-
netzes sowie der Mobilfunkver-
sorgung auf der Basis von 5G in 
den ländlichen Räumen gleich-
berechtigt zum städtischen Be-
reich vorangetrieben werden. 

Die Standortattraktivität der 
ländlichen Räume sollte seitens 
der öffentlichen Hand durch In-
vestitionen in flächendeckend 
funktionsfähige schulische und 
berufliche Bildungseinrichtun-
gen, Gesundheitsinfrastruktur 
sowie gute Wohn-, Kultur-, Frei-
zeitangebote unterstützt wer-
den. Von grundlegender Bedeu-
tung sei hierbei eine entspre-
chende Finanzausstattung der 
kommunalen Ebene, die durch 
die Länder sicherzustellen ist. 

Initiativen zur Rückwanderung

Um junge Menschen nach 
absolvierter Ausbildung und 
Studium zur Rückkehr in ih-
re Heimat zu bewegen, sol-
len entsprechende Initiativen 
zur „Rückwanderung“ und zur 
„Zuwanderung“ (z. B. „Welco-
me-Center“) unterstützt bzw. 
gegründet werden. Weiterhin 
brauche es Netzwerke zur Fach-
kräftesicherung, um Fachkräf-
te für die ländlichen Räume zu 
begeistern. Auch die Möglich-
keiten zur Vereinbarkeit von Fa-
milie und Beruf seien zu verbes-
sern. Als ein wichtiger Baustein 
dazu wird der Ausbau flexib-
ler Kinderbetreuung erachtet - 
auch in Randzeiten. � DK

Perspektiven für alle...

Sozialministerin Schreyer:

Altersgerechte Initiativen
Nach dem erfolgreichen Start des Modellprogramms „Schulungs-
angebote für ältere Menschen im Umgang mit digitalen Medi-
en“ gehen die seniorengerechten Bildungsangebote 2019 in die 
nächste Runde. Wie Sozialministerin Kerstin Schreyer in München 
erläuterte, sollen gerade ältere Menschen, für die der Umgang 
mit Online-Anwendungen noch keine Selbstverständlichkeit ist, 
besonders unterstützt und ihnen so Selbstvertrauen für einen si-
cheren Umgang mit dem Internet gegeben werden. „Online“ zu 
sein biete schließlich bis ins hohe Alter viele Vorteile und echte 
Lebensqualität.

Etwa die Hälfte der 90 Mehr-
generationenhäuser in Bayern 
werden sich 2019 am Modell-
programm beteiligen, mit dem 
ältere Menschen umfassend bei 
der Nutzung digitaler Produk-
te und Dienstleistungen bera-
ten und unterstützt werden sol-
len. Gefördert werden haupt- 
und ehrenamtlich geleitete 
Bildungsangebote zu verschie-
denen digitalen Themen. Ne-
ben speziellen Fachkursen – et-
wa zur Benutzung von Messen-
ger-Diensten oder dem Einkauf 
in Onlineshops – werden auch 
niedrigschwellige, offene An-
laufstellen, sog. Mediensprech-
stunden für die Senioren auf-
gebaut. Pro Mehrgeneratio-
nenhaus können für die neu-
en Bildungsangebote für ältere 
Menschen jährlich bis zu 5.000 
Euro beantragt werden.

Wie sieht eine altersgerech-
te Wohnung aus? Und welche 
technische Unterstützung kön-
nen ältere Menschen nutzen? 

Künftig wird dies in sieben Mus-
terwohnungen in Bayern erleb-
bar. „Wir zeigen, wie altersge-
rechtes Wohnen aussehen kann 
– praktisch und für jeden zu-
gänglich. 

Altersgerechte 
Musterwohnungen

Dazu entstehen in ganz Bay-
ern Musterwohnungen, so auch 
in Estenfeld bei Würzburg im 
Regierungsbezirk Unterfran-
ken. Hier können sich Bürgerin-
nen und Bürger, Handwerker 
und andere Interessierte infor-
mieren. Denn die Mehrheit der 
älteren Menschen will so lan-
ge es geht in der eigenen Woh-
nung bleiben. An vielen prakti-
schen Beispielen zum Auspro-
bieren und Anfassen zeigen die 
Wohnungen, wie das gut gelin-
gen kann“, betonte Sozialminis-
terin Schreyer.

Insgesamt werden sieben 
neue Musterwohnungen zum 

Thema altersgerechtes Woh-
nen in ganz Bayern errichtet. Ei-
ne Musterwohnung in Tirschen-
reuth in der Oberpfalz ist bereits 
in Betrieb. Mit jeweils bis zu 
100.000 Euro werden die neu-
en Musterwohnungen mit ihren 
Schauräumen gefördert. Träger 
in Unterfranken ist das Kommu-
nalunternehmen des Landkrei-
ses Würzburg.

Interessierten sollen vor Ort 
Einblicke in die unterschiedli-
chen Möglichkeiten der alters-
gerechten Wohnungsanpassung 
gegeben werden. Besondere 
Beachtung werden dabei tech-
nische Assistenzsysteme, sog. 
Ambient Assisted Living-Lösun-
gen (kurz: AAL) erfahren. Dazu 
gehören beispielsweise steuer-
bare Lichtsysteme, technikge-
stützte Sturzmelder oder auto-
matische Herdabschaltungen. 
„Technische Hilfsmittel sollen 
menschliche Zuwendung nicht 
ersetzen. Sie können aber eine 
ideale Ergänzung sein, wenn es 
darum geht, die Selbstständig-
keit im Alltag zu erhöhen“, er-
läuterte die Ministerin.

Coaching von Familien

Stichwort Langzeitarbeitslo-
sigkeit: Ist ein Familienteil lan-
ge Zeit arbeitslos, sind davon al-
le Angehörigen betroffen: der 
Partner ebenso wie die Kin-
der. Bayern nimmt deshalb mit 
dem Programm CURA (Coa-
ching von Familien zur Bekämp-
fung urbaner Arbeitslosigkeit) 
nicht nur die Arbeitsmarktchan-
cen von Langzeitarbeitslosen in 
den Blick, sondern stellt in aus-
gewählten Regionen auch der 
ganzen Familie zusätzliche so-
zialpädagogische Begleitung an 
die Seite. 

Kerstin Schreyer zufolge fehlt 
es gerade Kindern oft an Orien-
tierung, wenn ihre Eltern von 
Langzeitarbeitslosigkeit betrof-
fen sind. Mit zusätzlichen sozi-
alpädagogischen Fachkräften in 
den Jugendämtern und der en-
gen Kooperation mit den Job-
centern wird die gesamte Fami-
lie intensiv begleitet. „So stellen 
wir die Weichen, dass der Bezug 
von Sozialleistungen nicht von 
einer Generation zur nächsten 
weitergegeben wird.“

CURA ist im Jahr 2018 bereits 
in den Städten Straubing, Hof, 
Amberg, Schweinfurt, Aschaf-
fenburg und Nürnberg sowie 
den Landkreisen Augsburg und 
Amberg-Sulzbach erfolgreich 
gestartet. „2019 wollen wir CU-
RA auf 20 Standorte ausbauen. 
Damit leisten wir einen wichti-
gen Beitrag, um Langzeitarbeits-
losigkeit zu bekämpfen“, hob die 
Ministerin hervor.

Mit MotherSchools  
die Mütter sensibilisieren

Um weitere Standorte in 
Nürnberg und Augsburg erwei-
tert der Freistaat Bayern heuer 
die MotherSchools. Dort wer-
den Mütter für die Gefahren ra-
dikaler Ideologien sensibilisiert. 
Laut Schreyer sollen Mütter sen-
sibilisiert und im Umgang mit ih-
ren heranwachsenden Jugend-
lichen gestärkt werden. Denn 
starke und selbstbewusste Müt-
ter seien unverzichtbare Partne-
rinnen, um extremistische Ein-
flüsse abzuwehren. 

Das Projekt basiert auf dem 
weltweit erfolgreichen Konzept 
der MotherSchools von Frauen 
ohne Grenzen, einer unabhän-
gigen Nichtregierungsorganisa-
tion (NGO) aus Wien. Bisher gibt 
es die MotherSchools bereits 
in den vier unterfränkischen 
Standorten Schweinfurt, Erlen-
bach am Main, Würzburg und 
Aschaffenburg. Im Jahr 2019 
stellt das Bayerische Sozialmi-
nisterium hierfür Mittel in Höhe 
von 230.000 Euro bereit.        DK
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Thomas Schmid, Hauptgeschäftsführer BBIV bei der Vertragsunter-
zeichnung mit den beiden SOBY-Vorstände Angelika Schlammerl 
(Schatzmeisterin) und Erwin Horak (stellvertretender Vorsitzender) 
in Reit im Winkl. � Bild: BBIV

Bayerischer Bauindustrieverband und Special Olympics Bayern: 

Partnerschaft 
verlängert

Reit im Winkl. Der Bayerische Bauindustrieverband e.V. (BBIV) 
wird Special Olympics Bayern e.V. (SOBY) auch im Jahr 2019 als 
offizieller Partner unterstützen. Das besiegelten Thomas Schmid, 
Hauptgeschäftsführer des BBIV und die beiden SOBY-Vorstände 
Angelika Schlammerl (Schatzmeisterin) und Erwin Horak (stellver-
tretender Vorsitzender) mit der Vertragsunterzeichnung im Rah-
men der Special Olympics Winterspiele Bayern in Reit im Winkl. 

Thomas Schmid sieht das En-
gagement des BBIV als langfristige 
Aufgabe: „Inklusion ist ein wichti-
ges, gesellschaftliches Anliegen, 
das der Bayerische Bauindustrie-
verband auch durch sein Engage-
ment bei Special Olympics Bay-
ern positiv mitgestalten möchte. 
Gemeinsam mit Special Olympics 
Bayern konzentrieren wir uns vor 
allem auf den Breiten- und Inklu-
sionssport. Denn hier findet man 
die Emotionen und Begeisterung, 
die im Leistungssport oftmals un-
tergehen.“ 

Dank für vertrauensvolle  
Zusammenarbeit

„Wir sind dem BBIV sehr dank-
bar für das jahrelange Engage-
ment und für das Vertrauen, die 
Zusammenarbeit fortzuführen,“ 
freut sich Erwin Horak, stellver-
tretender Vorsitzender von SOBY. 
„Die Unterstützung der Bauindus-

trie Bayern hat dabei eine sehr 
starke ideelle Ebene. Die Idee und 
der Ansatz von Special Olympics 
Bayern werden von den Mitglie-
dern des BBIV komplett getragen 
und unterstützt.“ 

Inklusive Begegnungen

Der Bayerische Bauindustrie-
verband e.V. und Special Olympics 
Bayern e.V. sind seit 2016 offizielle 
Partner. Im Rahmen der Partner-
schaft unterstützt der BBIV die Ar-
beit, Veranstaltungen und Projek-
te finanziell und personell. Neben 
der Unterstützung des Gesamt-
verbandes sorgen auch weite-
re Aktivitäten der Verbandsbezir-
ke und Unternehmen für inklusive 
Begegnungen und Gemeinschaft. 
So wurden in den vergangenen 
Jahren unter anderem zwei inklu-
sive Charity Golf-Turniere des Be-
zirksverbands Ostbayern in Re-
gensburg durchgeführt. 	 r

Bayerischer Bauindustrieverband:

Höhere Baukosten  
treiben Baupreise nach oben

Die Baukonjunktur ist gut. Umsätze und Aufträge sind gestiegen, 
zuletzt auch die Baupreise. Weil Baupreise von den Bauunterneh-
men gestellt werden, im Öffentlichen Bau als Kalkulationspreis 
im Bieterverfahren, im privaten Wohnungs- oder Wirtschaftsbau 
als Angebotspreise, wird ihre Erhöhung oft vorschnell den Bauun-
ternehmen zugerechnet. Vermutet wird, sie nutzten die Situation 
aus für einen „schnellen Gewinn“.

So ist es aber nicht. Für hö-
here Baupreise gibt es mehrere 
Gründe. Die Hauptursachen da-
für sind: Höhere Arbeitskosten, 
gestiegene Materialpreise, Kos-
ten staatlicher Regulierungen

Die tariflichen Arbeitskosten 
im Baugewerbe sind in den ver-
gangenen Jahren stets gestie-
gen, ab Mai 2018 sogar um 5,7%. 

Deutliche Anstiege 
bei Materialpreisen

Auch viele Materialpreise sind 
deutlich stärker gestiegen als 
die Baupreise. Markant waren 
die Preiserhöhungen bei Stahl-
produkten: Betonstahl ist seit 
dem 1. Quartal 2016 um 48% 
teurer geworden, der Preis für 
Baustahlmatten stieg um 40%. 

Im Verkehrswegebau sind Bi-
tumen, Diesel und Energie do-
minante Einkaufsgüter. Der 
Preis für Bitumen aus Erdöl stieg 
vom 1. Quartal 2016 bis zum 2. 
Quartal 2018 um 62%, der Die-
selpreis um 27% und der Strom-
preis um 16%. 

Markant teuerer ist die Bau-
stellenentsorgung geworden. 
Weitere Kostenanstiege stehen 
bevor, weil der Platz auf den De-
ponien fehlt. In nur fünf Jahren 
haben sich die Gebühren bereits 
verdoppelt. Den Bodenaushub 
für ein durchschnittliches Einfa-
milienhaus zu entsorgen kostet 

mittlerweile im Großraum Stutt-
gart mehr als 30.000 Euro. 

Viele Kostenanstiege betref-
fen bereits abgeschlossene Bau-
verträge. Dann müssen die Bau-
unternehmen die höheren Kos-
ten meistens selbst tragen.

Allerdings bleiben die Bau- 
preise in der längerfristigen Be-
trachtung immer noch hinter 
der Inflationsrate zurück. Dar-
an ändert auch der zuletzt be-
schleunigte Anstieg der Bau-
preise nichts. 2017 betrug der 
Vorsprung der Verbraucherprei-
se mehr als 12 Prozentpunk-
te. Im Jahresverlauf 2018 hat 
er sich verringert, ist aber nicht 
verschwunden. 

Baupreise steht verkürzt für 
Bauleistungspreise. Es handelt 

sich um Preise für einzelne Bau-
leistungen aus Abschlüssen zwi-
schen Bauauftraggebern und 
Bauunternehmern.  

 Bauleistungspreise

Die Bauleistungspreise geben 
Auskunft über die Neubaupreise 
von Bauwerken, nicht aber über 
deren Verkehrs,- Ertrags- oder 
Mietwerte.

Die Bauleistungspreise wer-
den vierteljährlich vom Statisti-
schen Bundesamt erhoben. Die 
Bauleistungspreise für den Neu-
bau konventionell gefertigter 
Wohngebäude in Deutschland 
stiegen im August 2018 gegen-
über August 2017 um 4,6 %. Die 
Preise für Rohbauarbeiten an 
Wohngebäuden stiegen um 5,8 
%. Die Preise für Ausbauarbei-
ten nahmen im August 2018 um 
3,9 % zu. Die Neubaupreise für 
Bürogebäude stiegen um 4,7 %, 
für gewerbliche Betriebsgebäu-
de um 4,8 %. Im Straßenbau er-

höhten sich die Preise um 6,7 %.
Von den Baupreisen zu un-

terscheiden sind die Baukosten 
und die Kaufpreise (für Gebäu-
de, Wohnungen etc.), zu denen 
auch die Grundstückspreise bei-
tragen.

Baukosten

Zu den Baukosten zählen: 
Die Löhne (rund 28 % der Ge-

samtkosten), die Materialkosten 
(rund 26 %), Kosten für Nachun-
ternehmer (33 %), Kosten staat-
licher Auflagen und Regulierun-
gen (nicht generell bezifferbar).

Die Löhne haben eine Doppel-
rolle: sie sind einerseits ein (we-
sentlicher) Bestandteil der Bau-
kosten, für die Baubeschäftig-
ten sind Einkommen, Anerken-
nung für ihre Leistung.

Die Löhne am Bau werden 
durch die Tarifparteien festge-
legt. Sie sind davon geleitet, ei-
ne Lohnpolitik des rechten Ma-
ßes zu finden, die beiden Anlie-
gen gerecht wird.

Hohe Grundstückspreise ver-
teuern das Wohnen in den Städ-
ten: Die Grundstückspreise in 
den Städten sind massiv gestie-
gen. Mittlerweile betragen die 
Kosten für das Baugrundstück 
rund 60 Prozent der Baukosten. 
Vor zehn Jahren waren es rund 
30 Prozent. 

Normalisierung  
am Baumarkt

Die Baupreise sind zum Teil 
auch gestiegen, weil der Bau-
markt wieder normal gewor-
den ist. In Krisenjahren waren 
die Bauunternehmen gezwun-
gen, auch ertragsschwache Auf-
träge anzunehmen. Oftmals hat-
ten sie nur dann die Chance auf 
einen dringend benötigten Auf-
trag, wenn sie Angebote unter 
ihren Kosten machten. 

Insolvenzrisiko  
noch immer hoch

Das Insolvenzrisiko ist am Bau 
zwar gesunken, es ist aber im-
mer noch höher als in vielen an-
deren Branchen - ein Beleg da-
für, dass die Baupreise noch 
immer in keinem angemesse-
nen Verhältnis zum Risiko ste-
hen. Immerhin hat sich das In-
solvenzrisiko auf das Doppelte 
des Durchschnitts aller Unter-
nehmen reduziert. Vor gut zwei 
Jahrzehnten war es viermal so 
hoch. Ein niedriges Insolvenzri-
siko ist nicht zuletzt auch im In-
teresse des Auftraggebers. 	 r

Mehr bezahlbarer Wohnraum 
Wohnungswirtschaft fordert intensivere Baulandaktivierung im Außenbereich

Berlin – „Ein entscheidendes Nadelöhr für mehr bezahlbaren 
Wohnraum in Deutschland ist die Bereitstellung von passenden 
Bauflächen“, erklärte Axel Gedaschko, Präsident des Spitzenver-
bandes der Wohnungswirtschaft GdW, anlässlich der dritten Sit-
zung der Regierungskommission „Nachhaltige Baulandmobilisie-
rung und Bodenpolitik“ in Berlin. 

„Allein im Innenbereich einer 
Stadt ist es nicht zu schaffen, 
durch Neubau und Nachverdich-
tung ausreichend bezahlbaren 
Wohnraum zu bauen“, so der 
GdW-Chef. Daher ist es notwen-
dig, auch den Außenbereich in 
passendem Umfang zur Wohn-
raumaktivierung zu nutzen. 

Dies kann nur gelingen, wenn 

die Kommunen eine aktive Bo-
denpolitik betreiben. So ist bei-
spielsweise die Entstehung von 
Wohnraum im planungsrecht-
lich als ‚Außenbereich‘ dekla-
rierten Teil einer Kommune auf-
grund verschiedener Regelun-
gen des Baugesetzbuches stark 
eingeschränkt. Der GdW ap-
pelliert daher an die Kommu-

nen, bei der Bauleitplanung da-
rauf zu achten, welche Gebiete 
sie als Innen- und Außenbereich 
deklarieren und dies den aktu-
ellen Notwendigkeiten auf dem 
Wohnungsmarkt anzupassen. 

Um aktive Bodenpolitik be-
treiben zu können, brauchen 
darüber hinaus Städte in ländli-
chen Räumen stärkere Eingriffs-
rechte bei der Stadtentwick-
lung als bisher, etwa um zu klei-
ne Grundstücke zusammen le-
gen zu können oder nicht mehr 
funktionsfähige Grundstücksflä-
chen und Gebäudegrundrisse zu 
bereinigen. 

Kommunale  
Wohnraumkonzepte

Zentrales Element einer pass-
genauen Boden- und Bauland-
politik ist weiterhin die Verga-
be von Bauflächen auf Basis 
kommunaler Wohnraumkon-
zepte und nicht – wie vielerorts 
noch üblich – nach dem Höchst-
preisverfahren. Zudem appel-
lierte der GdW an die Kommis-
sion, auch die Baukosten, die 
Normen und das Bauordnungs-
recht auf den Prüfstand zu stel-
len. „In diesen Bereichen liegen 
schon viele Ergebnisse bereit, 
deren Umsetzung aber noch auf 
sich warten lässt“, so Gedasch-
ko. Das im Koalitionsvertrag 
verankerte Planungs- und Bau-
beschleunigungsgesetz muss 
zügig kommen. Aus Sicht der 
Wohnungswirtschaft seien alle 
Maßnahmen wichtig, die zu ei-
ner sinnvollen Nachverdichtung, 
Aufstockung von Gebäuden und 
zur Neuausweisung führen. 

Expertenkommission

Die Expertenkommission „Nach- 
haltige Baulandmobilisierung 
und Bodenpolitik“ist beim Bun-
desministerium des Innern, für 

Bau und Heimat angesiedelt, 
den Vorsitz hat der parlamen-
tarische Staatssekretär Marco 
Wanderwitz. 

Bis Mitte 2019 soll die Kom-
mission konkrete Vorschläge für 
Maßnahmen zur Verbesserung 
der Baulandbereitstellung vor-
legen. Die Expertenkommission 
will dabei auf die Empfehlungen 
der AG Aktive Liegenschaftspoli-
tik des Bündnisses für bezahlba-
res Wohnen und Bauen aufset-
zen und aktuelle Entwicklungen 
aufgreifen. 

GdW Stellungnahme anläss-
lich der 3. Sitzung der Kommissi-
on „Nachhaltige Baulandmobili-
sierung und Bodenpolitik“ 

Der GdW Bundesverband 
deutscher Wohnungs- und Im-
mobilienunternehmen vertritt 
als größter deutscher Bran-
chendachverband bundesweit 
und auf europäischer Ebene 
rund 3.000 kommunale, genos-
senschaftliche, kirchliche, pri-
vatwirtschaftliche, landes- und 
bundeseigene Wohnungsunter-
nehmen. Sie bewirtschaften rd. 
6 Mio. Wohnungen, in denen 
über 13 Mio. Menschen woh-
nen. Der GdW repräsentiert da-
mit Wohnungsunternehmen, 
die fast 30 Prozent aller Miet-
wohnungen in Deutschland be-
wirtschaften. 	 r

Startschuss für  
42 Dorferneuerungsprojekte

Insgesamt 16 Millionen Euro für den ländlichen Raum

München – Insgesamt 41 Gemeinden aus ganz Bayern können mit 
der Umsetzung ihrer geplanten Dorferneuerungsprojekte beginnen: 
In Vertretung von Landwirtschaftsministerin Michaela Kaniber hat 
ihnen der Amtschef des Ministeriums, Ministerialdirektor Hubert 
Bittlmayer, am Montag in München die Förderbescheide überreicht. 

„Mit dieser gezielten Förde-
rung unterstützen wir die Kom-
munen aktiv dabei, sich weiter 
zu entwickeln und auf die Anfor-
derungen der Zukunft einzustel-
len“, zitierte Bittlmayer die Mi-
nisterin. Damit leiste der Frei-
staat einen wichtigen Beitrag, 
die ländlichen Regionen attrak-
tiv und vital zu erhalten. Insge-
samt bekommen die ausgewähl-
ten Gemeinden mehr als 16 Mil-
lionen Euro aus dem Europäi-
schen Landwirtschaftsfonds für 
die Entwicklung des Ländlichen 
Raums (ELER) und der Förderof-
fensive Nordostbayern. 

Zu den 42 Dorferneuerungs- 
und Infrastrukturprojekten ge-
hören z.B. die Errichtung von 
Dorfgemeinschaftshäusern, 
die Neugestaltung von Straßen 

und Plätzen sowie der Ausbau 
von Fußwegen und Ortsverbin-
dungsstraßen. Die Förderoffen-
sive Nordostbayern hat vor al-
lem die Wiederbelebung von 
Leerständen und Ortskernen in 
vom demographischen Wandel 
besonders betroffenen Land-
kreisen Oberfrankens und der 
Oberpfalz zum Ziel. 

Bewerbung für ELER-Projekte

Gemeinden, die dieses Mal 
nicht zum Zug gekommen sind, 
können sich im Sommer 2019 
wieder für ELER-Projekte bei ih-
rem zuständigen Amt für Ländli-
che Entwicklung bewerben. Be-
werbungsmöglichkeiten für die 
Förderoffensive Nordostbayern 
bestehen das ganze Jahr über. 	r

Aiwanger auf der BAU 2019:

Digitalisierung bringt 
zusätzlichen Schub

Bayerns Wirtschaftsminister Hubert Aiwanger besuchte die Weltleit-
messe für Architektur, Materialien und Systeme BAU 2019. Die über-
wiegend klein- und mittelständisch strukturierte Bauwirtschaft Bay-
erns ist ein wichtiger Arbeitgeber. Das Bauhauptgewerbe sowie das 
Bau- und Ausbauhandwerk beschäftigen über 600.000 Mitarbeiter in 
über 68.000 Betrieben. 

Aiwanger: „Die Baubranche ver-
zeichnet weiterhin Wachstum bei 
Auftragseingang, Umsatz und Bau-
genehmigungen sowohl in Bayern 
als auch bundesweit. Nach dem 
Rekordjahr 2017 wird für das Bau-
hauptgewerbe für 2018 erneut ein 
Umsatzrekord von 121 Mrd. Euro 
prognostiziert, ein Plus von sechs 
Prozent gegenüber 2017, das auch 
für Bayern erwartet wird. Die Vor-
hersagen für 2019 sind weiterhin 
positiv.“

Digitalisierung  
als Hauptthema

Eines der Hauptthemen der 
Messe ist die zunehmende Digita-
lisierung in der Baubranche. „Die 
Digitalisierung wird der Bauwirt-
schaft zusätzlichen Schub geben. 
Wir unterstützen unsere bayeri-
schen Unternehmen und Betrie-
be bei ihren Digitalisierungsan-
strengungen“, sagte Aiwanger. 
Mit jeweils drei Mio. Euro fördert 
das bayerische Wirtschaftsminis-
terium am Zentrum Digitalisie-
rung Bayern die beiden Themen-
plattformen ‚Digitales Bauen‘ 
und ‚Smart Cities and Regions‘. 
Ziel ist die weitere Steigerung 

der Produktivität im Bauwesen.
Aufgrund der guten Entwicklung 

der Baubranche besteht auch dort 
ein hoher Fachkräftebedarf. Damit 
sich die sehr hohe Nachfrage nach 
Fachkräften nicht zu einer Wachs-
tumsbremse auswächst, müsse 
vor allem auch die berufliche Aus- 
und Weiterbildung wieder attrakti-
ver werden, so der Minister. 

Meisterbonus

„Mit der Aufstockung des Meis-
terbonus‘ haben wir schon ein Zei-
chen für die Gleichwertigkeit von 
akademischer und beruflicher Bil-
dung gesetzt. Für Bayerns Wirt-
schaft brauchen wir beides. Wenn 
die Firmen in der Baubranche 
High-Tech-Betriebe sind, dann sind 
sie auch interessant für Höherqua-
lifizierte. Zu einem Imagegewinn 
des Bauhandwerks würde auch 
beitragen, wenn wir die Meister-
pflicht in vielen Gewerken wieder-
einführen würden. Der Meister-
brief ist ein etabliertes Qualitäts-
kennzeichen, das wir möglichst 
vielen Handwerksbereichen bieten 
möchten. Deshalb haben wir eine 
entsprechende Bundesratsinitiati-
ve gestartet“, so Aiwanger. 	 r
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Bauen. Visionen erschaffen.

 Zukunft 
Raum.
Gemeinsam mit Ihnen, unseren Kunden, Partnern 
und Mitarbeitern, gestalten wir täglich ein Stück 
Zukunft – und das seit vielen Jahrzehnten. Dass  
wir die Zukunft des Bauens im Blick haben und  
innovativ gestalten, beweisen wir Ihnen auf:

zukunft-raum.info

Neue Kleusberg-Broschüren 
pünktlich zur BAU 2019

Die neue, 92-seitige „Modulares Bauen“-Broschüre vermit-
telt dem Leser deutlich, was Kleusberg unter dem „Alles aus ei-
ner Hand Prinzip“ versteht bzw. welches Leistungsspektrum das 
Unternehmen bietet. Das neue, innovative Broschüren-Kon-
zept bietet ein abwechslungsreiches Themenspektrum. Eine da-
rauf abgestimmte App ergänzt diese Inhalte gekonnt durch Fil-
me, Referenzen und andere Interaktionen. Diese steht in Kürze 
in den Apple- und Google-App-Stores zum Download bereit. Die 
Broschüre löst die quadratische Vorgängerversion ab, die sich in 
mehreren Auflagen seit 2009 großer Beliebtheit erfreut hat. 

Die 72-seitige Broschüre „Mo-
bile Mietgebäude - Mietsystem 
PLUS“ enthält gebündelte Infor-
mationen zu allen Vorteilen der 
bewährten PLUS-Mietgebäude-
lösungen. Neu wird darin auch das 
Kleusberg Rundum-Sorglos-Ser-
vicepaket vorgestellt. Von der Be-
ratung bis zur Mietparkversiche-
rung erhalten die Kunden ein noch 
umfassenderes Leistungsspek-
trum. Detaillierte Typengrundris-
se, 3D-Darstellungen, Referenzbe-
ispiele und technische Details run-
den das Informations-Portfolio ab.

Die in der 40-seitigen „Hallen- 
einbauten - Systemraum TREND-

LINE“-Broschüre finden sich um-
fassende Informationen zu den 
unterschiedlichen Ausführungs-
möglichkeiten der Halleneinbau-
ten und Trennwände in Produk-
tionsnähe: ob 1-, 2- oder 3-ge-
schossig, auf Bühnenkonstruk-
tion oder mit Anbindung an 
bestehende Hallenwände. 

Informiert wird u. a. darüber, 
welche Optionen das ausgeklü-
gelte System hinsichtlich Brand- 
und Schallschutz bietet, warum 
sich eine Entscheidung für die-
se Raumlösung lohnt und welche 
Referenzkunden bereits auf Sys-
temraum TRENDLINE setzen.� r

Unterflurverteiler von Langmatz:

Im Boden versenkt und 
jederzeit zugänglich

Neue Gesamtlösung für moderne Marktplatzgestaltung sowie sensible Innenstadtbereiche

Die Situation der Stadt München ist für viele Kommunen in Deutsch-
land typisch: Die Verkaufsstände am Viktualienmarkt sollten endlich 
eine stadtbildkonforme Energieversorgung erhalten, Schluss mit dem 
sprichwörtlichen Kabelsalat. Der ist mittlerweile Geschichte. Und 
nicht nur hier, auch in weit über zwei Dutzend weiteren Gemeinden, 
von Bayreuth bis Hamburg, haben sich Stadtplaner für Unterflurver-
teiler von Langmatz entschieden. Jetzt hat das in Garmisch-Partenkir-
chen ansässige Unternehmen eine Gesamtlösung für die Gestaltung 
von Marktplätzen und Innenstädten im Programm, welche eine noch 
größere Flexibilität als bisher verspricht.

Praktisch in jeder Gemeinde 
gibt es Markt- und Festplätze so-
wie innerstädtische Bereiche, die 
eine stationäre Versorgung mit 
Strom sowie Frisch- und Abwas-
ser benötigen. Diese Verteilstati-
onen sollten im Rahmen zeitge-
mäßer Stadtplanung und Denk-
malschutz möglichst harmonisch 
ins Stadtbild passen. Für diese 
Aufgabe entwickelt und produ-
ziert Langmatz bereits seit 2004 
Unterflurverteiler, die unsicht-
bar und überflutungssicher im 
Boden versenkt werden können.

„Ein großes Plus unserer Un-
terflurverteiler ist, dass sie ein 
breites Anwendungsfeld durch 
verschiedene Standardvarian-
ten, kundenspezifische Steck-
dosenkombinationen, Einbau-
ten und Versorgungsmedien ab-
decken. Was viele unserer Kun-
den außerdem überzeugt hat ist 
die Tatsache, dass die Verteiler 
nicht nur auf Grund ihrer hoch-
wertigen und durchdachten Bau-
weise eine hochverfügbare Ver-
sorgung gewährleisten, sondern 
wir uns durch die patentierte 
Verriegelungslösung und unse-
rem Trittschutz von der Konkur-
renz unterscheiden“, betont 
Stephan Wulf, Vorsitzender der 
Geschäftsführung bei Langmatz. 

Gesamtlösung für die 
flexible Marktplatzgestaltung

Auf die Anforderungen an eine 
moderne Marktplatzgestaltung 
zugeschnitten, hat Langmatz ei-
ne komplett anschlussfähige Ge-
samtlösung entwickelt, welche 
den Vorteil bietet, dass es sich an 
die spezifischen Anforderungen 
der Örtlichkeit flexibel anpassen 
lässt. Gleich, ob beispielswie-
se nur an einer Stelle des Markt-
platzes Strom bzw. Frisch- und 
Abwasser benötigt wird oder an 

vielen: Eine Auswahl verschiede-
ner Unterflurverteiler und Satel-
liten-Kleinverteiler, die sich si-
tuationsgerecht kombinieren 
lassen, sorgt für eine optima-
le Versorgung. Als Basis des Lö-
sungskonzepts fungiert der Un-
terflur-Hauptverteiler EK 880, 
der nach dem Netzanschluss-
punkt die weiteren Abgänge si-
chert. Mit diesem können die 
Verteilertypen EK 800 und EK 
600 verbunden werden, die viel-
seitige Anwendungen erlauben , 
unter anderem die weitere Absi-
cherung der Satelliten-Kleinver-
teiler EK 602. Am Unterflurver-
teiler EK 800 können bis zu 8, am 
EK 600 bis zu 3 Kleinverteiler an-
geschlossen werden. 

Unterflurverteiler  
EK 800/EK 600 

Je nach Kundenwunsch stehen 
beim Unterflurverteiler EK 800 
insgesamt 45 Ausbauvarianten 
zur Verfügung, beim EK 600 sind 
es 21. Der Schachtkorpus (EK 800 
und EK 600) besteht aus modifi-
ziertem Polycarbonat (PC), der 
zertifiziert Grundwasser verträg-
lich ist. Am Korpus sind Kranö-
sen angebracht, sodass dieser 
als Ganzes in die Baugrube ge-
setzt werden kann. Das Einset-
zen ins Erdreich sowie der An-
schluss des Unterflurverteilers 
sind in einem Arbeitsgang mög-
lich – ein zu erstellender Unter-
bau ist nicht notwendig. Die ein-
wandfreie, formschlüssige Pass-
genauigkeit von Schachtkorpus 
und Edelstahl-Abdeckung ist si-
chergestellt. Der Schachtdeckel 
lässt sich durch Gasdruckdämp-
fer komfortabel öffnen und be-
sitzt eine Zuklapp-Sicherung, 
die ein unabsichtliches Schlie-
ßen oder Zufallen verhindert. 
Weitere Vorteile sind innenlie-

Der Unterflur-Hauptverteiler 
EK 880 fungiert als Basis des Lö-
sungskonzepts.� r

stand. Auch an die Optik wur-
de gedacht, denn der auspflas-
terbare Deckel ermöglicht die 
optimale Integration ins Stadt-
bild. Die Prüfklasse DIN EN 124 
D 400 bezieht sich auf die kom-
plette Unterflurkonstruktion. Für 
den Winterbetrieb verfügen sie 
über eine integrierte und regel-
bare Deckelheizung sowie über 
eine Zwangsöffnungsfunktion, 
die zum aufplatzen des Eispan-
zers führt.

Satelliten-Kleinverteiler 
EK 602

Mit dem Kleinverteiler EK 602 
von Langmatz ist die Energie di-
rekt dort verfügbar, wo sie ge-
braucht wird – wie etwa an ei-
nem Marktplatzstand. Durch die 
zwei unterschiedlichen Aufbau-
höhen kann der Satelliten-Klein-
verteiler auch bei geringer Über-
deckung verwendet werden. Das 
bewährte Tauchhauben-Prin-
zip schützt hier die Technik vor 
Überflutung. Der Verteiler (3 x 
Schuko oder 1 x CEE 32A mög-
lich) ist modular aufgebaut, mit 
oder ohne Kabelauslass erhält-
lich und nach DIN EN 124 / B 125 
belastbar. Wie bei allen Vertei-
lern von Langmatz lässt sich die 
Verriegelung nur mit einem spe-
ziellem Bautenschlüssel öffnen.
� www.langmatz.de

gende Kabelauslässe links und 
rechts für den sicheren Betrieb 
im geschlossenen Zustand so-

wie ein Trittschutz für den siche-
ren Betrieb in geöffnetem Zu-

ERLUS Lotus air®:

Für eine nachhaltige Stickoxid- 
Reduzierung in Ballungsräumen

Neufahrn i. NB. Die ERLUS AG wird auf der BAU 2019 ein Verfah-
ren vorstellen, das dazu beitragen kann, die Stickoxidbelastung 
in Ballungsräumen zu reduzieren. Bei ERLUS Lotus air® werden 
Tondachziegel mit einer Beschichtung aus Titandioxid versehen. 
Diese wirken dann photokatalytisch aktiv und somit luftreinigend 
gemäß der freiwilligen Selbstverpflichtung des Fachverbandes 
angewandter Photokatalyse (FAP). 

„ERLUS Lotus air® kann dazu 
beitragen, politisch unpopuläre 
Fahrverbote für Dieselautos zu 
vermeiden“ erklärt Peter Hoff-
mann, Vorstand der ERLUS AG. 
Der Grund: Dächer wirken mit 
ERLUS Lotus air® wie wirkungs-
volle Luftfilter. Im ersten Schritt 
bietet ERLUS das neue Verfah-
ren für den Ergoldsbacher E 58 
S in Rot an. 

Hohe Stickoxidabbauwerte 
der beschichteten Dachziegel

Im Rahmen des BMBF-geför-
derten Projekts “PureBau® - Un-
tersuchung von Werkstoffsys-
temen für photokatalytisch 
hocheffiziente Baustoffe“ wur-
den mit ERLUS Lotus air® be-
schichtete Dachziegel durch das 
Fraunhofer-Institut für Schicht- 
und Oberflächentechnik (IST) in 
Braunschweig getestet. Mit ei-
nem Wert von ca. 1,1 cm/s für 
die Depositionsgeschwindigkeit 
(Geschwindigkeit, mit der Gase 
auf Oberflächen abgesetzt und 
damit aus der Luft entfernt wer-
den) liegen die Stickoxidabbau-
werte der beschichteten Dach-
ziegel etwa viermal so hoch, wie 
sie für einen vernünftigen Ein-
satz in der Praxis notwendig wä-
ren. ERLUS Lotus air® ist somit 
eine weitere marktfähige Bau- 
stofflösung für die Stickoxidre-
duzierung in belasteten Städten. 

Beeinträchtigte 
Lebensqualität

Stickoxide beeinträchtigen 
die Lebensqualität der Bürger 
vieler Städte. Der Grenzwert 
von 40 µg/m3 wird in einigen 
Städten deutlich überschritten. 
Ansätze, die Feinstaub- und 
Stickoxidbelastung zu reduzie-
ren, gibt es viele. „Die meis-
ten, wie z.B. die Elektromobili-
tät, wirken aber nur langfristig, 
teilweise wohl erst in 20 bis 30 
Jahren“, analysiert Hoffmann. 
Damit beiben den betroffe-
nen Städten nach derzeitigem 
Stand nur Fahrverbote, die poli-

tisch aber gegen erhebliche Wi-
derstände durchzusetzen sind. 

Titandioxid-beschichtete 
Baustoffe haben 
enormes Potenzial

Dabei gibt es längst Alternati-
ven zu den Fahrverboten: Dach- 
und Oberflächen für luftreinigen-
de Baustoffe gibt es in den dicht 
bebauten Städten reichlich. Und 
diese können sehr effektiv ge-
nutzt werden. Die mit Titandioxid 
beschichteten Baustoffe sind bei 
Sonnenlicht in der Lage, Stickoxid 
in der Luft aktiv abzubauen.

Beitrag zu sauberer Luft

„Solche Baustoffe können ei-
nen nachhaltigen und kosten-
günstigen Beitrag zur Stickoxid-
reduzierung leisten – ohne dass 
es dadurch im Stadtbild zu Än-
derungen kommen muss“, be-
tont Hoffmann. Neben Beton-
flächen, Plastersteinen und 
Fahrbahndecken, Farben, Flie-
ßen, Solarmodulen oder Fens-
terscheiben kann nun auch die 
mit ERLUS Lotus air® beschich-
tete Dachfläche einen Beitrag 
zu sauberer Luft in den Ballungs-
räumen leisten. 

Unverändertes Stadtbild

In deutschen Städten wer-
den jährlich viele Quadratmeter 
Dachfläche mit Steildächern neu 
eingedeckt oder bestehende 
Dächer saniert. Wird ein Teil die-
ser Flächen zukünftig mit photo-
katalytisch aktiven Oberflächen 
ausgestattet, könnte die Luft in 
den Städten nachhaltig verbes-
sert werden – ohne das Stadt-
bild zu verändern.

„Das Szenario ist keine Zu-
kunftsmusik mehr. Durch ge-
zielte Ausschreibungsvorgaben 
für den Bau oder die Sanierung 
öffentlicher Gebäude können 
Städte den Einsatz photoka-
talytisch aktiver Baustoffe be-
reits heute nachhaltig fördern“, 
schließt Hoffmann.� r
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Neue Holzbau-Datenbank 
macht Planung einfach

Viele Architekten und Bauherren mieden bisher die Holzbau-
weise, weil sie deren große Konstruktionsvielfalt irritierte und 
verunsicherte. Damit ist jetzt Schluss! Denn seit Sommer 2018 
ist die dynamische Holzbau-Datenbank dataholz.eu online. 

Sie stellt allen Interessierten kostenfrei eine praxisgerechte 
Auswahl von in Deutschland baurechtlich verwendbaren Bau-
stoffen und Bauteilen zur Verfügung. Zu jeder Lösung sind ver-
lässliche Kennwerte zum Brand-, Wärme- und Schallschutz so-
wie Öko-Daten aufgelistet – inklusive der entsprechenden 
Nachweisdokumente. Planungsprozesse und Genehmigungs-
verfahren werden dadurch deutlich effizienter. 

dataholz.eu hatte ein Vorbild: die vor zehn Jahren in Öster-
reich erschienene Holzbau-Datenbank dataholz.com. Im Rah-
men eines großen Forschungsprojektes der Technischen Uni-
versität München wurde sie weiterentwickelt und an die deut-
schen baurechtlichen Anforderungen angepasst. Der Lehrstuhl 
für Holzbau und Baukonstruktion von Prof. Dr.-Ing. Stefan Win-
ter und die Professur für Entwerfen und Holzbau von Prof. Her-
mann Kaufmann führten das Forschungsprojekt zusammen mit 
dem Kooperationspartner Holzforschung Austria durch. Finan-
ziert wurde es von der Deutschen Bundesstiftung Umwelt (DBU) 
mit Unterstützung des bayerischen Zimmererhandwerks.� r

Archivgebäude des Amtsgerichts Lichtenfels:

Angekommen in  
der Zukunft 

1.600 laufende Meter Grundakten, 100 Jahre und mehr Aufbe-
wahrungspflicht – als die Leitung des Amtsgerichts Lichtenfels 
feststellte, dass in dem im Keller untergebrachten Archiv über die 
Bodenplatte Feuchtigkeit eindringt, musste sie schnell reagieren. 
Binnen kürzester Zeit wurden die Dokumente ausgelagert und 
bald darauf mit der Planung eines Neubaus begonnen. 

Zahlreiche Vorteile

Ein Gedankenspiel mit der 
Funktion „Archiv“ brachte die 
Architekten früh auf die Idee, 
den Neubau in Holzbauweise zu 
errichten: Akten bestehen aus 
Papier – und Papier wird aus 
Holz gemacht. Für die Holzbau-
weise sprachen aber natürlich 
noch weitere Vorteile: Der Holz-
rahmenbau ließ sich in kurzer 
Zeit errichten. Die bis zu zehn 
Meter langen Wandteile wur-
den in deren Werkhallen vor-
gefertigt und mit zwei Lkws auf 
die Baustelle geschafft, wo die 
Hauptkonstruktion in zwei Ta-
gen zusammenmontiert war. 
Aufgrund der trockenen Bau-
weise konnte der Innenausbau 
dann sofort beginnen. 

In kurzer Zeit ließ sich der auf die Bedürfnisse der Mitarbeiter zuge-
schnittene Holzrahmenbau errichten.� Bild: Staatliches Bauamt Bamberg

Fast Passivhausniveau

Die gute Wärmedämmung 
der Außenwand- und Dach-
konstruktion lässt das Gebäu-
de fast Passivhausniveau errei-
chen, so dass sich Temperatur-
schwankungen außen kaum auf 
das Innere auswirken. Eine Lüf-
tungsanlage reicht aus, um die 
Raumtemperatur im Archivbe-
reich konstant bei 18 Grad Celsi-
us und in den vorderen Räumen 
bei 22 Grad Celsius zu halten. Ei-
ne spezielle Klimatisierung ist 
aufgrund der hochwärmege-
dämmten Bauweise nicht not-
wendig. 

Denkmal hat Vortritt

Als optimaler Standort hatte 
sich ein schmaler Geländestrei-
fen zwischen dem Amtsgericht 
und dem nahen Nachbargebäu-
des erwiesen. Ein ursprünglich 
hier stehender Gartenschuppen 
wurde zugunsten des als lang-
gestreckter Riegel konzipierten 
Neubaus abgerissen. Um das Ar-
chivgebäude auf die Bedürfnisse 
der Mitarbeiter, des Kundenver-
kehrs und der Lagerhaltung maß-
zuschneidern, arbeitete Amtsge-
richt bei dessen Entwicklung eng 
mit den planenden Architekten 
des Staatlichen Bauamts Bam-
berg zusammen.

Barrierefreiheit

Diese rückten den Neubau ei-
nige Meter von der an der kur-
zen Seite angrenzenden Stra-
ße ab, sodass die dort wachsen-
de Rosskastanie stehen bleiben 
konnte. Als Eingeschosser mit 
48 m Länge und 7,5 m Breite ge-
währt das Archiv dem in einem 
historischen Baudenkmal un-
tergebrachten Amtsgericht den 
optischen Vortritt. Ein gläser-

ner Verbindungstrakt dient als 
Erschließungsgang der neuen 
Räume und markiert gleichzeitig 
die Fuge zwischen dem Bestand 
und dem Erweiterungsbau. Wer 
ihn betreten will, muss erst die 
Personenkontrolle am Haupt- 
eingang des Gerichts passieren, 
um dann, ebenerdig – und barrie- 
refrei – in das Archiv gelangen. 

Büros mit Ausblick

Die Holzfassade des Neubaus 
läuft ebenso wie die Putzfassa-
de und der Sandsteinsockel des 
Altbaus innerhalb des Glasver-
bindungsgangs durch und stellt 
so die Eigenständigkeit des his-
torischen Bestands im Ver-
gleich zur Erweiterung heraus. 
Zwei Deckschichten – ein UV-

Schutz und ein Graffitischutz 
– schützen die mit Furnierholz 
beschichteten Platten vor Be-
schädigungen durch Sonnenein-
strahlung und Vandalismus. 

Verglaste Straßenfront

Die Straßenfront ist komplett 
verglast. Hier befindet sich der 
„öffentliche“ Teil des Grund-
buchamts, die sogenannte In-
fothek, in der Grundstücksei-
gentümer oder deren Vertre-
ter Grundakten zur Einsicht an-
fordern können. Hinter diesem 
Bereich heißt es „Zutritt nur für 
Mitarbeiter“, die in den über ei-
nen Flur erschlossenen Büros 
an der Ostseite des Neubaus ar-
beiten. Fensteröffnungen in der 
Wand zum Flur und die als Glas-
front gestaltete Westfassade 
dahinter gewähren den Mitar-
beitern Ausblicke über den an-
grenzenden Parkplatz bis hin zur 
denkmalgeschützten Kirche im 
Ortszentrum. 

Optimierung der  
Betriebsabläufe

Die hintere Hälfte des Neu-
baus nimmt schließlich das Ar-
chiv ein. Ein Fenster auf der Süd-
seite lässt Licht in den ansons-
ten fensterlosen Raum, sodass 
die Sachbearbeiter ihre Akten-
recherchen nicht nur bei künstli-
chem Licht vernehmen können.

Die gewählte Aufteilung des 
Gebäudes und die Fassadenge-
staltung spiegelt den Wunsch 
der hier arbeitenden Archivare 
nach einer Optimierung der Be-
triebsabläufe wider. Sowohl kur-
ze Wege innerhalb der Arbeits-
bereiche als auch der barriere-
freie Zugang durch das Haupt-
gebäude hindurch standen auf 
der Anforderungsliste. 

� Christine Ryll, München

Neubau des Bezirksklinikums Obermain:

Verwaltungsrat gibt Planung 
für Jahrhundertprojekt frei

Es ist die größte Baumaßnahme in der Geschichte des Bezirks 
Oberfranken: der Neubau des Bezirksklinikums Obermain in 
Kutzenberg. Vor kurzem gab der Verwaltungsrat der Gesund-
heitseinrichtungen des Bezirks Oberfranken (GeBO) die Pla-
nungen zu diesem Jahrhundertprojekt frei. Vorgesehen sind In-
vestitionen in Höhe von rund 143 Millionen Euro, verteilt auf 
zwei Bauabschnitte. 

UBA-Studie zur  
Städtebauförderung

Seit der Etablierung des Städtebauförderprogramms „Stadtteile 
mit besonderem Entwicklungsbedarf – die soziale Stadt“ im Jahr 
1999 besteht für Kommunen die Möglichkeit, für Quartiere mit 
komplexen Problemlagen in sozialer, städtebaulicher, wirtschaft-
licher, kultureller und umweltbezogener Hinsicht unter Vorlage 
eines integrierten Entwicklungskonzepts Finanzhilfen zu erhal-
ten. Die Verbesserung der Lebensqualität vor Ort ist das überge-
ordnete Ziel des Städtebauförderungsprogramms „Soziale Stadt“.

Vor diesem Hintergrund befass-
te sich das Deutsche Institut für 
Urbanistik (Difu) in Kooperation 
mit dem IfS Institut für Stadtfor-
schung und Strukturpolitik Gm-
bH und sociodimensions, Insti-
tute for Socio-cultural Research, 
mit der Frage, welche Synergiepo-
tenziale zwischen Zielen des Um-
weltschutzes und sozialen Zielen 
im Rahmen von Städtebauförder-
programmen wie der „Sozialen 
Stadt“ vorhanden sind. 

Eine Ausgangsthese lautete, 
dass in der Umsetzung des Pro-
gramms „Soziale Stadt“ bislang 
die gebaute Umwelt (Gebäude, 
Wohnumfeld, Grün- und Frei- 
flächen) und die soziale Umwelt 
(Nachbarschaften, Teilhabe) im 
Zentrum stehen, während die na-
türliche Umwelt keine oder allen-
falls implizit Berücksichtigung fin-
det. Folgende Fragen standen im 
Zentrum der Untersuchung: Wo 
finden sich in Gebieten der So-
zialen Stadt Ansatzpunkte für 
mehr Umweltschutz und nachhal-
tige Entwicklung? Wie lassen sich 
in diesem Zusammenhang Teilha-
be- und Zukunftschancen der Be-
wohnerinnen und Bewohner ver-
bessern? Wie können nachhaltige 
Konsum- und Lebensstile stärker 
thematisiert werden? und: Welche 
Initiativen können im Sinne von Sy-
nergiepotenzialen mit den Förder-
strukturen verknüpft werden? 

Um diesen Fragen nachzuge-
hen, wurden Programmstruktu-
ren analysiert, Interviews mit an 
der Programmumsetzung Betei-
ligten und Quartiersbewohnern in 
vier Fallstudiengebieten geführt 
sowie good practice-Beispiele aus 
anderen Kommunen betrachtet. 
Ein zentrales Ergebnis lautet: Sy-
nergien zwischen Umweltschutz 
und sozialer Gerechtigkeit sind in 
den meisten Handlungsfeldern 
der Sozialen Stadt herstellbar, „in-
dem eine Aneignung der unmit-
telbaren nahen Umwelt durch 
die Quartiersbewohnerinnen und 
-bewohner ermöglicht wird“.

Für die Akteursgruppe Kommu-
nen und Quartiere wurden fol-
gende Empfehlungen abgeleitet:  
Um „harte“ Umweltprobleme 
(Lärm, Luft), die sozial benachtei-
ligte Quartiere betreffen, anzuge-
hen, bedarf es im Sinne des Kon-
zeptes „Umweltgerechtigkeit“ ei-
ner stärkeren Sozialraumorientie-
rung kommunaler Amtsbereiche 
(wie z.B. der Umwelt- und Ver-
kehrsämter). 

Dabei sollten kommunale Um-

weltfachplanungen und integ-
rierte Quartiersentwicklung ver-
mehrt miteinander gebündelt 
werden, indem beispielsweise 
Umweltfachplanungen stärker in 
die integrierten Handlungs- und 
Entwicklungskonzepte der Sozia-
len Stadt Einzug halten oder Maß-
nahmen zur Reduzierung von Um-
weltbelastungen gezielt in Sozi-
ale-Stadt-Gebieten umgesetzt 
werden. Die kommunalen Um-
weltämter und weitere relevante 
Fachämter wie Gesundheits- und 
Grünflächenämter sind daher ge-
fordert, sich in die Prozesse der 
integrierten Quartiersentwick-
lung mit ihren jeweiligen Fach-
kenntnissen und Instrumenten 
einzubringen.

Für breites Spektrum 
an Akteursgruppen sorgen

In den Kommunen und benach-
teiligten Gebieten sollte generell 
sichergestellt werden, dass ein 
breites Spektrum an Akteursgrup-
pen in die Entwicklung und Um-
setzung der integrierten Hand-
lungs- und Entwicklungskonzepte 
einbezogen wird. In den Kommu-
nen sollte dafür Sorge getragen 
werden, dass in sozial benach-
teiligten Gebieten Quartiersma-
nagements zum Einsatz kom-
men. Diesen kommt in ihrer An-
waltsrolle für die Quartiersbe-
völkerung und als Mittlerinstanz 
zwischen Verwaltung und Quar-
tier eine wichtige Bedeutung zu. 
Die Quartiersmanagements soll-
ten die Quartiersbevölkerung da-
bei unterstützen, ihre Perspekti-
ven und Interessen zur Verbesse-
rung ihrer Lebenssituation und ih-
res Lebensumfeldes kenntlich zu 
machen und eigene Ideen umzu-
setzen. 

Weitere Empfehlung: In den be-
nachteiligten Quartieren sollten 
mit Hilfe der integrierten Hand-
lungsansätze Gelegenheiten zur 
Begegnung und Beteiligung von 
unterschiedlichen lokalen Milieus 
geschaffen werden, damit Poten-
ziale für neue Formen von Kon-
sum und Lebensstilen entstehen 
können. Dabei können sich die 
Aktivitäten entweder unmittelbar 
auf die Natur und Umwelt bezie-
hen und hierdurch einen Beitrag 
zu mehr ökologischer Nachhaltig-
keit leisten oder indirekt über kul-
turelle oder sportbezogene An-
gebote zu einer Erweiterung des 
Interessen- und Tätigkeitshori-
zonts der Bewohner führen.� DK

Es war eine Punktlandung, 
die Architekt Udo Lemke dem 
GeBO-Verwaltungsrat am ver-
gangenen Donnerstag präsen-
tierte. Noch in diesem Jahr müs-
sen die Planungen bei der Re-
gierung von Oberfranken einge-
reicht werden, um das Ziel, im 
nächsten Krankenhausbaupro-
gramm berücksichtigt zu wer-
den, zu erreichen. 

„Wir stehen zu unserem Kli-
nikstandort in Kutzenberg. Die 
Investitionen in einen Klinikneu-
bau sind dringend notwendig, 
die Bausubstanz und die Wirt-
schaftlichkeit unseres Bezirkskli-
nikums Obermain lassen uns 
hier keine andere Wahl“, eröff-
nete Bezirkstagspräsident Hen-
ry Schramm die Sitzung. 

Für ein ansprechendes Umfeld 

Gemeinsam mit GeBO-Vor-
stand Katja Bittner erinnerte 
er an die weiten Wege, die auf 
dem weitläufigen Gelände zu-
rückgelegt werden müssen, 
und an die in die Jahre gekom-
menen Gebäudlichkeiten. „Wir 
wollen unserem gesetzlichen 
Versorgungsauftrag nachkom-
men und dafür geeignete Kli-
nikräume anbieten. Menschen 
mit psychischen Erkrankungen 
müssen teils länger in stationä-
rer Behandlung bleiben. Gerade 
hier gilt es, ein ansprechendes 
Umfeld zu bieten“, unterstrich  
Schramm. 

Auf gut 143 Millionen Euro 
ist die Gesamtbaumaßnahme 
nach aktuellem Planungsstand 
taxiert, verteilt auf zwei Bau-
abschnitte. Der Verwaltungsrat 
gab die Planungen für den ers-
ten Bauabschnitt am Donners-
tag einstimmig frei. Dort sol-
len zunächst die psychiatrischen 
Stationen untergebracht wer-
den. In einem zweiten Schritt 
werden die somatischen Berei-
che ergänzt.

Udo Lemke, der seit gut zwei 
Jahren an den Planungen für 
das Jahrhundertprojekt arbei-
tet, erläuterte den teils neuen 
Verwaltungsräten die aktuel-
len Entwürfe. Auf drei verschie-
dene „Finger“ (zwei für die Psy-
chiatrie im ersten Bauabschnitt, 
einen für die Somatik inklusive 

Medizinischem Versorgungs-
zentrum MVZ im zweiten Bau-
abschnitt) sollen die Stationen 
verteilt werden. Jeder dieser 
„Finger“ umfasst vier sichtba-
re Stockwerke und ein Keller-
geschoss, die auf der nordöst-
lichen Seite des Krankenhausa-
reals in den Hang hinein gebaut 
werden. Somit sei gewährleis-
tet, dass alle bettenführenden 
Stationen mit Tageslicht ver-
sorgt werden. 

Die Kosten für den ersten 
Bauabschnitt bezifferte der Ar-
chitekt auf rund 92 Millionen 
Euro. „Die Planungen sind mit 
der Regierung von Oberfran-
ken und dem Bayerischen Ge-
sundheitsministerium abge-
stimmt. Ich danke allen Betei-
ligten, allen voran unserer Ge-
sundheitsministerin Melanie 
Huml für die gute Zusammen-
arbeit“, erinnerte Bezirkstags-
präsident Schramm an die zahl-
reichen Abstimmungstermine 
im Vorfeld. 

Rund 76 Prozent Förderquote

Nach ersten Schätzungen 
werden der Bezirk Oberfran-
ken und seine Gesundheitsein-
richtungen für den ersten Bau-
abschnitt wohl einen Eigenan-
teil von rund 25 Millionen Euro 
aufbringen müssen, verteilt auf 
mehrere Haushaltsjahre. Da-
bei sind gewisse Baukostenstei-
gerungen in den kommenden 
Jahren bereits eingepreist. Dies 
entspräche einer Förderquote 
von rund 76 Prozent.

„Für GeBO und Bezirk sind 25 
Millionen natürlich eine enor-
me Belastung, aber wir stehen 
zu unserer Verantwortung ge-
genüber unseren Patienten und 
Mitarbeitern“, verdeutlichte Be-
zirkstagspräsident Schramm die 
Relevanz der größten Baumaß-
nahme in der Geschichte des 
Bezirks Oberfranken. 

„Wir hoffen mit der rechtzeiti-
gen Abgabe der Planungsunter-
lagen den Weg zu einer Aufnah-
me in das kommende Kranken-
hausbauprogramm geebnet zu 
haben“, wünschte sich Schramm  
eine zeitnahe Behandlung des 
Antrags durch den Kranken-
hausplanungsausschuss.� r

Landkreis Schweinfurt:

Neue Broschüre  
zur Innenentwicklung

Eine neue Publikation des Landkreises Schweinfurt will Lust auf das 
Bauen, Wohnen und Leben im Ortskern machen. Die 22-seitige Infor-
mationsbroschüre „Innenentwicklung – Ihr Leben im Mittelpunkt“ 
enthält hierzu anschauliche Fotos von besonders gelungenen Beispie-
len, übersichtliche Checklisten und interessante Fakten. Landrat Flori-
an Töpper zufolge „wollen wir mit dieser Broschüre Mut machen und 
mit den baulichen Möglichkeiten im Ortskern überraschen“. 

Vier Gebäude werden in der 
Handreichung genauer unter 
die Lupe genommen und dabei 
die wichtigsten Baukategorien 
der Innenentwicklung abgebil-
det: Sanierung, Neubau, Denk-
mal und Umbau eines land-
wirtschaftlichen Gebäudes. 

Aufwertung der Innenstädte

Die unterschiedlichen Bei-
spiele haben doch auch vie-
les gemeinsam: Schwierige Aus-
gangssituation, kreative Lösungs-
suche, starker persönliche Ein-
satz und letztlich die Belohnung 
durch eine sehr hohe Wohn- und 
Lebensraumqualität. 

Nach Feststellung von Land-

kreischef Töpper „werten sol-
che Objekte unsere Innenor-
te enorm auf. Ich hoffe, dass 
unter anderem mit den För-
dermöglichkeiten auf Land-
kreis- und Gemeindeebene so-
wie im Rahmen laufender Städ-
tebauförderungs- und Dorfer-
neuerungsverfahren in den 
nächsten Jahren weitere tolle 
Hausprojekte in den Ortsker-
nen entstehen.“

Die Broschüre steht in den 
Gemeindeverwaltungen und 
im Landratsamt Schweinfurt 
kostenlos zur Mitnahme be-
reit oder kann unter www.l 
landkreis-schweinfur t .de/ 
innenentwicklung herunterge-
laden werden.� DK
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Wann Sie wollen. Wo Sie wollen.  
Wie Sie wollen: Wir sind auch online  
für Sie da. Erfahren Sie mehr über  
unsere digitalen Services in einer  
unserer Filialen oder auf bayern.vr.de

Banking,
wann,
wo, wie
Sie wollen.
Über 80 digitale Services und unsere 
persönliche Beratung in Ihrer Filiale vor Ort.

Garden Tower in Frankfurt am Main:

MünchenerHyp  
finanziert Ankauf

Die MünchenerHyp finanziert für die GEG German Estate Group mit ei-
nem langfristigen Darlehen im dreistelligen Millionenbereich den Erwerb 
des Garden Towers im zentralen Geschäftsbezirk von Frankfurt am Main. 
Die Bank agiert dabei als alleiniger Underwriter. 

Mit 127 Metern Höhe zählt der 
Garden Tower zu den markantes-
ten Gebäuden Frankfurts. Über 
27.000 qm Büroflächen sind lang-
fristig an 17 Parteien vermietet.

„Wir freuen uns, mit der GEG, ei-
ner der führenden deutschen In-
vestment- und Asset-Management 
Plattformen im gewerblichen Im-
mobilienbereich, diese erste, ge-
meinsame Finanzierung zu realisie-
ren. Die Transaktion ist Teil unserer 
Strategie, großvolumige Core-In-
vestments als alleiniger Underwri-
ter zu begleiten“, sagt Dr. Louis Ha-
gen, Vorsitzender des Vorstands 
der MünchenerHyp. Christian Win-
ges, Regionaldirektor für Gewerb-

liche Immobilienfinanzierungen in 
Frankfurt, ergänzt: „Unsere Leis-
tungsfähigkeit in Sachen Bearbei-
tungsgeschwindigkeit, Underwri-
tingkapazitäten und Verlässlichkeit 
durch den gesamten Bearbeitungs-
prozess gab den Ausschlag für die-
se neue Partnerschaft.“ 

Ulrich Höller, Vorsitzender des 
Vorstands der GEG: „Mit der Finan-
zierung des Garden Towers durch 
die MünchenerHyp können wir un-
sere Finanzierungsbasis weiter di-
versifizieren. Die MünchenerHyp 
hat uns in diesem Zusammenhang 
mit ihrem wettbewerbsfähigen An-
gebot und der sehr professionellen 
Abwicklung überzeugt.“� r

MünchenerHyp:

Ankauf des Bürogebäudes 
Helix in Eschborn

Die Münchener Hypothekenbank eG (MünchenerHyp) finanziert 
mit einem Darlehen in Höhe von 74,3 Mio. Euro den Erwerb des 
in Eschborn gelegenen hochwertigen Bürogebäudes Helix. Die 
Bank agiert dabei als Underwriter und Sole Lender. Sponsor des 
Ankaufs ist der südkoreanische Investor Hana Financial Invest-
ments Ltd.

Als Investmentmanager ist das 
US-amerikanische Immobilien-
unternehmen Hines tätig. Das 
Helix umfasst über 36.000 Qua-
dratmeter Bürofläche und ist im 
Rahmen eines Sale and Lease 
Back für 15 Jahre vollständig an 
die Commerzbank AG vermietet.

Zügige Transaktion

„Einmal mehr konnten wir ei-
nen renommierten südkoreani-

schen Investor mit einer verläss-
lichen und zügigen Umsetzung 
der Transaktion überzeugen“, 
sagt Jan Polland, Leiter Gewerb-
liche Immobilienfinanzierungen 
der MünchenerHyp. Thomas Völ-
ker, Leiter Gewerbliche Immobi-
lienfinanzierungen Internationa-
le Kunden, ergänzt: „Die Transak-
tion bestätigt unsere Strategie, 
das Geschäft mit internationalen 
und nicht-europäischen Investo-
ren auszubauen.“� r

Repräsentative GVB-Umfrage:

Bevorzugte Zugangswege  
zu Finanzdienstleistungen

Bankkunden werden wählerischer und entscheiden bedarfsorientiert
Viele Verbraucher in Bayern bevorzugen zwar nach wie vor Fili-
alen, um ihre Bankgeschäfte zu erledigen. Andere Zugangswege 
wie Online- oder Mobile-Banking gewinnen aber insbesondere 
bei den Jüngeren zunehmend an Bedeutung. Das geht aus einer 
repräsentativen Erhebung im Auftrag des Genossenschaftsver-
bands Bayern (GVB) hervor, in deren Rahmen mehr als 1.000 pri-
vate Bankkunden aus dem Freistaat zu ihren Nutzungsgewohn-
heiten befragt worden sind.

Kunden wählen ihren Kanal 
je nach Bedarf

Ein gutes Viertel der Umfra-
geteilnehmer (28 Prozent) gab 
an, Finanzdienstleistungen am 
liebsten in einer Filiale in An-

spruch zu nehmen. Knapp da-
hinter (24 Prozent) rangieren die 
Kunden, die ausschließlich auf 
digitale Zugangswege wie PC, 
Tablet oder Smartphone set-
zen. Zum Telefonhörer greift je-
der Zwölfte (8 Prozent), wenn er 

mit seinem Kreditinstitut in Kon-
takt treten will. Die meisten Be-
fragten (36 Prozent) zählen je-
doch zu den „hybriden“ Kunden: 
Sie präferieren keinen Zugangs-
weg per se, sondern wählen je 
nach Bedarf. 

Hybride Bankkunden

„Überweisungen erledigen 
hybride Bankkunden online. Die 
neue Kreditkarte beantragen 
sie telefonisch. Zu komplexeren 
Fragen wie Vermögensanlage 
oder Baufinanzierung lassen sie 
sich bevorzugt persönlich und 
vor Ort in einer Geschäftsstelle 
beraten“, beschreibt GVB-Präsi-
dent Jürgen Gros das Verhalten 
dieser Kundengruppe beispiel-
haft.

Präsenz vor Ort bleibt wichtig

Die Bedeutung von Filialen für 
Bankkunden hat in den vergan-
genen Jahren abgenommen. Da-
rauf haben viele Banken reagiert 
und ihre Infrastruktur konso-
lidiert. „Daraus die Schlussfol-
gerung zu ziehen, das Bankge-
schäft der Zukunft sei rein digi-
tal, wäre jedoch voreilig“, hebt 
Gros hervor. „Die Präsenz vor 
Ort bleibt wichtig.“

In der Generation 60 plus sind 
Filialen laut der Umfrage noch 
immer für 43 Prozent der Kun-
den die ausschließliche Anlauf-
stelle. Unter jungen Erwachse-
nen bis 35 Jahre gilt das zwar le-
diglich für 15 Prozent. Doch gut 

ein Drittel der Jungen (34 Prozent) 
zählt zur Gruppe der hybriden 
Kunden. Das heißt, dass knapp die 
Hälfte der unter 35-Jährigen nach 
wie vor eine Filiale oder Geschäfts-
stelle als Kontaktpunkt wünscht.

Volksbanken und  
Raiffeisenbanken bauen 
Omnikanalvertrieb aus

Für Bayerns Volksbanken und 
Raiffeisenbanken ist ihr flächen-
deckendes Netz aus deutlich mehr 
als 2.000 Filialen zwar weiterhin 
ein Wettbewerbsvorteil. Die Um-
frageergebnisse zeigen aber auch, 
dass die Kreditgenossenschaften 
mit dem zuletzt forcierten Ausbau 
des Omnikanalvertriebs richtig 
liegen: „Die Kunden gehen zuneh-
mend davon aus, dass sie auf un-
terschiedlichen Wegen ihre Bank-
geschäfte erledigen können. Um 
diesen Anspruch zu erfüllen, ist 
es unerlässlich, Online-Banking, 
Mobile-Banking, Telefon-Banking, 
Kundenservicecenter und Filiale 
zu verzahnen“, stellt GVB-Präsi-
dent Gros fest.� r

Bund der Steuerzahler fordert 
Wahlrechtsreform mit Mandats-Obergrenze

Der Bund der Steuerzahler fordert den Bundestag auf, die längst über-
fällige Wahlrechtsreform zügig anzupacken. „Wir brauchen jetzt eine 
ernsthafte Diskussion, damit die Größe des nächsten Bundestags für die 
Wähler endlich wieder berechenbar wird“, betont BdSt-Präsident Reiner 
Holznagel. „Weil eine Reform des komplizierten Wahlrechts zeitlichen 
Vorlauf braucht, dürfen die Abgeordneten keine Zeit mehr verlieren!“

Bundestags-Vizepräsident Tho-
mas Oppermann hatte jüngst einen 
Vorschlag zur Verkleinerung des 
Bundestags vorgelegt. Damit ist 
Oppermann Bundestagspräsident 
Wolfgang Schäuble einen Schritt 
voraus, der ursprünglich bis Ende 
2018 einen fraktionsübergreifen-
den Reformvorschlag präsentie-

ren wollte. „Auf eine Initiative des 
Bundestagspräsidenten wartet die 
Öffentlichkeit bis heute!“, kritisiert 
Holznagel.

„Der aktuelle Rekord-Bundestag 
mit 709 Abgeordneten ist von der 
gesetzlichen Soll-Größe in Höhe 
von 598 Abgeordneten meilenweit 
entfernt. Ohne eine schnelle Wahl-

rechtsreform droht ein noch viel 
größeres Parlament.“ Der Verband 
hat Zahlen für den teuren Bundes-
tag ermittelt: Schon jetzt kostet 
das XXL-Parlament die Steuerzah-
ler fast eine Milliarde Euro pro Jahr. 
Holznagel: „Ohne eine grundlegen-
de Reform droht dem Bundestag 
der Kollaps – hier sehe ich ein Risi-
ko für die parlamentarische Demo-
kratie. Denn schon jetzt haben die 
Abgeordneten in ihren Fraktionen 
und im Plenum kaum Möglichkei-
ten, sich einzubringen. Wir brau-
chen eine Obergrenze für Manda-
te: 500 Abgeordnete sind genug!“
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Stiftung der Kreissparkasse für den Landkreis München:

Ausschüttung im Jahr 2018 
in Höhe von 132.000 Euro

Acht regionale Einrichtungen nehmen 47.500 Euro aus der  
zweiten Teilausschüttung des Jahres entgegen

Rund 47.500 Euro hatte die Stiftung der Kreissparkasse für den 
Landkreis München anlässlich ihrer zweiten Teilausschüttung 
2018 zu vergeben. Zur offiziellen Übergabe kamen Vertreter der 
acht begünstigten Einrichtungen in der Münchner Hauptstelle der 
Kreissparkasse zusammen.

Seit Jahren steht die Stiftung 
vor der gleichen Herausforde-
rung: Zum Ausschütten wäre ei-
gentlich kaum Geld da, denn die 
Stiftung erwirtschaftet mit ih-
rem Vermögen keine nennens-
werten Zinserträge. Stiftungs-
vorstand Landrat Christoph Gö-
bel weiß jedoch, dass er sich 
auf die Kreissparkasse verlas-
sen kann. Dank kräftiger finanzi-
eller Unterstützung konnte wie-
der acht Einrichtungen die Rea-
lisierung ihrer Projekte ermög-
licht werden.

Größter Einzelbetrag für 
die Stockschützen

Der mit 13.000 Euro größ-
te Einzelbetrag ging an den EC 
Planegg-Geisenbrunn e.V. Mit 
der Fördersumme werden zwei 
Pflasterstockbahnen neu über-
dacht. So können die Stock-
schützen ihren traditionsrei-
chen Sport künftig wetterunab-
hängig ausüben.

Der AWO Kreisverband Mün-
chen-Land e. V. freute sich über 
10.000 Euro für die Anschaffung 
eines Dienstwagens für die Ob-
dachlosenberatung.

Ihre Zuwendung über 6.000 
Euro investiert die BRK Kreis-
wasserwacht München in den 
Erwerb zweier Drohnen samt 

Zubehör und legt damit den 
Grundstein für den Aufbau ei-
ner Drohnengruppe für Katast-
ropheneinsätze.

Die Leonhard gemeinnützige 
GmbH aus Gräfelfing kann mit 
5.487 Euro drei Studienplätze 
in ihrem Kurs für Unternehmer-
tum für Gefangene finanzieren.

Die Evangelische Kirchenge-
meinde Zum guten Hirten in 
Oberhaching erhält 4.000 Euro 
für den neu gegründeten Posau-
nenchor.

Weitere Zuwendungen in Hö-
he von insgesamt 9.000 Euro 
gingen an das Lions Hilfswerk 
Schleissheim e. V., die Solida-
ris gGmbH und den Förderver-
ein des Seniorenheims Unter-
schleißheims Freude im Alter 
e.V.

Die Stiftung für den Landkreis 
München ist die größte von ins-
gesamt vier Stiftungen der Kreis-
sparkasse. Gemeinsam mit der 
Kreissparkasse selbst beträgt 
das Engagement für gemein-
nützige Projekte und Maßnah-
men in den Landkreisen Mün-
chen, Starnberg und Ebersberg 
rund 1,3 Mio. Euro jährlich. Ne-
ben den öffentlichen Haushal-
ten stellt dieses Engagement ei-
ne der wichtigsten Fördermög-
lichkeiten für die Einrichtungen 
unserer Region dar.� r

Dr. Ingo Krüger, Geschäftsführer der Bayerischen Sparkassenstif-
tung, bei der Pressekonferenz im Museum Mensch und Natur.� r

Auf die Plätze, fertig, Haus!
Jeder vierte Mieter in Deutschland möchte laut TNS Trendindika-
tor 2018 in den nächsten zehn Jahren in seiner eigenen Immobilie 
wohnen. Wer einen Neubau plant, hat die Wahl zwischen einem 
Haus vom Bauträger, einem vom Architekten geplanten Zuhau-
se oder einem Fertighaus. Jede Bauart hat ihre Vorzüge – welche 
passt, ist eine individuelle Entscheidung. 

„Ob das neue Heim gemein-
sam mit einem Architekten ent-
wickelt oder lieber schlüsselfer-
tig übergeben werden soll, ent-
scheiden neben Faktoren wie 
Zeit und finanzielle Mittel auch 
die persönlichen Vorstellungen“, 
erklärt Albrecht Luz von der LBS. 
Die Bauformen unterscheiden 
sich zum einen in der Planungs- 
und Bauzeit sowie den Einfluss-
möglichkeiten des Käufers. 

Beim sog. Eigenbau gestaltet 
ein Architekt das Traumhaus in-
dividuell nach den Vorstellungen 
des Bauherren und steht wäh-
rend der gesamten Bauphase 
beratend und koordinierend zur 
Seite. Dabei gilt: Je umfassender 
die Betreuung, desto länger dau-
ert der Bau. Ein Bauträger hinge-
gen verkauft das Haus mit Grund-
stück schlüsselfertig und verant-
wortet das gesamte Bauvorhaben. 
Das bedeutet allerdings, dass der 
Käufer nicht Bauherr ist und weni-
ger Einfluss auf Kosten und Gestal-
tung seines neuen Zuhauses hat.

Käufer, die sich für ein Fertig-
haus entscheiden, haben den 

Vorteil, dass sie ihr zukünftiges 
Eigenheim vorab in Musterhaus-
siedlungen besichtigen können 
und so einen Eindruck von der 
Gestaltung erhalten. Da die vor-
gefertigten Einzelteile für das 
Haus auf der Baustelle nur noch 
zusammengesetzt werden, ist 
die Rohbauphase zudem deut-
lich kürzer als bei der Bauweise 
Stein auf Stein. „Beim Vertrags- 
abschluss sollten Bauherren die 
Baubeschreibung genau lesen“, 
rät Albrecht Luz. „Verkaufen An-
bieter das Haus beispielswei-
se ‚ab Bodenplatte‘, fallen Zu-
satzkosten für das Einrichten der 
Baustelle, den Bau der Boden-
platte oder eines Kellers an.“ 

„Egal, wie das Haus letztlich ge-
baut wird, die Finanzierung muss 
auf einem soliden Fundament ste-
hen“, so der Experte. Neben aus-
reichend Eigenkapital und einem 
klassischen Annuitätendarlehen, 
zählt dazu auch ein Bausparver-
trag. Damit können Bausparer Ei-
genkapital aufbauen und erwer-
ben gleichzeitig den Anspruch auf 
ein zinssicheres Darlehen.� r

Raus aus der Schule, 
rein ins Forschungsabenteuer

Wie ein phil:MINT-Projekt Naturwissenschaft und Philosophie verknüpft
Was ist Natur eigentlich? Welchen Einfluss hat der Mensch auf 
die Natur? Und wie sollten wir mit ihr umgehen? Anlass, über 
Umwelt und Natur nachzudenken, gibt es genug: Der stets vor-
anschreitende Klimawandel beeinflusst die Zukunft der nächsten 
Generationen maßgeblich. ScienceLab e.V. erkannte die Begeis-
terung von Kindern für naturwissenschaftliche Phänomene und 
schuf mit „Natur-Welt bewegen!“ ein Format, in dem Kinder zu 
jungen Entdeckerinnen und Entdeckern werden und zugleich zum 
Nachdenken kommen. 

Das bayernweite Projekt un-
ter der Förderung der Bayeri-
schen Sparkassenstiftung ist 
zugleich Teil der phil:MINT-In-
itiative. Diese widmet sich der 
Verknüpfung mehrerer Diszipli-
nen in der Wissensvermittlung, 
sprich der MINT-Fächer (Mathe-
matik, Informatik, Naturwissen-
schaft, Technik) mit der Philoso-
phie – denn das eine kann ohne 
das andere nicht bestehen. So 

lernen Schülerinnen und Schü-
ler, größere Zusammenhänge zu 
erkennen, Neues zu verknüpfen 
und zugleich ihr eigenes Han-
deln zu reflektieren.

Spiel- und Fragerunden

Um viel Raum zum Entdecken 
zu bieten, finden die Projektta-
ge an außerschulischen Lernor-
ten statt. Dort dürfen die Schul-

kinder der 5. und 6. Klasse viel 
forschen, fragen und philoso-
phieren. Durch komplexe Spiel- 
und Fragerunden, konzipiert 
vom Projektpartner „Abenteu-
er Philosophieren“, wird das ge-
meinsame Fragen und Diskutie-
ren zum Erlebnis. Im vergange-
nen Schuljahr konnten bereits 
fünf Klassen aus Realschulen 
und Gymnasien bei „Natur-Welt 
bewegen!“ mitmachen – mit 
durchwegs positiver Resonanz. 
Die Schülerinnen und Schüler 
hatten viel Spaß an dem außer-
gewöhnlichen Lernformat und 
die begleitenden Lehrkräfte wa-
ren beeindruckt, wie reflektiert 
und offen die Kinder zu den phi-
losophischen Diskursen beitru-
gen. 

Wie genau das Konzept funk-
tioniert, wurde bei einer Presse-
konferenz im Museum Mensch 
und Natur vorgestellt. Eine Schul-
klasse des Dante-Gymnasiums 
experimentierte an Forschersta-
tionen und philosophierte an-
schließend über das Gelernte!

ScienceLab e.V.

Der ScienceLab e.V. ist ei-
ne gemeinnützige Bildungsein-
richtung, die institutionell, wirt-
schaftlich und fachlich unabhän-
gig arbeitet. Das Ziel von Scien-
ceLab ist es, Kindern über deren 
Fragen naturwissenschaftliche 
Phänomene und Zusammen-
hänge näherzubringen. Gleich-
zeitig sollen sie positive Ler-
nerfahrungen machen, Selbst-
vertrauen aufbauen und das 
Lernen lernen, um bereits früh-
zeitig den Grundstein für eine 
erfolgreiche Bildungskarriere zu 
legen. 

Abenteuer Philosophieren

Das Geheimnis hinter „Aben-
teuer Philosophieren“ liegt we-
niger darin, die beste oder aktu-
ellste wissenschaftliche Theorie 
in einem förmlichen Vortrag als 
Antwort zu präsentieren, son-
dern baut viel mehr darauf auf, 
ein Erlebnis zu schaffen, in dem 
die entsprechenden wissen-
schaftlichen Hintergründe spie-
lerisch kennengelernt und aus 
der eigenen Erfahrung heraus 
hinterfragt werden. Der Lohn 
für diesen Fokus auf das mit-
einander Fragen und Diskutie-
ren anstelle eines frontalen Be-
hauptens und Berichtigens zeigt 
sich in der gemeinsamen Freude 
am philosophischen Abenteuer 
– egal ob bei Jung oder Alt.  

phil:MINT

Die Initiative phil:MINT ver-
einigt und koordiniert Projekte 
aus staatlichen und nicht-staat-
lichen Einrichtungen, um die 
Verknüpfung philosophischer 
und naturwissenschaftlicher 
Ansätze zu fördern und Syner-
giepotentiale zu schaffen. Am 
Staatsinstitut für Schulquali-
tät und Bildungsforschung (ISB) 
wurde der Arbeitskreis phil:-
MINT ins Leben gerufen, mit 
dem Ziel, die Inhalte schulge-
recht aufzubereiten. 

Die Bayerische Sparkassen- 
stiftung ist Ausdruck des gesell-
schaftlichen Engagements der 
bayerischen Sparkassen und ih-
rer Verantwortung für das Ge-
meinwohl. Sie fördert eine Viel-
falt gemeinnütziger Projekte mit 
derzeit deutlichen Schwerpunk-
ten in den Bereichen innovative 
Museumspädagogik, Umwelt-
bildung und Telemedizin. Sie en-
gagiert sich bei Vorhaben von 
überregionaler bis bayernweiter 
Bedeutung und ergänzt damit 
die gemein-wohlorientierte Ar-
beit der 110 bayerischen Spar-
kassenstiftungen vor Ort.� r

Mit dem neuen GenerationenDepot Invest:

Das Familienvermögen sichern 
Für ihr angespartes Vermögen oder verfügbares Kapital suchen 
vor allem ältere Menschen oft nach einer passenden Anlageform: 
Die Gelder - zum Beispiel aus einer Erbschaft oder fälligen Lebens-
versicherung - sollen sicher und steueroptimiert angelegt und für 
die Nachkommen erhalten werden. Wichtig ist außerdem, bei Be-
darf rasch darauf zugreifen zu können. Alle diese Bedürfnisse be-
dient der Konzern Versicherungskammer seit Jahresbeginn mit 
seinem Produkt GenerationenDepot Invest. 

Die fondsgebundene kapital-
bildende Lebensversicherung auf 
den Todesfall gegen Einmalbei-
trag wird von den drei Lebens-
versicherern im Konzern - Bay-
ern-Versicherung Lebensversi-
cherung, Öffentliche Lebensver-
sicherung Berlin Brandenburg 
und SAARLAND Lebensversiche-
rung - angeboten. 

GenerationenDepot Invest 
kann bis zu einem Alter von 80 
Jahren abgeschlossen werden 
und ist eine Vorsorgeform, in 
die einmalig ein Betrag von bis 
zu 1 Million Euro eingezahlt 
und lebenslang angelegt wird. 
Kunden können den Betrag 
aufstocken oder bei Bedarf 
Geld entnehmen. Die Erträ-
ge während der Laufzeit sind 
steuerfrei, lediglich bei einer 
Kapitalentnahme unterliegen 
die anteiligen Erträge der Ab-
geltungsteuer. 

Attraktive Ertragschancen 
durch bewährte  
Anlagekonzepte

Der Kunde kann durch die 
Auswahl aus unterschiedlichen 
Anlagekonzepten nach seinem 
individuellen Sicherheitsbe-
dürfnis selbst bestimmen, wie 
stark er von den Chancen am 
Kapitalmarkt profitieren möch-
te. Ein Teil der Einzahlung wird 
im Sicherungsvermögen ange-
legt. Für den anderen Teil ent-
scheidet der Kunde, ob dieser 
in den bewährten, renditeopti-
mierten Kapitalanlagen (ROKs) 

angelegt wird oder er stellt sei-
ne eigene Anlagestrategie aus 
einer breiten Fondspalette zu-
sammen. 

Nachlass aktiv planen

Der Versicherungsnehmer 
kann frei bestimmen und flexi-
bel ändern, wer im Todesfall als 
Begünstigter das Kapital erhal-
ten soll. Verstirbt die versicher-
te Person, erhalten die Begüns-
tigten das Geld sofort und ein-
kommensteuerfrei. Ob und in 
welcher Höhe Erbschaftsteu-
er zu entrichten ist, entschei-
det sich im Einzelfall, weil für 
sie hohe Freibeträge - vor allem 
bei nahen Familienangehörigen 
- gelten. Besteht der Vertrag 
mehr als zwei Jahre, wird das 
vorhandene Vertragsguthaben 
zzgl. einer vertraglich vereinbar-
ten Todesfallleistung sowie die 
angefallenen Überschüsse aus-
gezahlt. 

Schenkungssteuerfreibeträge 
nutzen

GenerationenDepot Invest 
kann zudem in einer weiteren 
Variante genutzt werden: bei-
spielsweise, wenn ein Sohn für 
die vorzeitige Vermögensüber-
tragung seines Vaters ein Gene-
rationenDepot Invest abschließt 
und der Vater durch Einzahlun-
gen alle 10 Jahre die zur Verfü-
gung stehenden Schenkungs-
steuerfreibeträge zur Aufsto-
ckung nutzt.� r

Versicherungskammer:

Investments in Infrastruktur 
und Erneuerbare Energien

Von Georg Distler, Head of Infrastructure Debt,  
Konzern Versicherungskammer

Infrastrukturprojekte und Anlagen in Erneuerbare Energien sind 
für den Konzern Versicherungskammer wichtige Assetklassen: 
Versicherer sind grundsätzlich langfristige Investoren und somit 
immer auf der Suche nach kontinuierlicher Rendite. Diese finden 
sie im aktuellen Niedrigzinsumfeld mit einem sehr attraktiven 
Rendite-Risiko-Profil im Vergleich zu Staats- und Unternehmens-
anleihen in Europa. Auch sind sie solvenzschonend.

Die Versicherungskammer 
baut seit geraumer Zeit ihr En-
gagement in diesen Assetklassen 
kontinuierlich aus - überwiegend 
in Deutschland. Sofern möglich, 
werden die Beitragseinnahmen 
aus dem Versicherungsgeschäft 

Georg Distler.� r

wieder im Geschäftsgebiet rein-
vestiert. Frei nach dem Motto: 
Aus der Region – für die Region. 
Wir leiten dadurch weitere Fi-
nanzmittel in Infrastrukturpro-
jekte und Erneuerbare Energien.

Öffentlich-Private 
Partnerschaften

Beispiele für konkrete Investi-
tionen und Finanzierungen sind 
sogenannte Öffentlich-Private 
Partnerschaften (ÖPP-Projek-
te) für z. B. Finanzierungen von 
Autobahnen und Schienenpro-
jekten beteiligen wir uns über-
wiegend innerhalb eines Bieter-
konsortiums. Seit Anfang 2018 
erhielten wir so für vier Pro-
jekte mit insgesamt mehreren 
hundert Millionen Euro den Zu-
schlag. Eines dieser Projekte, ei-
ne Autobahnfinanzierung, konn-
ten wir zusammen mit zwei 
Partnern aus dem Sparkassen-
verbund sowie der Europäi-
schen Investitionsbank (EIB) ge-
winnen. Aufgrund der Größe 
der Versicherungskammer und 
des aufgebauten Know-hows 

sind wir inzwischen in der Lage, 
vielfältige komplexe und große 
Projekte zu übernehmen und 
gemeinsam mit anderen Groß-
anlegern zu finanzieren.

Das gesamte Investitionsvolu-
men in Infrastruktur und Erneu-
erbare Energien liegt für die Ver-
sicherungskammer inzwischen 
deutlich über einer Milliarde Eu-
ro. Für dieses Jahr haben wir et-
wa eine weitere Milliarde Euro 
in der Pipeline. Hinzu kommen 
weitere aussichtsreiche Invest- 
ments in Infrastruktur und Er-
neuerbare Energien. Insbeson-
dere in Bayern stehen immer 
wieder Ausschreibungen von 
Schienen- und Autobahnprojek-
ten bereit, an denen wir uns ger-
ne beteiligen. Als nächste sehr 
große Ausschreibung steht die 
Finanzierung der A3 an: Sechs-
streifiger Ausbau ÖPP-Projekt 
Autobahnkreuz Biebelried bis 
Autobahnkreuz Fürth/Erlangen. 
Daran wollen wir uns beteiligen.

Perfekter Partner für  
Finanzierungen der 
öffentlichen Daseinsvorsorge

Ein größer werdendes Stand-
bein für die Versicherungs-
kammer sind weitere Inves-
titionen in soziale Infrastruk-
tur. Das sind z. B. Pflegeheime 
und Kindertagesstätten, aber 
auch Wasserver- und -entsor-
gung oder andere kommunale 
Wirtschaftsbetriebe von Städ-
ten und Kommunen, die Aufga-
ben der Grundversorgung der 
Bürger übernehmen. Als öffent-
lich-rechtliches Unternehmen 
mit regionaler Verantwortung 
liegt uns seit jeher die soziale In-
frastruktur sehr am Herzen. So 
sind wir der perfekte Partner für 
Finanzierungen der öffentlichen 
Daseinsvorsorge.

Unsere Eigentümer, die Spar-
kassen, stehen mit den Bürger-
meistern in engem Kontakt. 
Weil Banken aufgrund der Rege-
lungen nach Basel III etc. lang-
fristige Finanzierungen nicht 
mehr in ausreichendem Umfang 
vergeben können, konnten wir, 
neben unserer Rolle als größter 
Kommunalversicherer, die Zahl 
der Finanzierungen für kommu-
nale Wohnungsbaugesellschaf-
ten in den vergangenen Mona-
ten deutlich steigern.� r
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Klarheit 
ist einfach.

Wenn man kompetente 
Finanzpartner in der Nähe 
hat. Zu Ihren finanziellen 
Zielen und Wünschen be-
raten wir Sie ausführlich.

Schauen Sie bei uns vor-
bei.

Konzern Versicherungskammer:

Nachhalti g positi ve Entwicklung
Beitragsplus von insgesamt 2,4 Prozent 

Geschäft smodell als Versicherer der Regionen weiter entwickelt

Der Konzern Versicherungskammer blickt auf ein erfolgreiches 
Geschäft sjahr 2018 zurück. Nach den vorläufi gen Geschäft szah-
len liegt das Beitragsvolumen im gesamten Versicherungsge-
schäft  bei 8,30 Mrd. Euro, im selbstabgeschlossenen Geschäft  bei 
8,22 Mrd. Euro; das entspricht einer Steigerung von jeweils 2,4 
Prozent gegenüber dem Vorjahr. „Mit innovati ven Lösungen und 
marktgerechten Produkten haben wir uns in einem anspruchs-
vollen Markt sehr gut positi oniert“, machte Dr. Frank Walthes, 
Vorsitzender des Vorstands des Konzerns Versicherungskammer, 
deutlich.

Der verwaltete Kapitalanla-
genbestand des Konzerns Ver-
sicherungskammer (inkl. Dritt -
geschäft ) wächst um rund 3 Pro-
zent und liegt erstmals über 60 
Mrd. Euro.

Schaden- und 
Unfallversicherung

In der Schaden- und Unfall-
versicherung konnte der Kon-
zern Versicherungskammer die 
Beiträge um 3,4 Prozent auf 2,69 
Mrd. Euro steigern. Die Kom-
positversicherer des Konzerns 
wachsen sowohl im Privat- als 
auch im Firmenkundengeschäft . 
Insbesondere in der Wohnge-
bäude- und Haft pfl ichtversi-
cherung wurde ein Zuwachs er-
zielt. „Unsere Leistungsfähigkeit 
und unsere Verlässlichkeit konn-
ten wir angesichts einer Vielzahl 

solvenzschonender Produkte 
am Neugeschäft  liegt bei über 
80 Prozent.“ Besonders erfreu-
lich habe sich zudem die Mitt e 
Mai neu eingeführte Risiko-Le-
bensversicherung entwickelt, die 
mit nur wenigen Gesundheits-
fragen einfach und schnell ab-
geschlossen werden kann.

Erstmals wurde das gesamte 
Neugeschäft  aller drei Risikoträ-
ger (Bayern Versicherung, Saar-
land Lebensversicherung, Öf-
fentliche Leben Berlin) im Kon-
zern Versicherungskammer über 
eine einheitliche Produkt- und 
IT-Plattf  orm bearbeitet und ge-
steuert.

Betriebliche Altersvorsorge 
weiter intensiviert

Des Weiteren hat der Konzern 
Versicherungskammer das Ge-
schäft  mit der betrieblichen Al-
tersvorsorge konzernweit ge-
bündelt und weiter intensiviert. 
Das seit Jahresbeginn 2018 an-
gebotene Arbeitgeberportal wird 
bereits von 500 Unternehmen 
genutzt.

Zu der guten Gesamtentwick-
lung trugen alle Vertriebswe-
ge bei. Aufgrund des Multi ka-
nalvertriebs konnten sämtliche 
Zielgruppen über alle Geschäft s-
felder erfolgreich und nachhal-
ti g angesprochen werden.

Digitalisierung
und Innovati on

Im Bereich der Digitalisierung 
und Innovati on arbeitet die Ver-
sicherungskammer überaus er-
folgreich in unterschiedlichen 
Initi ati ven und richtet ihre Pro-
dukte, Vertriebswege und Pro-
zesse fortlaufend auf die Be-
dürfnisse ihrer Kunden aus. „Die 
Zufriedenheit unserer Kunden 
haben wir als strategisches Kon-

zernziel verankert und sehen 
unseren Erfolg bereits in den 
jährlich erhobenen Werten“, un-
terstrich Walthes. Die Versiche-
rungskammer setzt dafür Da-
ta Analyti cs ein, testet neue Ge-
schäft smodelle und arbeitet mit 
Startups eng zusammen. Dar-
über hinaus stellt sie ihre Da-
ta-Analyti cs-Fähigkeiten den 
öff entlichen Versicherern und 
Sparkassen in einem Dienstleis-
tungsmodell zur Verfügung.

Geschäft smodell als 
Versicherer der Regionen
weiter entwickelt

Mit Wirkung zum 31. Juli 
2018 hat der Konzern Versiche-
rungskammer die SAARLAND 
Lebensversicherung AG und 
die SAARLAND Feuerversiche-
rung AG vollständig übernom-

men. Die bislang an den Ge-
sellschaft en beteiligte Sparkas-
senorganisati on Saar erhielt im 
Gegenzug Anteile an der Versi-
cherungskammer Bayern, An-
stalt des öff entlichen Rechts. 
Unter dem Dach der Versi-
cherungskammer betreuen 
die SAARLAND-Versicherun-
gen weiterhin von Saarbrü-
cken aus die saarländischen 
Privat- und Gewerbekunden 
und stärken ihre Rolle als Ver-
sicherer in der Region Saar-
land.

„Wir verfügen über ein erfolg-
reiches funkti onales Betriebs-
modell, das es uns ermöglicht, 
Konzernstrukturen weiter zu ver-
einheitlichen sowie Kompeten-
zen und Fähigkeiten stets für 
den gesamten Konzern zu nut-
zen“, betonte Walthes abschlie-
ßend. 

Sehr gut für die Kommunen:

EuGH sieht § 6 a
Grunderwerbsteuergesetz als

EU-beihilfekonform an
Noch kurz vor Weihnachten entschied der EuGH, dass Um-

wandlungen im Konzern zulässigerweise nicht der Grunder-
werbsteuer unterliegen. In dieser Steuerbefreiung ist al-
so keine staatliche Beihilfe zu sehen, erklärt Rechtsanwalt 
Dr. Stefan Deti g, DETIG: RSW.

Relevant ist dies auch für Gründungen von kommunalen 
Gesellschaft en, wenn Grundstücke eines BgA (z.B. Wasserver-
sorgung, Klinik, Bürgerhaus) von der Kommune auf das Un-
ternehmen (z.B. Kommunalunternehmen, GmbH) übergehen.

„Wir setzten uns bereits im August 2010 dafür ein, dass 
Kommunen nicht schlechter gestellt werden dürfen als priva-
te Unternehmen. Dem folgte die Finanzverwaltung bereits im 
Dezember 2010“, so Stefan Deti g.

Die zwischenzeitlich bestehende Unsicherheit im Hinblick 
auf das EU-Beihilferecht ist nun Vergangenheit. Kommuna-
le Umwandlungen haben daher grundsätzlich keine Grunder-
werbsteuer mehr zu befürchten. 

Sparkasse Eichendorf
nach Umbau wieder eröff net

Nach knapp dreimonati gen umfangreichen Umbaumaßnahmen 
ist die Eichendorfer Sparkassenfi liale offi  ziell eingeweiht worden. 
Rund 500.000 Euro hat das Geldinsti ti tut in die Modernisierung 
des Hauses gesteckt. „Eichendorf ist ein Standort mit Traditi on, 
aber auch mit Zukunft “, sagte Sparkassen-Vorstandsvorsitzende 
Walter Strohmaier in seiner Ansprache.

Zur Einweihungsfeier in der 
Sparkassenfi liale trafen sich 
zahlreiche Ehrengäste sowie am 
Bau beteiligte Firmen. Sparkas-
sen-Vorstandsvorsitzende Wal-
ter Strohmaier begrüßte na-
mentlich Pfarrer Adi Ortmei-
er, Landrat Heinrich Trapp, Bür-
germeister Max Schadenfroh, 
den Vertreter der Schule Rek-
tor Helmut Lallinger und vom 
Kinderland Arche Noah Leite-
rin Anita Stömmer, den stell-
vertretenden Vorstandsvorsit-
zenden Dr. Marti n Kreuzer, den 
Geschäft sstellenleiter Thomas 
Marek und alle Mitarbeiterin-
nen und Mitarbeiter der Spar-
kassenfi liale Eichendorf sowie 
Vorstandskollegen.

Klares Bekenntnis
zur Region

Strohmaier betonte, dass Ei-
chendorf ein sichtbarer Beweis 
ist, was Sparkasse eigentlich ist: 
Ein klares Bekenntnis zur Re-
gion, zur Heimat, zu den Men-
schen auch im ländlichen Raum. 
2021 gibt es die Sparkasse in 
Eichendorf seit 100 Jahren: 
„Dies zeigt auf, welche Stand-
haft igkeit und welche Bedeu-
tung diese Geschäft stelle in Ei-
chendorf hat“, sagte Strohmai-
er. „In den vergangenen zehn 
Jahren seit der Fusion wurden 
knapp 10 Millionen Euro in die 
Opti mierung der Geschäft s-
stellenstruktur sowie in die 
Geschäft sstellen-Infrastruktur 
investi ert und damit wurde ein 
ganz klares Bekenntnis abgege-
ben: Ja, wir wollen auch künf-
ti g in der Fläche präsent und 
erreichbar bleiben.“

Strohmaier dankte allen an 
den Umbaumaßnahmen betei-
ligten Firmen und freute sich 
sehr, dass man hier die heimi-
sche Wirtschaft  im Geschäft s-
gebiet berücksichti gen konn-
te. Dies sei eine gelebte Part-
nerschaft , die man über Jahr-

zehnte pfl egt, so der Vorstand.
Pfarrer Adi Ortmeier erbat 

anschließend in einer festli-
chen Feierstunde Gott es Se-
gen für die Geschäft sräume 
und allen Menschen, die dort 
arbeiten oder als Kunden ein 
und aus gehen, und weihte 
die neuen Räumlichkeiten ein. 
Der Geistliche segnete noch 
ein Kreuz für den Geschäft s-
raum.

Die Sparkasse
als Direktbank

Als nächster Redner sprach 
der stellvertretende Vorstands-
vorsitzende Marti n Kreuzer, 
der auf das Thema Digitalisie-
rung näher einging. „Sind Ban-
ken heute überhaupt noch not-
wendig – angesichts der vielen 
Internetbanken? Warum inves-
ti ert die Sparkasse so viel Geld 
in ihre Banken?, fragte Kreu-
zer. Die Sparkasse sei eine Di-
rektbank und um dies zu ver-
deutlichen, bat er alle Sparkas-
senmitarbeiterinnen und Mit-
arbeiter der Filiale nach vorne: 
„Allesamt Direktbanker, sie 
sind jeden Tag für die Kunden 
da und können Probleme vor 
Ort lösen, was in der virtuellen 
Welt, also auf Distanz, nicht so 
einfach möglich ist“. 

Zentrale Funkti on der 
Marktgemeinde gestärkt

Direktbanker haben das Ver-
trauen der Kunden, betonte 
Kreuzer. Er sprach auch den 
Datenschutz an und betonte, 
bei der Sparkasse geht man 
mit der Zeit, der Kunde kann 
sich darauf verlassen, dass bei 
allen Kommunikati onsmöglich-
keiten der Schutz persönlichen 
Daten und der sorgfälti ge Um-
gang mit vertraulichen Infor-
mati onen eine Selbstverständ-
lichkeit ist.

Landrat Heinrich Trapp beton-

te in seiner Funkti on als Ver-
waltungsratsvorsitzender der 
Sparkasse, die Sparkasse in Ei-
chendorf sei stark und gut ge-
wachsen und stärke auch die 
zentrale Funkti on der Markt-
gemeinde Eichendorf. Gerade 
dem ländlichen Raum tue so ei-
ne Regionalbank gut, betonte 
Landrat Trapp. Bei ihrer Investi -
ti on in Eichendorf sei die Spar-
kasse auf einem richti gen Weg 
und setze Signale.

Neue Perspekti ven

Bürgermeister Max Schaden-
froh begann seine Ansprache 
mit einem Zitat: „Geh mit der 
Zeit oder du gehst mit der Zeit.“ 
Dieses Sprichwort hat sich die 
Sparkasse schon immer zu Her-
zen genommen, so auch mit 
dieser Umbaumaßnahme und 
hat neue Perspekti ven geschaf-
fen. „Die Sparkasse ist für Ei-
chendorf ein echter Gewinn, die 
Bank wird als Vermögensver-
walter und Kreditvergeber ge-
braucht und den Mitarbeitern 
wird Vertrauen entgegen be-
bracht. Sie tragen ganz maßgeb-
lich dazu bei, unsere Wirtschaft  
am Laufen zu halten“, hob Scha-
denfroh hervor.

Alle Redner wünschten der 
Sparkassenfi liale Eichendorf 
und allen Mitarbeitern mit Ge-
schäft sstellenleiter Thomas 
Marek weiterhin alles Gute, 
viel Erfolg und zufriedene Kun-
den.

Dank an alle Beteiligten

Als letzter Redner sprach Ge-
schäft sstellenleiter Thomas Ma-
rek zu den Anwesenden. Er 
dankte dem Sparkassenvorstand 
für die Investi ti on in die Filiale Ei-
chendorf. Ein Dank galt auch al-
len am Bau beteiligten Firmen. 
Allen Kunden galt ein herzli-
ches Dankeschön für die Ge-
duld und ihr Verständnis, das 
sie während der Bauphase auf-
brachten. Einen Dank sprach 
der Geschäft sstellenleiter auch 
seinem Team aus für die „Meis-
terungen“, die es während der 
Umbaumaßnahme zu bewälti -
gen galt. 

von Schäden unter Beweis stel-
len“, so Walthes. Allein für die 
Schäden der fünf Unwett er 
Burglind, Friederike, Wilma, 
Yvonne und Fabienne zahlte 
die Versicherungskammer fast 
100 Mio. Euro an ihre Versiche-
rungsnehmer aus.

Krankenversicherung

Die Krankenversicherer der 
Sparkassen-Finanzgruppe, die 
Bayerische Beamtenkranken-
kasse und die Union Kranken-
versicherung, steigern die Bei-
träge um 2,4 Prozent auf 2,47 
Mrd. Euro. Besonders gut hat 
sich das Geschäft  in der Zusatz-
vorsorge zur gesetzlichen Kran-
ken- und Pfl egeversicherung im 
privaten und betrieblichen Be-
reich entwickelt. Im Bereich der 
Pfl ege- und Krankenzusatzver-

sicherung belegen die beiden 
Krankenversicherer eine führen-
de Positi on. Mit insgesamt über 
drei Millionen Versicherten bil-
den sie die dritt größte private 
Krankenversicherungsgruppe in 
Deutschland. 

Mit dem digitalen Gesund-
heitsportal MEINE GESUNDHEIT 
steht den privat krankenversi-
cherten Kunden eine interakti -
ve Plattf  orm zur Verfügung. Die-
se bietet den Kunden eine digi-
tale Pati entenakte, ein elektro-
nisches Rechnungsmanagement 
und umfangreiche Gesundheits-
dienstleistungen, wie etwa Me-
dikati onsplan oder Arztsuche. 
„Wir sind Gesundheitspartner 
und Lotse unserer Kunden und 
bauen unsere digitalen Gesund-
heitsservices weiter aus“, stellte 
Walthes fest.

Lebensversicherung

Die Lebensversicherer der 
Versicherungskammer steigern 
ihre Beitragseinnahmen um 1,7 
Prozent auf 3,07 Mrd. Euro. Da-
mit zeigt sich, dass gerade in Zei-
ten hoher Volati lität an den Ka-
pitalmärkten, die Kunden der 
Lebensversicherung besonders 
vertrauen. Walthes: „Der Anteil 
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Bayerischer Bankentag in München:

Brexit und Bildung
Die Auswirkungen des Brexit auf die globale Finanzwelt boten 
reichlich Stoff für den Bayerischen Bankentag in München. Darü-
ber hinaus wurden die besten Absolventen des privaten Bankge-
werbes in Bayern geehrt.

„Wir können uns den aus dem 
Brexit resultierenden Unsicher-
heiten und notwendigen Ver-
änderungen, insbesondere in 
der Finanzwelt, nicht verschlie-
ßen. Alle Beteiligten, vor allem 
Banken und Regulierer, soll-
ten diesen vielmehr aktiv be-
gegnen. Abwarten und auf das 
Beste hoffen, ist in der gegen-
wärtigen, von Unsicherheit ge-
prägten Situation, nicht die rich-
tige Strategie. Oder anders aus-
gedrückt: „Manche planen, um 
nicht zu versagen. Andere ver-
sagen, weil sie nicht planen“, be-
tonte Burkhard Balz, Vorstands-
mitglied der Deutschen Bundes-
bank.    

Grenzüberschreitendes  
Geschäft neu ordnen

Im Vereinigten Königreich und 
in der EU niedergelassene Kredit- 
institute müssen aufgrund des 
Brexit und den damit verbunde-
nen regulatorischen Verände-
rungen ihr grenzüberschreiten-
des Geschäft neu ordnen. Nur 
so werden sie es gegebenenfalls 
in etwas geänderter Form fort-
führen können. Bisher konnten 
in der EU niedergelassene Kre-
ditinstitute dank des europäi-
schen Passes für Finanzdienst-
leistungen ihr EU-weites Ge-
schäft auch aus dem Vereinig-
ten Königreich heraus steuern. 
Das dürfte zukünftig nicht mehr 
möglich sein.

Verlagerung in die EU

Kreditinstitute mit grenzüber-
schreitendem Geschäft werden 
eine Verlagerung in die EU be-
ziehungsweise die Erweiterung 
bereits bestehender EU-Stand-
orte nicht vermeiden können, 
wenn sie ihre Geschäftstätigkeit 
in der EU fortsetzen möchten. 
Gleiches gilt höchstwahrschein-
lich auch in der umgekehrten 
Richtung. Dies sollte die gegen-
wärtige Arbeitshypothese aller 
betroffenen Kreditinstitute sein.

Fundamentale Änderungen

Wir sollten uns nicht der Il-
lusion hingeben, dass es schon 
irgendwie weitergehen wird. 
Ganz im Gegenteil: Der Brexit 
wird zu fundamentalen Ände-
rungen in der globalen Finanz-
welt führen. Die Frage ist mei-
nes Erachtens letztlich nur, wie 
schnell dies geschehen wird“, 

stellte Balz fest, ehe er mit Dr. 
Michael Diederich, Präsident 
des Bayerischen Bankenverban-
des und Sprecher des Vorstands 
der UniCredit Bank, sowie Pro-
fessor Gabriel Felbermayr, Lei-
ter des ifo-Zentrums für Außen-
wirtschaft, eine angeregte Dis-
kussion führte.

Ehrung der Jahrgangsbesten

Der Bayerische Bankentag 
bot überdies den geeigneten 
Rahmen, um abschließend die 
besten Absolventinnen und Ab-
solventen verschiedener Ausbil-
dungs- und Studiengänge auszu-
zeichnen. Mit den Auszeichnun-
gen unterstreicht der Bayerische 
Bankenverband die Bedeu-
tung der bankfachlichen Aus- 
und Weiterbildung im Privaten 
Bankgewerbe. 

Geehrt wurden die Jahrgangs-
besten der Ausbildung zum 
Bankkaufmann sowie der Studi-
engänge Bankfachwirt, Bankbe-
triebswirt und Management der 
Frankfurt School of Finance & 
Management. 

Wie Michael Diederich unter-
strich, „haben die Absolventin-
nen und Absolventen mit dem 
Abschluss der Bankausbildung 
und der berufsbegleitenden Stu-

diengänge der Frankfurt School 
of Finance & Management ei-
nen Abschluss erworben, der 
in der deutschen Bankindustrie 
hohe Anerkennung genießt. Wir 
beglückwünschen sie dazu recht 
herzlich und wünschen ihnen 
für den weiteren Berufsweg viel 
Erfolg und alles Gute.“ 

Die Preisträger

Die Preisträger des Jahres 
2018 sind Michael Hofrichter  
(bester Absolvent des Bankfach-
wirtstudiengangs der Frank-
furt School of Finance & Ma-
nagement), Marius Rückel (bes-
ter Absolvent des Bankbetriebs-
wirt-Studiengangs der Frankfurt 
School of Finance & Manage-
ment), Jürgen Barth (bester Ab-
solvent des Diplom Bankbe-
triebswirt-Studiengangs der 
Frankfurt School of Finance 
& Management), sowie Sarah 
Behr (beste Absolventin der 
Ausbildung zur Bankkauffrau  
im Bezirk der IHK für München 
und Oberbayern).

Klaus Beinke, Direktor und Vi-
zepräsident Professional & Exe-
cutive Education der Frankfurt 
School, freute sich mit den Ab-
solventinnen und Absolventen: 
„Durch die Auszeichnung moti-
viert der Bayrische Bankenver-
band junge Talente, weiterhin in 
Bildung zu investieren und somit 
den Grundstein für ihre Karriere 
zu legen.“ � DK

Die LfA Förderbank Bayern hat 2018 die 
höchste Nachfrage nach Förderkrediten seit 
ihrer Gründung erlebt. Dabei wurde die bay-
erische Wirtschaft mit Darlehen in Höhe von 
rund 2,8 Milliarden Euro unterstützt. Bei den 
programmgebundenen Förderkrediten stieg 
das Zusagevolumen um knapp 18 Prozent auf 
2 Milliarden Euro. Besonders gefragt war die 
Förderung für Gründer und Unternehmens-
nachfolger. Darüber hinaus gab es eine große 
Nachfrage beim Angebot für Energieeffizienz-
maßnahmen, das im letzten Jahr optimiert 
wurde, u. a. durch die Einführung von Til-
gungszuschüssen in weiteren Bereichen. Von 
den Fördervorteilen der staatlichen Spezial-
bank haben über 4.800 Mittelständler und 
Kommunen profitiert.

Starker, dynamischer Mittelstand

„Der Mittelstand in Bayern ist stark und dy-
namisch wie nie zuvor. Insbesondere kleine 
und mittlere Unternehmen sowie Handwerks-
betriebe leisten einen wesentlichen Beitrag 
zum Erfolg der bayerischen Wirtschaft. Die ho-
he Nachfrage nach den Förderangeboten der 
LfA ist daher sehr erfreulich. Nur mit Investi-
tionen in die Wettbewerbsfähigkeit können 
unsere Betriebe dauerhaft so erfolgreich und 
schlagkräftig bleiben. Hierfür ist das passge-
naue, flexible Angebot der LfA von großer Be-

deutung“, so Bayerns Wirtschaftsminister Hu-
bert Aiwanger.

Dr. Otto Beierl, Vorstandsvorsitzender der 
LfA, ergänzt: „Das Förderjahr 2018 war für uns 
das erfolgreichste in unserer Geschichte – und 
das in einem Marktumfeld mit niedrigen Zin-
sen und einer hohen eigenen Finanzierungs-
kraft von Banken und Unternehmen. Die Op-
timierung der Gründungs- und Nachfolgeför-
derung zeigt weiterhin Wirkung, insgesamt 
haben wir allein in diesem Bereich Darlehen 
in Höhe von rund 490 Millionen Euro zuge-
sagt. Darüber hinaus konnten wir insbesonde-
re bei der Nachfrage nach unseren Angebo-
ten für gewerbliche Umwelt- und Energiemaß-
nahmen deutliche Zuwächse verzeichnen. Die 
im letzten Jahr ausgebauten Investitionsanrei-
ze durch Tilgungszuschüsse im Energieeffizi-
enzbereich werden vom Mittelstand hervorra-
gend angenommen.“

Die LfA ist seit 1951 die staatliche Spezial-
bank zur Förderung des Mittelstands in Bay-
ern. Die Förderkredite werden grundsätzlich 
bei den Hausbanken der Unternehmen be-
antragt und über diese ausgereicht. Um den 
Wirtschaftsstandort Bayern zu stärken, unter-
stützt die LfA auch Infrastrukturvorhaben.

Informationen zu den Finanzierungsmög-
lichkeiten bietet die LfA-Förderberatung: Tel: 
0800/21 24 24 0 (kostenfrei), www.lfa.de. � r

LfA-Jahresbilanz 2018: 

Rekordnachfrage bei Förderkrediten
Bayerische Wirtschaft mit 2,8 Milliarden Euro gefördert  

4.800 Unternehmen und Kommunen unterstützt

Gesetzesänderung seit 1. Januar:

Gemeinsame Schuldner-  
und Insolvenzberatung

Sozialministerin Schreyer: „Wer überschuldet ist,  
erhält Beratung und Hilfe künftig aus einer Hand“

Für Verbraucher im Freistaat trat zum 1. Januar 2019 eine 
wichtige Neuregelung in Kraft: Die Schuldnerberatung und 
die Insolvenzberatung werden zusammengelegt. Hierzu Bay-
erns Sozialministerin Kerstin Schreyer: „Dies ist im Interesse 
der Betroffenen, die sich in einer finanziellen Notlage befin-
den und überschuldet sind. Sie haben künftig nur noch eine 
Anlaufstelle, die ihnen bei der Lösung ihrer finanziellen Pro-
bleme hilft. Sie erhalten dort nachhaltige Beratung aus ei-
ner Hand.“

Bayern hat mit 7,43 Prozent die niedrigste Schuldnerquote 
aller Bundesländer und steht im Vergleich zum Bundesdurch-
schnitt von 10,04 Prozent sehr gut da. Dennoch gibt es auch 
im Freistaat Menschen mit großen finanziellen Problemen. 
„Wenn einem die Schulden über den Kopf wachsen, kann das 
schnell das gesamte Leben beherrschen. Wir stellen den über-
schuldeten Verbrauchern deshalb ein effizientes Hilfesystem 
mit verbindlichen bayernweiten Qualitätsstandards zur Ver-
fügung. Zudem bauen wir die Beratungsstrukturen auch flä-
chen- und bedarfsdeckend aus“, betonte die Ministerin.

Die bereits jetzt schon für die Schuldnerberatung zustän-
digen Landkreise und kreisfreien Städte übernehmen künf-
tig auch die Insolvenzberatung. Den Kommunen erstattet der 
Freistaat die dafür entstehenden Kosten vollständig. � r

Überhöhte  
Interbankenentgelte

EU-Kommission verhängt gegen Mastercard  
Bußgeld von 570 Millionen Euro 

Die Europäische Kommission hat gegen den Kreditkartenan-
bieter Mastercard wegen Beschränkungen des grenzüber-
schreitenden Wettbewerbs eine Geldbuße von 570 Millionen 
Euro verhängt. Mastercard habe Händler daran gehindert, bes-
sere Interbankenentgelt-Konditionen von Banken in anderen 
Mitgliedstaaten in Anspruch zu nehmen.

Nutzt ein Verbraucher zum 
Beispiel in einem Geschäft ei-
ne Debit- oder Kreditkarte, zahlt 
die Händlerbank („Acquirer“) 
der Bank des Karteninhabers 
(„Issuer“) ein „Interbankenent-
gelt“. Der Acquirer wälzt die-
ses Entgelt auf den Einzelhänd-
ler ab, der es wie andere Kosten 
in den Endpreis einfließen lässt, 
den alle Verbraucher – auch die, 
die keine Karten verwenden – 
zahlen müssen.

Acquirer mussten Interban-
kenentgelte im Land des Einzel-
händlers anwenden. Laut Kom-
mission sahen die Regelungen 

von Mastercard vor, dass die Ac-
quirer die Interbankenentgelte 
des Landes anwenden mussten, 
in dem der Einzelhändler an-
sässig war. Vor der Einführung 
von Entgeltobergrenzen durch 
die Interbankenentgelt-Verord-
nung hätten sich die Interban-
kenentgelte im EWR von Land 
zu Land erheblich unterschie-
den. Aufgrund der Regelungen 
von MasterCard hätten Händler 
in Ländern mit hohen Interban-
kenentgelten nicht von niedri-
geren Entgelten profitieren kön-
nen, die von Acquirern in ande-
ren Mitgliedstaaten berechnet 
worden seien.

Einzelhändler an  
Wahrnehmung günstigerer 
Angebote gehindert

Ihre Untersuchung habe er-
geben, dass Einzelhändler auf-
grund der Regelungen von Mas-
tercard für das grenzüberschrei-
tende Acquiring mehr für die 
Kartenzahlungsdienste von Ban-
ken zahlten, als wenn sie güns-
tigere Angebote hätten wäh-
len können, so die Kommission. 
Die Regelungen hätten zu hö-
heren Preisen für Einzelhändler 
und Verbraucher geführt sowie 
zu einer künstlichen Segmentie-
rung des Binnenmarkts und hät-
ten den grenzüberschreitenden 
Wettbewerb eingeschränkt. Der 
Verstoß gegen die EU-Kartell-
vorschriften habe geendet, als 
Mastercard seine Entgelte ange-
passt habe.

Da Mastercard mit der Kom-
mission zusammenarbeite, ge-
währte die Kommission dem 
Unternehmen im Gegenzug ei-
ne Ermäßigung der Geldbuße 
um 10%.  
Quelle: 
Redaktion beck-aktuell, Verlag C.H.BECK� r

Finanzminister Albert Füracker:

Erfolgreiche Zusammenarbeit  
zwischen Bayern und Tschechien

Gemeinsame Absichtserklärung für die weitere Zusammenarbeit unterzeichnet  
Heimatminister übergibt sieben Förderbescheide

„Ende 2019 jährt sich der Mauerfall zum 30. Mal. Auch knapp 30 
Jahre danach wollen wir weiter an der Brücke zwischen West und 
Ost bauen. Der Grenzraum zu unserem Nachbarn Tschechien ist 
eine einzigartige attraktive Heimat zum Leben und Arbeiten in der 
Mitte Europas. Wo immer wir unsere Stärken gemeinsam nutzen, 
wird der Grenzraum zum Begegnungsraum. Gerade hier trägt un-
sere bayerische Heimatstrategie Früchte. Motor des Erfolgs ist das 
Bayerisch-Tschechische Entwicklungsgutachten“, stellte Finanz- 
und Heimatminister Albert Füracker beim Regionalforum Bay-
ern-Tschechien in Schönsee, Landkreis Schwandorf fest. 

Das Bayerische Heimatminis-
terium und das Ministerium für 
Regionalentwicklung der Tsche-
chischen Republik wollen die er-
folgreiche Arbeit im Nachgang 
zum gemeinsamen Entwick-
lungsgutachten ausbauen. Des-
halb unterschrieben Heimatmi-
nister Füracker und die Ministe-

rin für Regionalentwicklung der 
Tschechischen Republik, Klá-
ra Dostálová, eine gemeinsame 
Absichtserklärung zur weiteren 
Zusammenarbeit.

Grenzübergreifende Projekte

Beim Regionalforum startete 
die 2. Förderrunde des Heimat-
ministeriums mit grenzübergrei-
fenden Projekten. Ziel ist eine 
noch stärkere Verbindung zwi-
schen Bayern und Tschechien. 
Füracker übergab sieben bayeri-
sche Förderbescheide mit einem 
Gesamtvolumen von über 3 Mil-
lionen Euro an folgende Projekt-
träger:
•	  Das „Sekretariat für Kultur 
und Tourismus“ der ARBERLAND 
REGio GmbH in Regen vernetzt 
die Akteure des Tourismus im 
Grenzraum noch stärker und er-
hielt 250.000 Euro.
•	 Das Beratungsbüro Oberpfalz 
in Cham berät kleine und mitt-
lere Unternehmen im Bereich 
Technologieförderprogramme, 
unter anderem zur Einführung 
eines strategischen Innovati-
onsmanagements, und erhielt 
712.000 Euro.
•	 Das Beratungsbüro Oberfran-
ken in Marktredwitz widmet 
sich einer besseren sprachlichen 
Verständigung, der Fördermit-
telberatung und der Netzwerk-
tätigkeit. Es wird gefördert mit 
576.000 Euro.
•	 Das Beratungsbüro Nieder-
bayern in Freyung betreibt Netz-
werkmanagement zwischen 
Wirtschaft und Wissenschaft 
und unterstützt Firmen im Be-
reich Fachkräftemangel. Es wird 
unterstützt mit 692.000 Euro.
•	 Der Trägerverein Europa-
region Donau-Moldau e.V. in 
Freyung erarbeitet Konzepte zur 

Verbesserung des grenzüber-
schreitenden ÖPNV Niederbay-
ern-Südböhmen-Pilsen und er-
hielt rund 100.000 Euro.
•	 Das Centrum Bavaria Bohe-
mia e.V. in Schönsee organisiert 
Veranstaltungen im Rahmen 
der „Kulturstadt Bayern-Böh-
men“ mit einem breiten baye-
risch-tschechischen Kulturpro-
gramm und einer „Woche der 
Nachbarn“. Es wird gefördert 
mit 593.000 Euro.
•	 Das Regionalmarketing Nie-
derbayern-Forum e.V. in Lands-
hut setzt seinen Beitrag zur 
Schaffung einer attraktiven 
Grenzregion mit einer Förde-
rung von rund 121.000 Euro in 
verstärktem Maße fort.

Viel bewegt mit  
Leuchtturmprojekten

Im Jahr 2016 hatte die 1. För-
derrunde im Nachgang des 
Entwicklungsgutachtens Bay-
ern-Tschechien begonnen. „Die 
vom Heimatministerium be-
reits geförderten grenzüber-
schreitenden Leuchtturmpro-
jekte haben schon viel bewegt“, 
hob Füracker hervor. Wirtschaft 
und Wissenschaft stärken die 
„Bayerisch-Tschechische Hoch-
schulagentur“ in Regensburg 
und die Regionalmarketings und 
Beratungsbüros. 

Tourismus stärken

Den Tourismus im Grenzraum 
unterstützen etwa das „Sekreta-
riat für Kultur und Tourismus“ in 
Regen, das Archäo-Zentrum und 
das Langlauf-Zentrum in Bär-
nau. Sprachliche Barrieren ab-
bauen und den Kulturaustausch 
fördern – diese Aufgaben hat-
ten das „Sprach-Kompetenzzen-
trum“ in Freyung, das „Zentrum 
für Pflege- und Gesundheitsbil-
dung“ in Bad Kötzting sowie die 
„Kulturregion Bayern-Böhmen 
2017“ in Zwiesel und Bayerisch 
Eisenstein übernommen. An-
gebote für Jung und Alt – dafür 
stehen das Demografie-Kom-
petenzzentrum in Kronach und 
das „Jugendfilmfestival 2017“ in 
Marktredwitz.� r

Integration von 
Frauen fördern
Herrmann: „Zugewanderten 

Frauen Gleichberechtigung und 
eigene Stärken vermitteln“

Frauen das Alltagsleben und 
die Werte Bayerns vermitteln 
und ihnen ihre gleichberech-
tigte Stellung in unserer Gesell-
schaft bewusst machen – die-
se Ziele verfolgt das Modelpro-
jekt ‚Lebenswirklichkeit in Bay-
ern – ein Projekt für Frauen und 
Kinder mit Migrationshinter-
grund‘. Wegen seiner Bedeu-
tung für die erfolgreiche Inte- 
gration von Frauen hat Bayerns 
Innen- und Integrationsminis-
ter Joachim Herrmann erklärt, 
das Projekt im Jahr 2019 mit 
rund 426.000 Euro zu fördern. 
Gut angelegtes Geld, wie Herr-
mann findet: „Die Gleichberech-
tigung von Mann und Frau hat 
eine zentrale Bedeutung in un-
serer Gesellschaft. In den jewei-
ligen Heimatländern haben kul-
turbedingt oft nur Männer das 
Sagen.“ Neben Sportangeboten 
und Workshops zu gesunder Er-
nährung gibt es auch kulturel-
le Angebote wie Filmtage oder 
Vorträge zu Gleichberechtigung, 
Schwangerschaft und Verhütung. 
Auch heimische Bräuche und Tra-
ditionen, etwa rund um Ostern, 
lernen die Frauen kennen. � r
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Das Förderinstitut der BayernLB

Wer viel bewegen möchte, 
braucht gute Konditionen!

Die BayernLabo – Kommunalkredit- und Förderbank 

des Freistaats Bayern

Mit Zinsbindungen bis 30 Jahren im klassischen Kommunalkredit und zum 

Teil zinslosen Förderkrediten unterstützen wir bayerische Gebietskörper-

schaften bei der Realisierung ihrer Investitionsvorhaben (Stand 23.01.2019).

Näheres erfahren Sie unter � www.bayernlabo.de
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Bayern Kapital:

Erneute Beteiligung am  
Medizintechnik-Start-up Mecuris
Die Mecuris GmbH, ein Münchner Medizintechnik-Start-up 
mit Fokus auf die Digitalisierung von Prothesen und Orthesen, 
schließt erfolgreich eine Series-A-Finanzierungsrunde über 3,6 
Mio. Euro ab. Neben den bestehenden Seed-Investoren Bayern 
Kapital und High-Tech Gründerfonds (HTGF) sind Vesalius Biocapi-
tal, Mulcan International Investments und eine der Top Fünf Kran-
kenhausketten in Deutschland neu mit an Bord. 

Finanzplatz München Initiative: 

Positionspapier zum  
nachhaltigen Finanzwesen

Die Finanzplatz München Initiative hält ein stabiles, nachhaltiges 
Finanz- und Versicherungswesen in Europa für unerlässlich und 
selbstverständlich – ebenso den Einsatz der Unternehmen der Re-
al- und der Finanzwirtschaft für den Klimaschutz. Daher appelliert 
die fpmi in ihrem Positionspapier „Nachhaltiges Finanzwesen“ an 
die Mitglieder im Europaparlament, die Vertreter in Generaldi-
rektionen der EU-KOM und an die Mitglieder der nationalen Re-
gierungen im EU-Ministerrat, keine Alleingänge zu planen, die die 
europäischen Unternehmen bzw. ganze Industriezweige im welt-
weiten Wettbewerb übermäßig belasten. 

Darüber hinaus bittet die fp-
mi darum, in der Diskussion 
über neue Vorschriften zu be-
rücksichtigen, dass Nachhaltig-
keitsziele Stabilitätsziele in der 
Finanzwirtschaft nicht konter-
karieren dürfen. Von Kreditins-
tituten und Versicherungsunter-
nehmen erprobte Prozesse der 
Risikobeurteilung dürften nicht 
durch die Einbeziehung von 
Nachhaltigkeitskriterien einsei-
tig verändert werden. Auch sei-
en die von der EU-KOM in den 

Blick genommenen Faktoren 
Umwelt, Soziales und Unterneh-
mensführung (sog. ESG-Kriteri-
en) gemeinsam und als Ganzes 
zu betrachten. 

Leitlinien

Die isolierte Normierung von 
ökologischen Aspekten unter 
Außerachtlassung der beiden 
anderen Kriterien werde der 
Komplexität des Wirtschaftens 
nicht gerecht. Eine Gesamtbe-

trachtung und Abwägung aller 
Aspekte inklusive weiterer Inte-
ressen, beispielsweise von Ar-
beitnehmern und Investoren, sei 
zeitgleich notwendig. 

Werden diese drei Leitlinien  
berücksichtigt, führt dies aus 
Sicht der fpmi zu folgenden kon-
kreten Anforderungen, denen eu-
roparechtliche Regeln gerecht 
werden sollten: Für eine adäqua-
te Risikobetrachtung und Risiko-
steuerung ist die Einführung ei-
nes allgemein anzuwendenden 
„Green Supporting Factors“ un-
geeignet. Pauschale Diskontie-
rungssätze für „nachhaltige Risi-
koaktiva“ zur Senkung der Eigen-
kapitalanforderungen an Banken 
sollten daher weder im Standard- 
(KSA) noch im ratingbasierten An-
satz (AIRB) vorgesehen werden. 
Die neuen Vorschläge dürfen zu-
dem nicht dazu führen, dass an-
dere Finanzmarktteilnehmer, wie 

z. B. Einrichtungen der betrieb-
lichen Altersversorgung, durch 
neue Vorgaben mit Nachhaltig-
keitsbezug indirekt ebenfalls der 
Solvency II- statt der Solvency 
I-Regulierung unterliegen. 

Darüber hinaus dürfe die Kun-
denberatung nicht überfrachtet 
werden. Eine Pflicht für Kredit- 
institute und Vermögensbera-
ter, im Kundengespräch Nach-
haltigkeitsziele abzufragen, sei 
nicht zielführend und wird des-
halb von der fpmi abgelehnt. Ein 
insistierendes Ausforschen von 
Anlegerpräferenzen dürfe nicht 
gesetzlich verlangt werden. Zu-
dem führe eine undifferenzier-
te Erweiterung der Offenle-
gungspflichten zu Klimafaktoren 
nichtfinanzieller Unternehmen 
zu einer überbordenden Büro-
kratie, die im Rahmen des Jah-
resabschlusses inhaltsleere Pas-
sagen produziert. Solche Pflich-
ten machten nur Sinn, wenn 
Nachhaltigkeitsthemen für den 
geschäftlichen Erfolg des Unter-
nehmens wesentlich sind. 

Weder erforderlich noch sinn-
voll ist es nach Auffassung des 
fpmi, ESG-Kriterien zusätzlich zu 
schon bestehenden Vergütungs-
regeln für variable Gehalts-
komponenten der Geschäfts-
leitungsmitglieder von Kredit- 
instituten und Versicherungs-
unternehmen einzuführen. Die 
bestehenden Vergütungsregeln 
seien ausreichend. 

Und schließlich sei die Taxono-
mie mit quantifizierten Kriterien 
zur Bestimmung der Nachhaltig-
keit von Wirtschaftstätigkeiten 
der Unternehmen sowie von In-
vestitionen von so grundlegender 
Bedeutung, dass sie durch den 
europäischen Gesetzgeber defi-
niert werden muss. Ihre Erarbei-
tung dürfe nicht der EU-Kommis-
sion in nachgelagerten Rechtsak-
ten überlassen bleiben.� DK

Berliner Klärschlammkonferenz:

Neue Verfahren in der Diskussion
Dem Thema Phosphorrückgewinnung galt die besondere Auf-
merksamkeit der zweitägigen Berliner Klärschlammkonferenz. 
Während am ersten Tag in einer Plenarveranstaltung politische, 
rechtliche und strategische Themen sowie Übersichtsvorträge zu 
den technischen Grundlagen im Vordergrund standen, wurden 
am zweiten Tag Parallelveranstaltungen  durchgeführt, bei denen 
rechtliche Grundlagen, Anlagenkonzepte, Projekte und techni-
sche Entwicklungen detaillierter vorgestellt wurden.

Die Neuordnung der Klär-
schlammverwertung zwingt nach 
Darlegung des Berliner Rechts-
anwalts Stefan Kopp-Assenma-
cher zum Aufbau weiterer Ver-
brennungskapazitäten. Betreiber 
bestehender Anlagen und Vor-
habenträger für neue Anlagen 
bedürften der Rechtssicherheit 
für ihre Investitionen. Transpa-
renz und Öffentlichkeitsbeteili-
gung seien Teilaspekte einer ord-
nungsgemäßen  Verfahrensfüh-
rung. 

Für Transparenz und 
Öffentlichkeitsbeteiligung

Die moderne Gesellschaft ver-
langt laut Kopp-Assenmacher 
nach dem gläsernen Anlagenbe-
treiber. Schon geringfügige Ver-
fahrensfehler könnten gravie-
rende Auswirkungen haben. Es 
genüge nicht mehr, sich auf die 
Rechtsauffassung der Genehmi-
gungsbehörde zu verlassen. Die 
Öffentlichkeit muss aus Sicht des 
Anwalts vom Beginn einer Vorha-
benplanung an mitbedacht wer-
den. Transparenz und Öffentlich-
keitsbeteiligung seien wesentli-
che Bausteine für ein erfolgrei-
ches Genehmigungsverfahren.

Mit dem Beispiel einer zu-
kunftsorientierten kommunalen 
Abwasserreinigung wartete Be-
triebsleiter Erwin Schäfer vom 
Zweckverband Klärwerk Stein-
häule in Neu-Ulm auf. Schäfer 
zufolge wird durch die Einhal-
tung der Abwasserverordnung 
einschließlich ihrer Anhänge in 
Neu-Ulm die Vermeidung, Vor-
sortierung und Verwertung von 
Schadstoffen im Abwasser nach 
Herkunftsbereichen durchge-
führt. Die Umsetzung dieser 
Vorschriften führt zu einer ver-
ursachergerechten KIärgebühr 
und gewährleistet, dass bei der 
Abwasserreinigung ein schad-
stoffreduziertes Abwasser so-
wie ein schadstoffreduzierter 
Klärschlamm entsteht.

In der Wirbelschichtverbren-
nung werden die organischen 
Anteile des schadstoffreduzier-
ten Klärschlamms thermisch 
zerstört. Die leicht flüchtigen 
Schwermetalle werden in der  
Rauchgasreinigungsanlage (Ge-
webefilter) abgeschieden. Die 
Inhaltsstoffe der Asche aus Kes-
sel und Elektrofilter liegen al-

le unter den Anforderungen der 
Düngemittelverordnung.

Durch die Qualitätskontrolle 
der Abwassereinleitung und die 
Abreicherung der Inhaltsstoffe 
im Verbrennungsprozess liegen 
die Gehalte der maßgeblichen 
Substanzen alle unter den An-
forderungen der Düngemittel-
verordnung (DüMV). Die Asche 
kann deshalb direkt als Dünge-
mittel verwertet werden.

Geschäftsführer Bernhard Tei-
ser vom Abwasserverband Braun-
schweig wies darauf hin, dass der 
Wasserbedarf in der Landwirt-
schaft durch den Klimawandel 
steigen wird. Die Düngegesetzge-
bungen machen aus seiner Sicht 
den Einsatz von Pflanzennährstof-
fen über Abwasser schwieriger. 
Die Zukunft der landwirtschaftli-
chen Klärschlammverwertung sei 
nach den augenblicklichen politi-
schen Äußerungen zumindest un-
gewiss. Für die Zukunft werde der 
Einsatz von wiedergewonnenen 
Pflanzennährstoffen aus dem Ab-
wasser (MAP, DAS) eine wichtige 
Komponente sein.

EuPhoRe-Verfahren

Siegfried Klose, Geschäftsfüh-
rer der KLOSE GmbH, Ander-
nach, informierte seinerseits 
über das EuPhoRe-Verfahren, 
ein mehrstufiges thermo-che-
misches Behandlungsverfah-
ren für Klärschlämme und ande-
re Biomassen (Wirtschaftsdün-
ger, Gärreste, ggf. Komposte) 
in Drehrohr-Reaktoren. Dabei 
handle es sich um die perfekte 
Synergie im Verbund mit Fest-
stoffkraftwerken.

Der erste thermische Behand-
lungsschritt ist die Trocknung 
der entwässerten Schlämme, 
gefolgt vom Übergang in die Re-
duktionsphase der Pyrolyse. Die 
an- und abschließende Kohlen-
stoffverbrennung bei Tempe-
raturen über 900 °C garantiert 
die Zerstörung sämtlicher orga-
nischer Schadstoffe. Gleichzeitig 
gewährleistet der unmittelbare 
Temperaturanstieg beim Über-
gang der Pyrolyse- zur Verbren-
nungsphase eine Umkristallisa-
tion der ursprünglichen Mine-
ralsubstanz hin zu pflanzenver-
fügbaren Phosphaten.

Es erfolgt eine Phosphat-Rück-
gewinnung von über 98 %. 

Die Pflanzenverfügbarkeit der 
Phosphate im Endprodukt ist 
gut. Durch den Austrag der or-
ganischen und mineralischen 
Schadstoffe wird die Dünge-
mittelverordnung eingehalten. 
Der Klärschlamm wird in nur ei-
nem Durchgang behandelt - ei-
ne Vortrocknung oder weitere 
chemische oder thermo-chemi-
sche Aufschlüsse sind nicht er-
forderlich.

Besondere technische und 
ökonomische Vorteile entste-
hen in Kombination mit Fest-
stof f verbrennungsanlagen 
(MVA, Biomasse-, Ersatzbrenn-
stoff- oder Kohle-Kraftwerke). 
Durch Nutzung der sich erge-
benden Synergien können In-
vestitions- und Betriebskosten 
reduziert werden.

Phosphorrückgewinnung

Phosphor ist einer der wesent-
lichen Grundbausteine pflanz-
lichen und tierischen Lebens – 
und damit auch des Menschen. 
Da der Lebensbaustein immer 
knapper wird, intensiviert Re-
mondis seine Aktivitäten im Be-
reich Phosphorrückgewinnung 
massiv, wie Prokurist Andreas 
Rak berichtete.

Mit der landwirtschaftlichen 
Klärschlammverwertung ge-
hört das Unternehmen nicht 
nur zu den führenden „P-Recy-
clern“ in Europa, sondern ist 
auch ein wichtiger Lieferant des 
Fällungsmittels Alumin. Dieses 
wird benötigt, um in Kläranla-
gen Phosphate aus dem Abwas-
ser zu eliminieren. 

Mit dem seit 2013 erforsch-
ten Remondis TetraPhos-Ver-
fahren wurde ein Weg gefun-
den, um im industriellen Maß-
stab kostengünstig ein hoch-
wertiges Phosphat aus Aschen 
von Klärschlammverbrennungs-
anlagen zu gewinnen, nämlich 
Phosphorsäure. Aus 1.000 Ki-
logramm Asche können nicht 
nur bis zu 500 Kilogramm RePa-
cid-Phosphorsäure gewonnen 
werden, sondern auch über 500 
Kilogramm Gips für die Baustoff- 
industrie, aber auch  Eisen- und 
Aluminiumsalze, die wieder als 
Fällungsmittel zur Abwasserrei-
nigung in Kläranlagen recycelt 
werden können. 

Das Verfahren ist somit eine 
ideale Ergänzung zu Monover-
brennungsanlagen auf Kläran-
lagen. In der Kombination von 
Verbrennung und TetraPhos 
kann, vor allem in Kombination 
mit Wirbelschichtfeuerungsan-
lagen, auch eine stoffliche Ver-
wertung von Klärschlamm rea-
lisiert werden.� DK

Jeder Patient ist einzigartig. 
Ebenso komplex sind damit auch 
die Anforderungen, denen sich 
Orthopädietechniker in deren 
Versorgung stellen müssen – bei 
stetig wachsendem Kosten- und 
Zeitdruck. Daher finden bislang 
oft Orthesen oder Prothesen von 
der Stange Verwendung. Sie er-
füllen zwar ihren Zweck, passen 
aber nicht ideal.

Lebensqualität steigern

Hier greift Mecuris in den Ver-
sorgungsprozess ein. Das junge 
Unternehmen will die Lebens-
qualität für Patienten erheb-
lich steigern und gleichzeitig den 
Orthopädietechnikern Zeit und 
Geld sparen. Ziel ist es, gemein-
sam mit Orthopädietechnikern 
und Trägern patientenspezifische 
Orthesen und Prothesen zu ge-
stalten, die in ihrer Funktionali-
tät ebenso individuell sind wie in 
Design, Farbe und Struktur. Da-
zu stellt Mecuris den Orthopä-
dietechnikern eine einfach zu be-
dienende Online-Plattform zur 
Verfügung, die Mecuris Solution 
Platform, mit der sie Orthesen 
und Prothesen maßschneidern 
können. Diese werden mittels 
3D-Druck gefertigt und innerhalb 
weniger Tage ausgeliefert. Dar-
über hinaus bietet das Start-up 
Services für Sanitätshäuser, um 

orthopädische Produkte in eine 
digitale Prozesskette zu überfüh-
ren, diese schnell an den Markt 
zu bringen und im Vertrieb ska-
lierbar zu machen. 

Der Ansatz, Digitalisierung für 
personalisierte Orthesen und 
Prothesen einzusetzen und zu 
monetarisieren, hat die neu-
en und bestehenden Investoren 
überzeugt. Für die Finanzierung 
der Series A konnte das Grün-
dungsteam drei neue Investo-
ren gewinnen: Vesalius Biocapital 
III SICAR, MII Mulcan Internatio-
nal Investments GmbH und eine 
der fünf größten Krankenhaus-
ketten in Deutschland und Euro-
pa. Letztere zielt darauf ab, die 
Digitalisierung für seine Partner 
- die Sanitätshäuser - zu erschlie-
ßen. Darüber hinaus haben sich 
die Seed-Investoren Bayern Ka-
pital GmbH und High-Tech Grün-
derfonds Management GmbH 
(HTGF) weiterhin für die Unter-
nehmensziele eingesetzt.

Mecuris wird den Erlös aus 
der Finanzierungsrunde für die 
Erschließung des europäischen 
Marktes und zur Stärkung des 
Vertriebs nutzen. Darüber hinaus 
wird das Start-up weiterhin neue 
digitale Lösungen entwickeln, um 
das eigene Portfolio zu ergänzen 
und Marktlücken zu schließen, 
die andere Akteure bislang nicht 
bedienen können.� r
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Klärschlamm wird großteils 
thermisch entsorgt

Gut 72 Prozent der Klärschlammmengen  
wurden im Jahr 2017 thermisch entsorgt

Wie das Bayerische Landesamt für Statistik mitteilt, wurden 
im Jahr 2017 von den öffentlichen Abwasserbehandlungs-
anlagen in Bayern rund 278.200 Tonnen Trockenmasse Klär-
schlamm entsorgt. In die mit steigender Tendenz genutzte 
thermische Entsorgung gingen mit knapp 200.400 Tonnen 
72,0 Prozent der Gesamtmenge, die stoffliche Verwertung 
ist mit rund 77.300 Tonnen bzw. einem Anteil von 27,8 Pro-
zent weiterhin rückläufig. 

Im Jahr 2017 belief sich bei den knapp 2.400 im Rahmen 
der amtlichen Statistik erfassten öffentlichen Abwasserbe-
handlungsanlagen mit biologischer Behandlungsstufe in Bay-
ern die Gesamtmenge des angefallenen Klärschlammes auf 
rund 278 200 Tonnen Trockenmasse. Wie das Bayerische Lan-
desamt für Statistik weiter mitteilt, ist dies im Vergleich zum 
Vorjahr ein Rückgang um 2,5 Prozent. Knapp 200.400 Tonnen 
Trockenmasse (72,0 Prozent) gingen in die thermische Entsor-
gung, darunter 85.800 Tonnen in die Monoverbrennung und 
rund 108.700 Tonnen in die Mitverbrennung. Rund 77.300 
Tonnen Trockenmasse (27,8 Prozent) wurden stofflich verwer-
tet, darunter knapp 28 700 Tonnen in der Landwirtschaft und 
gut 46 600 Tonnen im Landschaftsbau. Der Anteil der thermi-
schen Entsorgung an allen genutzten Entsorgungswegen ist 
seit Beginn der jährlichen Erhebung im Jahr 2006 von 44,3 Pro-
zent auf 72,0 Prozent angestiegen. Dagegen zeigt die stoffliche 
Verwertung eine kontinuierlich abnehmende Tendenz, sie ver-
ringerte sich von 55,5 Prozent der insgesamt entsorgten Klär-
schlammmenge im Jahr 2006 auf 27,8 Prozent im Jahr 2017. 

Bei vielen Kläranlagen fällt nicht in jedem Jahr Klärschlamm 
zur Entsorgung an, weil die Schlammräumung auch in mehr-
jährigen Abständen erfolgen kann. Knapp 70 Prozent der ins-
gesamt befragten Abwasserbehandlungsanlagen haben im 
Jahr 2017 eine Maßnahme zur Klärschlammentsorgung durch-
geführt. � r

Neue Konzepte für die  
Abwasserentsorgung der Zukunft

Glauber: Abwasser-Innovationspreis für wegweisende kommunale Projekte

Für wegweisende Projekte wurden der Zweckverband Zentral-
kläranlage Ingolstadt, die Gemeinde Kalchreuth und der Abwas-
serverband Kempten mit dem Abwasser-Innnovationspreis des 
Bayerischen Umweltministeriums ausgezeichnet. Mit der Preis-
verleihung ist eine Zusage für eine finanzielle Förderung der Pro-
jekte in Höhe von insgesamt rund 1,6 Millionen Euro verbunden. 

Bayerns Umweltminister Thors- 
ten Glauber betonte bei der 
Preisverleihung: „Der Schutz von 
Ressourcen und ein sparsamer 
Umgang mit Energie gehören 
zu den großen Herausforderun-
gen unserer Zeit. Abwasser ist 
eine wertvolle Rohstoff- und 
Energiequelle, die es zu nutzen 
gilt. Mit innovativen Verfahren 
und zukunftsweisenden Kon-
zepten können wir die Abwasse-
rentsorgung weiter optimieren. 

High-Tech-Kläranlagen schützen 
unsere Gewässer, sparen Ener-
gie und schonen das Klima. Un-
ser Ziel ist es, neue Technologi-
en und Ideen von Kommunen 
für Kommunen zu fördern. Der 
Preis für innovative Abwasser- 
entsorgung zeigt, welche enor-
men Potenziale in diesem gro-
ßen Thema der Daseinsvorsor-
ge stecken.“

Im Jahr 2018 zeichnete das 
Umweltministerium insgesamt 
drei Projekte mit dem „Abwas-
ser-Innovationspreis“ aus. Der 
Zweckverband Zentralkläranla-
ge Ingolstadt und die Gemein-
de Kalchreuth teilen sich den 1. 
Preis.
1. Preis: 

Der Zweckverband Zentral-
kläranlage Ingolstadt plant den 
Umbau einer bestehenden An-
lage in ein Wirbelschwebebett-
verfahren zur gezielten Stick-
stoffentfernung. Diese Anlagen-
technik wurde bisher noch nir-
gends eingebaut und kann 
Vorbild für weitere Kläranlagen 
werden. Dafür erhält der Zweck-
verband Fördermittel in Höhe 
von 720.000 Euro.
1. Preis: 

Preis: Die Gemeinde Kal-
chreuth will das Durchlaufbe-
cken vergrößern und einen Re-
tentionsbodenfilter einbauen. 
Das verbessert die Reinigung 
des ablaufenden Mischwassers 
und spart Platz, denn es werden 
keine zusätzlichen Flächen ver-
braucht. Das Umweltministeri-
um unterstützt dieses Vorhaben 
mit 520.000 Euro.
3. Preis: 

Der Abwasserverband Kemp-
ten plant das Projekt „Vom Klär-
werk zum Kraftwerk“. Dahinter 
steckt ein innovatives Konzept 
zur Trocknung von Klärschlamm. 
Damit wird der Kraft-Wär-
me-Wirkungsgrad erhöht. Ziel 
ist es, die Kläranlage künftig 
energieautark zu betreiben. 
360.000 Euro erhält der Zweck-

verband für diese zukunftswei-
sende Idee.

Der Abwasser-Innovations-
preis wird seit dem Jahr 2012 
verliehen. Ausgezeichnet wer-
den herausragende Verfahren 
beispielsweise der weitergehen-
den Abwasserreinigung, der Ka-
nalsanierung oder der Energie-
gewinnung aus Abwasser. Die 
Ergebnisse der Projekte werden 
anderen bayerischen Kommu-
nen als Entscheidungsgrundlage 
und Planungshilfe zur Verfügung 
gestellt. Die Fördersummen ori-
entieren sich prozentual an den 
geschätzten Investitionskosten.

Moderne Kläranlagen schüt-
zen die Gewässer und leisten ei-
nen wichtigen Beitrag zum Res-
sourcen- und Klimaschutz. Rund 
2.600 kommunale Kläranlagen 
in Bayern reinigen im Jahr mehr 
als 1,8 Milliarden Kubikmeter 
Abwasser, das entspricht etwa 
dem Volumen des Ammersees. 
Der Freistaat hat die Kommu-
nen bei dieser Aufgabe in den 
letzten 70 Jahren mit Fördermit-
teln in Höhe von rund 9 Milliar-
den Euro unterstützt.� r 

„Umgang mit der wertvollen 
Ressource Wasser optimieren“
Kaniber will Agrarforschung noch stärker darauf ausrichten

Die Agrarforschung soll künftig noch stärker auf die Heraus-
forderungen durch den Klimawandel ausgerichtet werden. 
Ein zentrales Aufgabenfeld ist nach den Worten von Land-
wirtschaftsministerin Michaela Kaniber der Umgang mit der 
wertvollen Ressource Wasser. 

„Der Jahrhundertsommer in diesem Jahr hat deutlich vor 
Augen geführt: Extreme Trockenheit und Starkregen wer-
den immer häufiger und stellen vor allem unsere Landwirte 
vor große Probleme“, sagte die Ministerin beim Tag der For-
schung im Münchner Agrarministerium, der unter dem Motto 
„Lebensgrundlage Wasser“ stand. 

Die Forschungseinrichtungen ihres Ressorts sind bereits da-
bei, den Land- und Forstwirten, Winzern und Gärtnern stand-
ortgerechte Lösungsvorschläge an die Hand zu geben für die 
großen Herausforderungen zum Thema Wasser: Intelligente 
Bewässerung in Trockengebieten, Schutz vor Bodenerosion 
und die Verbesserung der Grundwasserqualität. So arbeiten 
die Forscher an neuen Bewässerungsstrategien, an trocken-
heitsresistenten Futterpflanzen, an einer neuen App zur Ver-
besserung des Erosionsschutzes oder auch an optimierten Be-
wirtschaftungstechniken zum Schutz von Gewässern. „Wich-
tig ist, dass die Ergebnisse der Praxis schnell zur Verfügung 
stehen“, so die Ministerin. 

Eine praxisorientierte Agrarforschung ist ihren Worten zu-
folge die Basis für neue Technologien und Innovationen und 
damit gerade für die kleinstrukturierte bayerische Land- und 
Forstwirtschaft unerlässlich. Derzeit laufen bei den „Denkfa-
briken“, den drei Landesanstalten für Landwirtschaft (LfL), 
für Gartenbau und Weinbau (LWG) sowie für Wald und Forst-
wirtschaft (LWF), aber auch am Technologie- und Förderzen-
trum in Straubing, am Kompetenzzentrum für Ernährung und 
am Amt für forstliche Saat und Pflanzenzucht, über 190 For-
schungsprojekte. Allein dafür stellt die Ministerin insgesamt 
jährlich mehr als 17 Millionen Euro bereit. 
Weiterführende Informationen zur Tagung: 
www.landwirtschaft.bayern.de, Rubrik Forschung. � r

Ministerrat beschleunigt Ausbau des Hochwasserschutzes:

Flutpolderprogramm 
wird im Dialog  

weiterentwickelt
Dezentrale Rückhaltemaßnahmen werden ausgebaut, 

Gewässer renaturiert
Der Ministerrat hat beschlossen, den laufenden Ausbau des 
Hochwasserschutzes für die bayerische Bevölkerung zu intensi-
vieren und zu beschleunigen. Das Staatsministerium für Umwelt 
und Verbraucherschutz wurde beauftragt, bei der weiteren Um-
setzung des Gewässeraktionsprogramms 2030 auch die dezentra-
len Rückhaltemaßnahmen in ganz Bayern auszubauen. 

Durch Maßnahmen und För-
dermöglichkeiten sollen bei-
spielsweise 2.500 Kilometer Uf-
erlänge an bayerischen Gewäs-
sern renaturiert werden. 

Ziel ist insbesondere, den 
Schutz vor sogenannten Jahr- 
hunderthochwassern also 
schweren Hochwassern, die sta-
tistisch einmal in hundert Jah-
ren vorkommen, entlang der 
Donau schneller auszubauen, 
insbesondere im Abschnitt zwi-
schen Straubing und Vilsho-
fen. Insgesamt soll dieser soge-
nannte Grundschutz für weite-
re 150.000 Menschen in Bayern 
verwirklicht werden.

Das Umweltministerium wird 
außerdem prüfen, wie der 
Hochwasserschutz durch ein 
optimiertes Staustufenmanage-
ment weiter verbessert werden 
kann. Weiterentwickelt wird 
auch das Flutpolderprogramm. 
Auf Grundlage eines vom Um-
weltministerium beauftragten 
Gutachtens, das in Kürze veröf-
fentlicht werden soll, werden 
vertiefte Untersuchungen vor 
allem in Bezug auf Grundwasser 
durchgeführt, die neben einer 
Optimierung des Staustufenma-
nagements auch weitere Rück-
haltemöglichkeiten an den gro-
ßen Zuflüssen der Donau (Isar, 
Naab/Regen und Inn) sowie die 
Wirkungen der Flutpolder öst-
lich von Regensburg auf dem 
Donauabschnitt bis Passau be-
handeln werden. Dabei wird be-
sonders im Fokus stehen, inwie-
weit Flutpolder an den Stand-
orten Bertoldsheim, Eltheim 
und Wörthhof durch alternative 
Maßnahmen zu ersetzen sind.

Die Ergebnisse dieser Unter-
suchungen, ebenso wie die der 
laufenden Grundwasserunter-
suchungen und der Bedarfser-
mittlung an den Standorten sol-
len jeweils veröffentlicht wer-

den, um Transparenz herzu-
stellen und die Öffentlichkeit 
bestmöglich zu informieren. 
Ziel der Staatsregierung ist es, 
das Flutpolderprogramm und 
den Hochwasserschutz insge-
samt im Dialog mit den Betroffe-
nen weiterzuentwickeln, um die 
Menschen in Bayern möglichst 
wirksam vor Hochwasser zu 
schützen und das Hochwasser-
risiko zu minimieren. Die Staats-
regierung wird daher auch erst 
nach Vorliegen der Ergebnisse 
vertiefter Untersuchungen über 
die genaue Ausgestaltung des 
Flutpolderprogramms bezüglich 
der drei Standorte entscheiden 
und bis zur Entscheidung einen 
intensiven Dialog zum Hochwas-
serschutz mit den Betroffenen 
führen. Bis dahin bleibt auch die 
vorläufige Sicherung von Stand-
orten bestehen. � r

Umweltminister Thorsten Glauber traf Regensburgs Landrätin 
Tanja Schweiger, um sich mit den Umständen vor Ort vertraut zu 
machen. Die Landrätin führte den Minister zum Schöpfwerk Au-
burg, zur Staustufe Geisling und nach Kiefenholz. Bei Auburg ist 
die Donau mit 320 Metern Breite völlig überdimensioniert; an der 
Staustufe Geisling beträgt die Fallhöhe sieben Meter und bei Kie-
fenholz liegt die Autobahn 15 Meter höher. Die Problematik des 
gespannten Grundwassers und der heterogenen Geologie wurde 
dabei ebenso erörtert, wie die Vielzahl der offenen Kiesabbauflä-
chen und der insgesamt hohe Grundwasserstand.  � Bild: Stefan Lex

Glauber informiert sich im Landkeis Regensburg:

Poldergegner fühlen 
sich bestätigt

Regensburg (RL). Das nun veröffentlichte 85-seitige Gutachten 
zum Grundwassermodell bestätigt nach Überzeugung von Land-
rätin Tanja Schweiger die Erkenntnisse, die die Bürgerinnen und 
Bürger vor Ort seit Jahren wiederholen. So sei beispielsweise mit 
einem „massiven Grundwasseranstieg durch die geplanten Pol-
der zu rechnen“ – trotz Binnenentwässerung. 

Dies vor allem im Bereich der 
Autobahn und der Staatsstra-
ße 2146. Hier wird das Wasser 
voraussichtlich über die Gelän-
deoberfläche ansteigen. Dem Gut-
achten ist zu entnehmen, dass 
bei ungünstiger Parameterkons-
tellation ein Anstieg des Grund-
wasserpotenzials in bewohnten 
Gebieten zu erwarten ist. 

Unsicherheiten werden  
bestehen bleiben

Die Schlussfolgerung des Be-
richtes: „Alle Varianten für die 
Flutpolder Eltheim und Wörth-
hof können mit entsprechen-
den Gegenmaßnahmen so rea-
lisiert werden, dass keine nach-
teiligen Einflüsse auf das Grund-
wasser zu erwarten sind“, mag 
in der Theorie möglich sein. 
Mit der Einschränkung der Pla-
ner: „Trotz der guten Datenlage 
bleiben Unsicherheiten beste-
hen“, stelle sich der Bericht je-
doch selbst in Frage „und bestä-
tigt unsere berechtigten Zweifel 
zur praktischen Umsetzbarkeit“, 
so die Landrätin. 

Markus Hörner sieht den Be-

richt ebenfalls kritisch: „Dass 
man Grundwassererhöhungen 
von über vier Metern in den 
Griff bekommen will, wider-
spricht unseren praktischen Er-
fahrungen hier vor Ort“. Und 
Stefan Kramer ärgert sich dar-
über, dass die nun vorgelegten 
Gutachten der Bedarfsanalyse 
ein bis zwei Jahre in Schublä-
den verschwunden seien und 
nun plötzlich auftauchten. Er 
erinnerte daran, dass bisherige 
Schäden durch Flusshochwässer 
in Bayern vor allem auf unzurei-
chend gesicherte oder zu nied-
rig bemessene Dämme zurück 
zu führen waren. Deshalb sei die 
Arbeit dort nachzuholen, wo sie 
die letzten 30 Jahre vernachläs-
sigt worden sei. 

Landrätin Schweiger und die 
Interessengemeinschaft Flutpol-
der sind sich nach Auseinander-
setzung mit dem Gutachten ei-
nig, dass sie gemeinsam weiter-
hin mit fundierten Argumenten 
gegenüber dem Umweltminis-
terium und der Staatsregierung 
auf die versprochene Abwägung 
und die Zusicherung pochen, 
dass nichts gebaut wird, was 
Schaden zufügt. 

Drei Landräte warnen  
vor Polderverzicht

In einem offenen Brief warn-
ten hingegen die donauabwärts 
gegebenenfalls massiv betroffe-
nen Landräte Christian Bernrei-
ter (Deggendorf), Franz Meyer 
(Passau) und Josef Laumer 
(Straubing-Bogen) vor einem 
Verzicht auf die Polder. 

Der Umweltexperte der SPD, 
Florian von Brunn, wurde in sei-
nen Vorwürfen sehr persönlich. 
In einer Erklärung der SPD-Land-
tagsfraktion ist die Rede von 
Ausnahmen vom Hochwasser-
schutz, die „für Freie-Wähler-
VIP“ gelten. Der Vorwurf lau-
tet auf „Freie-Wähler-Spezlwirt-
schaft. Von Brunn zeigte sich 
„entsetzt, dass die Freien Wäh-
ler derart schamlos mit zweier-
lei Maß messen“. Hingegen sei 
dort, wo keine Freie-Wähler-
VIPs betroffen sind, der Hoch-
wasserschutz unvermeidbar, 
heißt es in der Mitteilung. � r

Bayern intensiviert  
Einsatz gegen Mikroplastik

Maßnahmenpaket gegen unnötige Kunststoffabfälle

Der Ministerrat hat weitere Schritte gegen die Verschmutzung 
durch Mikroplastik beschlossen. Der Einsatz von kleinsten Plas-
tikteilen in Kosmetika und anderen Pflegeartikeln soll gestoppt 
werden, um der Verschmutzung von Gewässern und der Aufnah-
me von Mikroplastik-Partikeln durch Fische entgegen zu wirken. 
Kunststoffe sollen insgesamt reduziert und durch bessere Alter-
nativen ersetzt, unnötige Kunststoff-Abfälle vermieden werden. 

Der Ministerrat gab hierzu auf 
Vorschlag von Umweltminister 
Thorsten Glauber grünes Licht 
für ein umfassendes Maßnah-
menpaket. Es beinhaltet u.a. 
•	 eine gemeinsame Initiative 
mit der Wirtschaft zur Verringe-
rung von Kunststoffeinträgen in 
die Umwelt,
•	 eine Ausweitung der For-
schung zu Mikroplastik durch 
Forschungsprojekte beispiels-
weise zum Verhalten von Mikro-
plastik in Gewässerorganismen,
•	 eine intensivierte Forschung 
zu abbaubaren Biokunststoffen,
•	 die qualitative und quantitati-
ve Weiterentwicklung des Recyc- 
lings,
•	 den Ausbau der Verbraucher-
beratung und die Unterstützung 
der Kommunen bei der Vermei-
dung von Kunststoff-Abfällen 

sowie
•	 eine bayerische Initiative im 
Bundesrat mit dem Ziel, dass die 
Bundesregierung bei der Euro-
päischen Union auf ein Verbot 
von Mikroplastik in Kosmetika 
ab 2020 hinwirkt.

Bayern hat als erstes Bun-
desland bereits Anfang 2014 ei-
ne Initiative gegen Mikroplas-
tik gestartet und hierzu u.a. For-
schungsprojekte zu den Aus-
wirkungen auf die Gewässer in 
Bayern in Auftrag gegeben. Mit 
der heute beschlossenen Initia-
tive wird der Einsatz gegen die 
Verschmutzung durch Mikro-
plastik und andere Kunststoffe 
deutlich intensiviert. Die Staats-
regierung bringt damit ein wei-
teres Vorhaben des Koalitions-
vertrags im Bereich der Ökolo-
gie auf den Weg. � r 
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Was leistet  
RAL-Gütesicherung Kanalbau?

Gerade im Zusammenhang mit Bau und Sanierung unserer Ab-
wassernetze hat das Thema Qualität herausragende Bedeutung, 
da entsprechende Investitionen üblicherweise auf eine sehr lan-
ge Nutzungsdauer ausgelegt sind. Netzbetreibern ist bewusst, 
dass von einer fachgerechten Ausführung nicht nur die Umwelt, 
sondern auch Stadtkasse und Bürger profitieren – insbesondere 
bei mittel- bis langfristiger Betrachtung der Wirtschaftlichkeits- 
und Nachhaltigkeitsaspekte.

Wenn qualitätsbewusste Auf-
traggeber auf fachkundige und 
zuverlässige Planer und aus-
führende Unternehmen tref-
fen, können entsprechende 
Maßnahmen in aller Regel in 
der notwendigen Qualität reali-
siert werden. Auftraggeber prü-
fen daher vor der Vergabe kon-
sequent die Eignung der Bieter 
und Dienstleister besonders in 

Hinblick auf die Fachkunde. 

Wirkungsvolles System

Seitens der Auftragnehmer 
ist dieser Nachweis eindeutig 
durch die Vergabe- und Ver-
tragsordnung für Bauleistun-
gen (VOB Teil A) gefordert. Hier 
heißt es, dass Bauleistungen 
an „fachkundige, leistungsfähi-

ge und zuverlässige Unterneh-
men zu vergeben“ sind und die 
„Fachkunde, Leistungsfähigkeit 
und Zuverlässigkeit“ zu prüfen 
ist. Bei dieser Aufgabe kann der 
Auftraggeber auf das System 
der RAL-Gütesicherung Kanal-
bau zurückgreifen. Das System 
ist wirkungsvoll, vergaberecht-
lich geprüft und minimiert den 
Aufwand für alle Beteiligten.

Bietereignung obligatorisch

In der Gütegemeinschaft Ka-
nalbau stimmen Auftraggeber 
und Auftragnehmer das zugehö-
rige Anforderungsprofil für die 
fachliche Eignung der ausfüh-
renden Unternehmen regelmä-

ßig gemeinsam ab. Die in Form 
der Güte- und Prüfbestimmun-
gen RAL-GZ 961 definierten An-
forderungen richten das Augen-
merk unter anderem auf die Er-
fahrung und Zuverlässigkeit des 
Unternehmens, die Qualifika-
tion des Personals, die Beherr-
schung von Technik und Gerä-
ten, den Einsatz von Nachunter-
nehmern und die Eigenüberwa-
chung. 

Die Anforderungen werden 
in Abhängigkeit der eingesetz-
ten Verfahrenstechnik in unter-
schiedliche Beurteilungsgrup-
pen unterteilt (z.B. „Gruppen 
AK3, AK2 oder AK1“ für Kanal-
bau in offener Bauweise, „Grup-
pen S“ für grabenlose Sanie-
rung). Auftraggeber fordern die 
so definierte Eignung über die 
Gütesicherung Kanalbau RAL-
GZ 961. Auftragnehmer weisen 
die Erfüllung der Anforderun-
gen über das Gütezeichen Ka-
nalbau bzw. einen entsprechen-
den Prüfbericht nach.

Fast 6.000 mal pro Jahr

Unternehmen, die das Güte-
zeichen Kanalbau führen, wer-
den sowohl am Firmenstandort 
als auch auf den Baustellen von 
einem Prüfingenieur mit ent-
sprechender einschlägiger be-
ruflicher Erfahrung regelmäßig 
geprüft. In diesem Zusammen-
hang führen die von der Güte-
gemeinschaft Kanalbau beauf-
tragten Prüfingenieure bei Gü-
tezeicheninhabern jährlich etwa 
6.000 Prüfungen vor Ort durch. 
Werden hierbei Mängel festge-
stellt, kann auf Grundlage des 
Prüfberichtes und der Stellung-
nahme des Gütezeicheninha-
bers ein hierfür gewähltes und 
neutral zusammengesetztes 
Gremium (Güteausschuss) Ahn-
dungen veranlassen, bis hin zum 
Entzug des Gütezeichens.

Transparent  
und vergabesicher

Auf diese Weise kann der Auf-
traggeber die Fachkunde der 

Bieter transparent, vergabe-
rechtssicher und unaufwän-
dig im Rahmen der öffentlichen 
Auftragsvergabe prüfen. Bei 
konsequenter Anwendung der 
RAL-Gütesicherung wird sicher-
gestellt, dass die künftigen Ver-
tragspartner den mit der Maß-
nahme verbundenen techni-
schen Anforderungen gerecht 
werden. Fachkundige Unterneh-
men führen in Verbindung mit 
einer ebenso fachkundigen und 
vom Umfang angemessenen 
Bauüberwachung zum Werk- 
erfolg.

Eigenüberwachung

In diesem Zusammenhang ist 
ein weiterer Aspekt der Gütesi-
cherung erwähnenswert: Aus-
führende Unternehmen mit Gü-
tezeichen Kanalbau führen bei 
ihren Maßnahmen eine Eigen-
überwachung durch und bei 
Fragen des Auftraggebers bzw. 
Ingenieurbüros im Rahmen der 
Bauüberwachung können sich 
diese auch an den zuständigen 
Prüfingenieur des Güteschutz 
Kanalbau wenden.

Geprüfter Mustertext  
vorhanden

Vor diesem Hintergrund ge-
nießt das System Gütesiche-
rung Kanalbau heute Vertrau-
en bei bundesweit mehr als 
3.000 Vergabestellen. Diese 
machen das Anforderungsni-
veau RAL-GZ 961 bei ihren Ver-
gaben zur Voraussetzung und 
prüfen die Erfüllung der Anfor-
derungen z. B. über das Güte-
zeichen Kanalbau. 

Ein Mustertext zur Forde-
rung der RAL-Gütesicherung 
Kanalbau steht auf www.ka-
nalbau.com unter Auftragsver-
gabe/Vergabebedingung/An-
wendungshilfen zum Herunter-
laden bereit. Er wird von Auf-
traggebern seit vielen Jahren 
überwiegend in der angebote-
nen Form als Eignungsanforde-
rung im Vergabeverfahren ver-
wendet.

Eignungsnachweis für 
Planer/Auftraggeber

Doch wie sieht es mit den an-
deren Beteiligten der Bau- oder 
Sanierungsmaßnahme aus? Für 
eine erfolgreiche Realisierung 
von Baumaßnahmen ist der Auf-
traggeber in aller Regel natürlich 
ebenso auf einen fachkundigen 
Partner für Ausschreibung und 
Bauüberwachung angewiesen. 
Folgerichtig steht daher auch für 
Ingenieurbüros ein abgestimm-
tes Anforderungsprofil zur Ver-
fügung. Büros, die die Erfüllung 
der Anforderungen RAL-GZ 961 
nachgewiesen haben, führen 
ebenfalls das Gütezeichen Kanal-
bau. Analog zu der Prüfung der 
Bietereignung können Planer ih-
re Fachkunde, Leistungsfähigkeit 
und Zuverlässigkeit belegen.

Qualität ist das Ziel

Ein funktionierendes Zusam-
menspiel zwischen Auftragge-
ber, Planer und ausführenden 
Unternehmen ist die Grundla-
ge für die erfolgreiche Durch-
führung von Bau- und Sanie-
rungsmaßnahmen. Die Prüfung 
der Bietereignung auf Basis der 
RAL-Gütesicherung Kanalbau ist 
seit vielen Jahren in weiten Tei-
len des Bundesgebietes Stan-
dard. Mehr und mehr wird ne-
ben der fachlichen Eignung des 
Auftragnehmers auch die Eig-
nung der Ingenieurbüros auf 
Grundlage der RAL-Gütesiche-
rung Kanalbau geprüft.

Darüber hinaus profitieren 
die Fachleute von einem stetig 
wachsenden Qualifizierungs-An-
gebot der Gütegemeinschaft. 
Durch einen einfachen und oft-
mals kostenfreien Zugang zu 
Schulungen und Arbeitshilfen 
werden Qualifikation der Mitar-
beiterinnen und Mitarbeiter und 
letztlich die Ausführungsqualität 
gefördert. Zu diesem Zweck bie-
tet die Gütegemeinschaft regel-
mäßig regionale Fachveranstal-
tungen sowie E-Learning-Kurse, 
Arbeitshilfen und Sammlungen 
„Technischer Regeln“ an.� r

Trinkwasserqualität  
systematisch sicherstellen 

Im Forschungsprojekt TRUST entwickeln Disy und Partner ein Trinkwasser-Monitoringsys-
tem nach dem Water-Safety-Plan-Konzept der WHO

Im Rahmen des vom Bundesministerium für Bildung und For-
schung (BMBF) geförderten Forschungsprojekts TRUST ent-
wickelt die Disy Informationssysteme GmbH aus Karlsruhe 
zusammen mit renommierten Projektpartnern ein benutzer-
freundliches Monitoringsystem für die systematische Quali-
tätssicherung in der Trinkwasserversorgung. Seine Struktur 
orientiert sich an den Trinkwasserleitlinien, die die Weltgesund-
heitsorganisation (WHO) in ihrem Water-Safety-Plan-Konzept 
(WSP) aufgestellt hat. Diese Lösung schafft erheblichen Mehr-
wert, auch weil sie durch die Verarbeitung von Geodaten die 
räumliche Komponente beinhaltet.

Der Klimawandel verschärft 
den Wassermangel vor allem 
in Regionen, die bereits heute 
mit Wasserknappheit kämpfen. 
Gleichzeitig steigt weltweit der 
Bedarf an sauberem Trinkwas-
ser, Bewässerungswasser für 
die Landwirtschaft und Brauch-
wasser für die Industrie. Im Ver-
bundprojekt TRUST arbeiten 
deshalb Experten renommier-
ter Projektpartner aus Wissen-
schaft und Forschung zusam-
men, unter anderem auch die 
Karlsruher Disy Informations-
systeme GmbH, und entwi-
ckeln Planungswerkzeuge und 
Konzepte für eine nachhalti-
ge Wasserversorgung. Das Pro-
jekt TRUST ist ein „Forschungs- 
und Entwicklungsprojekt für 
eine gerechte und ökologisch 
verträgliche Trinkwasserver-
sorgung in Wassermangelregi-
onen“ und wird vom Bundesmi-
nisterium für Bildung und For-
schung (BMBF) im Rahmen der 
Fördermaßnahme „GRoW – 
Globale Ressource Wasser“ ge-
fördert.

WSP-Konzept der WHO  
gilt als global anwendbares 
Instrument 

Koordiniert vom Zentrum für 
Interdisziplinäre Risiko- und In-
novationsforschung (ZIRIUS) 
der Universität Stuttgart arbei-
ten in TRUST sieben Partner 
verschiedener Disziplinen zu-
sammen, um die weltweite Um-
setzung der nachhaltigen Ent-
wicklungsziele der Vereinten 
Nationen weiter voranzubrin-
gen. Das Projekt hat eine Lauf-
zeit von drei Jahren und starte-
te 2017. Die Pilotentwicklungen 
finden im Wassereinzugsgebiet 
der Region Lima in Peru statt, 
in Kooperation mit lokalen Ak-
teuren. Dabei erfolgen aber alle 
Projektarbeiten auch mit Blick 
auf Übertragbarkeit auf andere 
Gebiete. Teilweise werden die 
entwickelten Methoden und 
Technologien auch in Deutsch-
land anwendbar sein.

Ein Aufgabenschwerpunkt 
von Disy besteht darin, ein be-
nutzerfreundliches und nach-
haltiges Entscheidungsunter-
stützungssystem (EUS) gemäß 

der methodischen Vorgehens-
weise zum Risikomanagement 
in der Trinkwasserversorgung 
aufzubauen. Die Methodik hier-
zu wurde von den Experten des 
DVGW-Technologiezentrums 
Wasser (TZW) entwickelt. Des-
sen Struktur orientiert sich am 
Water-Safety-Plan-Konzept 
(WSP) der Weltgesundheitsor-
ganisation (WHO). 

Dieses Konzept wird als global 
anwendbares Instrument emp-
fohlen, um die strategischen 
Entwicklungsziele für sauberes 
Trinkwasser auf lokaler Ebene 
sicher erreichen zu können. Das 
von Disy entwickelte EUS unter-
stützt ein zielgerichtetes Ma-
nagement von Wasserressour-
cen und bietet eine Grundla-
ge für die Entwicklung von Mo-
nitoringsystemen und weiteren 
Maßnahmen zur Sicherung der 
Wasserqualität.

Entscheidungsunterstützungs 
System basiert auf  
GIS-Werkzeug Cadenza Web

Auf der Ebene des Einzugs-
gebiets einer Trinkwasserver-
sorgung geht es bei TRUST 
vordringlich um das Manage-
ment von Risiken. Eine beson-
dere Schwierigkeit besteht da-
rin, dass man in großen Ein-
zugsgebieten auch viele Ein-
flussfaktoren, beispielsweise 
die Wasserbelastungen durch 
landwirtschaftliche Aktivitä-
ten, betrachten muss, die au-
ßerhalb der Kontrolle der 
Wasserversorgungsunterneh-
men liegen. 

In dem aktuellen Ausbauzu-
stand soll das EUS zunächst die 
Erfassung und Bewertung die-
ser Risiken für die Wasserqua-
lität unterstützen. Damit die 
Landnutzung, das damit ver-
bundene Gefährdungspotenzi-
al aber auch die Schutzwirkung 
des Bodens räumlich zugeord-
net werden könnte, war es na-
heliegend, ein solches System 
mit einem GIS-Werkzeug auf-
zubauen.

Interaktive Fachanwendung

Das im Forschungsprojekt 
TRUST entwickelte EUS ist eine 

interaktive Fachanwendung auf 
Basis der Disy-Software Caden-
za Web. Sie ermöglicht die Er-
fassung und Bewertung von Ri-
siken im Einzugsgebiet, deren 
Verknüpfung mit dem entspre-
chenden geografischen Objekt 
sowie die Dokumentation von 
Maßnahmen zur Risikobeherr-
schung. Durch die Speicherung 
in einer zentralen Datenbank 
sind keine redundanten Einga-
ben bei der Risikoabschätzung 
erforderlich. Zudem wird eine 
einheitliche Dokumentation er-
möglicht und der Aufwand für 
die Pflege minimiert.

Risikokarte

Mit dem EUS kann der An-
wender mit überschaubarem 
Aufwand Daten und Eintritts-
wahrscheinlichkeiten erfassen, 
aber auch Schadensausmaß 
und Schutzfunktionen über ein-
fache, semi-quantitative Ska-
len definieren. So bedeutet bei-
spielsweise eine „sehr hohe“ 
Eintrittswahrscheinlichkeit, dass 
ein Ereignis einmal im Jahr oder 
häufiger erwartet wird. Die Ver-
rechnung dieser Werte erfolgt 
dann über einfache Entschei-
dungstabellen, die der Anwen-
der ebenfalls frei definieren 
kann.

Durch die Aggregation aller 
Risiken entsteht die initiale Risi-
kokarte. Wird diese Risikokarte 
mit der Schutzwirkung des Bo-
dens verschnitten, erhält man 
die Rohwasserrisikokarte, die 
dem Risikomanager des Was-
serversorgers aufzeigt, wo der 
größte Handlungsbedarf be-
steht und wo Maßnahmen zur 
Risikobeherrschung erforder-
lich sind. 

Mehrwert durch  
räumliche Komponente

Das prototypische System 
wurde bereits mit anderen Pro-
jektbeteiligten sowie mit Prak-
tikern aus der Pilotregion in Pe-
ru diskutiert und bewertet. Die 
Einschätzungen waren überwie-
gend positiv; weitere Arbeits-
punkte für die Vervollständi-
gung des Systems wurden be-
reits spezifiziert. Einen maß-
geblichen Mehrwert gegenüber 
bereits verfügbaren Hilfsmitteln 
bietet die räumliche Komponen-
te, die für ein zielgerichtetes Ein-
zugsgebiet-Risikomanagement 
unentbehrlich ist. Neben Infor-
mationen zur Flächennutzung 
können Daten zu Gebietseigen-
schaften, wie Hangneigung und 
Bodenart sowie Entfernung zur 
Entnahmestelle, in die Bewer-
tung einbezogen werden.� r
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„Technologischer 
Quantensprung“

Das Schwimmbad der Stadtwerke Rödental kommt fast komplett ohne Chlor aus

Mit ihrer innovativen Filtertechnik schlagen die Stadtwerke  
Rödental drei Fliegen mit einer Klappe: Der Filter aus High-
tech-Keramik, der seit Herbst 2012 das Badewasser reinigt, spart 
Energie, Chlor und Wartung. „Er stellt einen technologischen 
Sprung dar“, schwärmt Michael Eckardt, Leiter der Stadtwerke 
von Rödental, einer 14.000-Einwohner-Kommune im oberfrän-
kischen Landkreis Coburg. Das gesamte Badewasser wird in nur 
zwei Stunden auf sanfte Weise „erneuert“.

In einem Schwimmbad tum-
meln sich die unterschiedlichs-
ten Charaktere. Nicht jeder 
Besucher ist so reinlich, dass 
er sich vor dem Schwimmen 
duscht. Um das, was „Schmutz-
finke“ eintragen, in den Griff zu 
bekommen, wird das Rödenta-
ler Badewasser noch minimal 
gechlort. Doch die Menge ist im 
Vergleich zu früher vernachläs-
sigbar. Ansonsten werden Haut-
schuppen, Haare und Bakterie 
durch die Mikroporen des High-
Tech-Filters aus Sinterkeramik 
beseitigt. Via Druckverlustmes-
sung kann festgestellt werden, 
wann der Filter voll ist. Eckardt: 
„Dann wird die Filterung kurz 
unterbrochen, die Filterkammer 
abgesperrt und der Filter durch 
einen Sprühstoß ausgespült.“

Pro Jahr hat das Rödentaler 
Schwimmbad 80.000 Besucher 
– was viel ist für eine so kleine 
Stadt. In dem Bad lernen Schul-
kinder schwimmen, Sportver-
eine trainieren, vor allem aber 

nutzen Senioren das Bad. Am 
Tag des Filtereinbaus sprang ei-
ne Truppe von Mitarbeitern je-
ner Firma ins Becken, die das 
High-Tech-Produkt aus Spezial-
keramik fabriziert hat. An die-
sem ersten Tag, so Eckhardt, 
bestand die innovative Technik 
bereits ihre Bewährungsprobe: 
„Der Badewasserfilter kam bei 
uns deutschlandweit erstmals 
zum Einsatz.“ Und zwar mit aus-
gezeichnetem Erfolg.

Mutige Maßnahme

Ein Anlass für die mutige Maß-
nahme der Stadtwerke war laut 
dem Umweltingenieur eine vom 
Umweltbundesamt veröffent-
lichte Studie, wonach die Zer-
fallsprodukte von Chlor im Ba-
dewasser im Verdacht stehen, 
bei Kleinkindern Allergien und 
Asthma auszulösen. Abgesehen 
davon sei die „Chloratmosphä-
re“ in Schwimmbädern prinzi- 
piell unangenehm: „Bei uns ha-

ben die Badegäste nun das Ge-
fühl, einfach nur im warmen 
Wasser zu schwimmen.“ Die 
minimalen Chlormengen, die 
in Rödental noch angewendet 
werden, reagieren nicht, sie 
schwimmen einfach im Wasser 
herum: „Chlorgeruch bleibt aus, 
denn Chlor riecht nur, wenn es 
zur Reaktion kommt.“

Unfallgefahr gebannt

Dass der alternative Filter 
in puncto Hygiene über jeden 
Zweifel erhaben ist, bewiesen 
etliche Untersuchungen. Aber 
auch die Sicherheit wurde er-
höht, so Eckardt: „Denn wir 
brauchen keine Chlorgasfla-
schen mehr.“ Chlorgasflaschen 
stellen immer ein Risiko dar. Oft 
kommt es zu Unfällen – mit teil-
weise gravierenden Auswirkun-
gen. So starb vor drei Jahren ei-
ne Seniorin bei einem Chlorgas-
unfall in einem Hotel im nieder-
bayerischen Bad Füssing. Vor 
einem Jahr mobilisierte ausge-
tretenes Chlorgas im Passauer 
Erlebnisbad ein Großaufgebot 
an Feuerwehr und Rettungskräf-
ten. Überdruck in einer Gasfla-
sche hatte damals zum Gasaus-
tritt geführt.

In Rödental betrat man mit 
dem High-Tech-Filter nicht zum 

ersten Mal einen neuen Weg. 
Die von Eckardt geleiteten 
Stadtwerke suchen stets nach 
Optimierungsmöglichkeiten. 
Dafür allerdings, so der Werks-
leiter, braucht es Mitstreiter. 
Im Falle der Filtertechnik war 
das Coburger Gesundheitsamt 
von großer Bedeutung: „Dort 
hat man unser Vorhaben be-
grüßt.“ Der damalige Hygienein-
spekteur, ebenfalls Umweltin-
genieur, hatte erkannt, das es 
sich bei dem neuen Filter um ei-
nen technologischen Quanten-
sprung handelt.

In der Vergangenheit benötig-
te das Rödentaler Bad im Übri-
gen auch viel mehr Energie als 
heute: Im Vergleich zu 2009 
werden jährlich 100.000 Euro 
allein an Ausgaben für Wärme 
gespart. Das liegt an einer ener-
getischen Sanierungsmaßnah-
me, die 2010 und 2011 realisiert 
wurde. „Als sie bereits beendet 
war, informierte uns die lokale 
Firma über ihre neuen Keramik-
filter“, berichtet Eckardt. Das 
Bad wurde daraufhin noch mal 
für neun Monate geschlossen, 
um die neue verfahrenstechni-
sche Anlage zu planen, einzu-
bauen und zu testen.

Für den Stadtwerkschef ist ein 
Schwimmbad unabdingbar für ei-
ne Kommune von der Größe Rö-
dentals. Obwohl die Einrichtung 
viel kostet: „Vor zehn Jahren hat-
ten auch wir uns aus finanziellen 
Gründen auch die Sinnfrage ge-
stellt.“ Sollte man sich den Lu-
xus eines eigenen Bads weiter-
hin leisten? Das Investitionspro-
gramm, das die Bundesregierung 
angesichts der Wirtschaftskrise 
vor zehn Jahren auflegte, um die 
heimische Wirtschaft zu stützen, 
gab den Ausschlag dafür, das 
1972 errichtete Bad zu sanieren. 
Vier Millionen Euro flossen in das 
Projekt.

„Monsterthema“ Klimaschutz

Die Umweltbilanz weiter zu 
verbessern, gehört nach wie 
vor zu Eckardts täglichen Aufga-
ben. „Unser Monsterthema ist 
der Klimaschutz“, sagt der ex-
perimentierfreudige Werkslei-
ter: „Wir müssen uns die Erde 
freundlich gewogen halten, das 
ist wichtiger als alles andere.“ 
Da müssten auch die kleinen 
Stadtwerke im Freistaat ran und 
“Regsamkeit“ entwickeln: „Und 
zwar gerade wir kleinen, denn 
wir sind sehr viele.“

Außerhalb Rödentals schätzt 
man, was in dem kleinen Stadt-
werk passiert. Michael Eckardt 
wird ständig eingeladen, Vor-
träge über die Zukunftspläne 
seines Werks zu halten. Wo-
hin sich die Stadtwerke in Zei-
ten der Energiewende entwi-
ckeln wollen, ist in einem Stra-
tegiepapier „2040“ festgehal-
ten. Demnach bereiten sich 
die Stadtwerke unter anderem 
auf neue Vermarktungsmo-
delle mit Hilfe der Block Chain 
vor. „Wir wollen in Zukunft eine 
Plattform in unserem Netz zur 
Verfügung stellen, über die der 
Nachbar seinen lokalen Strom 
dem anderen Nachbar anbie-
ten, verkaufen und abrechnen 
kann“, heißt es in dem Papier. 
Das gehe im „Internet of Things“ 
in Echtzeit.� Pat Christ

Landrat Johann Kalb: „Das Er-
gebnis ist für alle Beteiligten ein 
echter Meilenstein und stellt eine 
wichtige Weiche für die Zukunft 
dar. Wir sichern die Trinkwasser-
versorgung der Stadt Bamberg 
nachhaltig. Gleichzeitig haben 
wir die Voraussetzungen für be-
deutende Infrastrukturmaßnah-
men, wie z.B. die Südanbindung 
der Gemeinde Strullendorf und ei-
nen zweiten Anschluss des dorti-
gen Gewerbegebietes ermöglicht. 
Auch eine künftige Umfahrung 
von Hirschaid und Strullendorf 
wird damit denkbar. Zusammen 
mit den Verhandlungsergebnissen 
um den Ausbau des ICE eröffnen 
wir hervorragende Entwicklungs-
perspektiven für die Kommunen 
und den gesamten Landkreis Bam-
berg.“

Im Rahmen einer gemeinsamen 
Abschlussveranstaltung im Land-
ratsamt Bamberg unterzeichneten 
die beteiligten Parteien auf Einla-
dung von Landrat Johann Kalb 
jetzt einen Vergleich, der die be-
reits seit Jahrzehnten andauern-
den Konflikte um das vom Land-
ratsamt Bamberg im Jahr 2011 
festgesetzte Wasserschutzgebiet 
zur Sicherung der öffentlichen 
Wasserversorgung der Stadt Bam-
berg zu einem einvernehmlichen 
Abschluss führt. 

Größtes  
Wasserschutzgebietsverfahren 
im Freistaat 

Die Stadtwerke Bamberg be-
treiben auf dem Gebiet der Stadt 
Bamberg, aber auch im Gemein-
degebiet von Strullendorf und 
Hirschaid eigene Trinkwasserge-
winnungsanlagen. Erste Überle-
gungen für eine Neufestsetzung 
des dazugehörigen Wasserschutz-
gebietes stammen bereits aus 
den 70er Jahren. Die alten Was-
serschutzgebiete konnten den An-
forderungen eines zukunftsorien-
tierten vorsorglichen Trinkwas-
serschutzes nicht mehr gerecht 
werden. Nachdem sich größere 
Flächenanteile des Wasserschutz-
gebietes auch auf das Gebiet des 
Landkreises Bamberg erstrecken – 
betroffen sind v. a. die Gemeinden 
Strullendorf und Hirschaid – hatte 
die Regierung von Oberfranken das 
Landratsamt Bamberg als zuständi-
ge Festsetzungsbehörde bestimmt.

Der Beginn des Festsetzungs-
verfahrens für das komplexe Vor-
haben zögerte sich mehrfach hi-
naus, z. B. durch zwischenzeitlich 
angelaufene Flurbereinigungsver-
fahren und nicht zuletzt die Ge-
bietsreform. Erst 2001 kam es 

schließlich zur öffentlichen Aus-
legung des Entwurfes der geplan-
ten Wasserschutzgebietsverord-
nung. Rund 4.500 Hektar bzw. 
rund 5.900 Grundstücke waren 
für die Einbeziehung in das damals 
größte laufende Wasserschutzge-
bietsverfahren in Bayern vorge-
sehen. Im Zuge der Auslegung ha-
ben betroffene Kommunen, Land-
wirte, Gewerbetreibende, Priva-
te und Träger öffentlicher Belange 
ca. 1.600 Einwendungen erhoben 
und Stellungnahmen abgegeben. 

Das Landratsamt hatte darauf-
hin einen gänzlich neuen Weg be-
schritten und ohne rechtliche Ver-
pflichtung vier unterschiedliche 
und sehr zeitintensive Arbeitskrei-
se eingerichtet, die von Oktober 
2004 bis April 2009 tätig gewesen 
sind. Die Bürgermeister der Kom-
munen Strullendorf und Hirschaid 
unterstützten diese Vorgehens-
weise ausdrücklich. Diese Vorge-
hensweise trug erheblich zu einer 
Versachlichung der Auseinander-
setzung und einem verbesserten 
gegenseitigen Verständnis bei. 

Etliche Konfliktpunkte

Dennoch zeigte sich beim zwei-
tägigen Erörterungstermin in der 
BROSE-Arena im Dezember 2009, 
an dem mehrere hundert Perso-
nen teilgenommen hatten, dass 
in etlichen Konfliktpunkten ei-
ne einvernehmliche Lösung wohl 
nicht zu erzielen sein würde. Im 
November 2011 erließ das Land- 
ratsamt nach einem umfangrei-
chen Abwägungsprozess schließ-
lich die neue Wasserschutzge-
bietsverordnung, woraufhin die 
Gemeinde Strullendorf, der Markt 
Hirschaid, die DB Netz AG und ei-
nige Privatpersonen einen Antrag 
beim Bayerischen Verwaltungsge-
richtshof gestellt hatten, um die-
se Verordnung gerichtlich für nich-
tig erklären zu lassen. Das Gericht 
teilte am letzten Tag der Verhand-
lung am 25. März 2015 mit, dass 
der Ausgang des Verfahrens letzt-
endlich völlig offen sei und hatte 
den Parteien einen Vergleich emp-
fohlen. Alle Parteien hatten in der 
Folge ihr grundsätzliches Interesse 
an einem Vergleichsabschluss sig-
nalisiert und Verhandlungen auf-
genommen. 

Nach mehreren intensiven Ver-
handlungsrunden unter Leitung 
des Landrats konnte schließlich im 
September 2018 der Durchbruch 
erzielt und die von allen Beteilig-
ten gewünschte Planungs- und 
dauerhafte Rechtsicherheit durch 
den nun abgeschlossenen Ver-
gleich erreicht werden.� r

Erfolgreicher Abschluss  
langjähriger Verhandlungen

Vergleich zum Wasserschutzgebiet Bamberg unterzeichnet
Die Konflikte um das Wasserschutzgebiet zum Schutz der Trink-
wasserversorgung der Stadt Bamberg dauern bereits seit Jahr-
zehnten an und beschäftigten den Wasserversorger, die be-
troffenen Kommunen, Landwirte, Gewerbetreibende, Private, 
Behörden und nicht zuletzt die Politik gleichermaßen. Nun ist es 
nach langwierigen rechtlichen Auseinandersetzungen und Ver-
handlungen gelungen, eine Lösung zu erarbeiten, bei der alle Sei-
ten einen Schritt aufeinander zugegangen sind. 

Smart Farming Challenge 
im Copernicus Masters

Raumfahrt-Technologie gegen Wassermangel: Italienische Forscher gewinnen BayWa Wettbewerb

Eine Forschergruppe des National Research Council, Italien, hat 
die erste BayWa Smart Farming Challenge innerhalb des Coperni-
cus Masters Wettbewerbs gewonnen. Gemeinsam mit den Preis-
trägern in 15 weiteren Kategorien wurden die Wissenschaftler 
bei den „Space Oscars“ im Rahmen der European Space Week 
im französischen Marseille ausgezeichnet. Mit ihrem Ansatz, den 
Wasserverbrauch mittels Satelliten großflächig zu überwachen 
und ökologisch zu bewerten, haben sich die Forscher in der Ka-
tegorie „Smart Farming“ gegen 28 internationale Mitbewerber 
durchgesetzt. Das nächste Ziel ist nun, die Innovation gemeinsam 
mit Mentoren der BayWa und ihrer Beteiligungen FarmFacts und 
Vista zur Marktreife zu bringen.

„Bewässerung ist für die Nah-
rungsmittelproduktion notwen-
dig, mit globalen Auswirkun-
gen auf die Wirtschaft und Ge-
sellschaft“, sagt Jörg Migende, 

bereits erfolgreich satelliten-
gestützte Lösungen an, um den 
Wasserbedarf der Pflanzen ex-
akt zu bedienen und gleichzeitig 
Wasserverluste zu vermeiden. 

Unser Bild zeigt die siegreiche Forschergruppe aus Italien.� r

der die Bereiche Agrar Vertrieb 
und Digital Farming bei der Bay-
Wa leitet und die Preisverlei-
hung vornahm. So habe wach-
sendes Vertrauen in die künst-
liche Bewässerung weltweit zu 
einer Verdopplung der landwirt-
schaftlichen Produktion in den 
vergangenen 40 Jahren geführt. 
Umgekehrt seien aber heu-
te schon mehr als zwei Milliar-
den Menschen auf der Erde von 
Wasserknappheit betroffen – ei-
ne Zahl, die aufgrund von Bevöl-
kerungswachstum und Klima-
wandel in Zukunft steigen wer-
de. Jörg Migende: „Für land-
wirtschaftlich genutzte Flächen, 
zum Beispiel in Afrika, bieten wir 

Aber dies ist bisher immer nur 
eine Betrachtung für das einzel-
ne Feld. Nun wird es erstmals 
möglich sein, den Wasserver-
brauch global zu quantifizieren.“

„Rund 70 Prozent des welt-
weit verfügbaren Wassers wer-
den von der Landwirtschaft ver-
braucht“, sagt Luca Brocca, Lei-
ter der Forschungsgruppe am 
National Research Council. „Um 
aber den globalen Wasserver-
brauch exakt bestimmen und 
entsprechend intervenieren zu 
können, waren uns bisher Gren-
zen gesetzt – nicht nur technisch 
beim Einsatz passender Monito-
ringprogramme, sondern auch 
dann, wenn Wasser kostenfrei 

zur Verfügung steht oder illegal 
entnommen wird. Satellitenda-
ten helfen uns über diese Hürden 
hinweg – für die Agrar- und Nah-
rungsmittelproduktion ist das  
bahnbrechend.“

Marktreifes Produkt im Visier

Über einen Zeitraum von zwei 
Jahren hat Lucca Brocca den Ansatz 
seines Teams in der Urmia-Ebene 
im Iran sowie in Spanien in Kom-
bination mit Bodenmessungen ge-
testet. Der Sieg in der BayWa Smart 
Farming Challenge ermöglicht nun, 
die Praxisversuche unter anderem 
auf Europa auszuweiten. Mento-
ren der BayWa, FarmFacts und Vis-
ta unterstützen mit ihrer Exper-
tise und ihrem Netzwerk dabei, 
den Prototypen zu einem markt- 
reifen Produkt weiterzuentwi-
ckeln. 

Die BayWa Smart Farming 
Challenge wurde in diesem 
Jahr als eine von 16 Kategori-
en des internationalen Coperni-
cus Masters Wettbewerbs aus-
gelobt. 2011 von der Europä-
ischen Weltraumorganisation 
ESA und dem Anwendungszen-
trum Oberpfaffenhofen AZO in-
itiiert, werden auf diesem Weg 
jedes Jahr Innovationen für den 
zivilen Einsatz von Satellitenda-
ten ausgezeichnet.� r

Auszeichnung für Flussparadies Franken
Das Flussparadies Franken ist vom Bayerischen Staatsministerium für 
Umwelt und Verbraucherschutz für drei weitere Jahre mit dem Quali-
tätssiegel „Umweltbildung.Bayern“ ausgezeichnet worden. Positiv hat 
die Bewerbungskommission vor allem die vielfältigen Angebote zu ver-
schiedensten Themen einer nachhaltigen Entwicklung sowie die Ver-
mittlerrolle zwischen Umweltbildung und Tourismus hervorgehoben. 

„Für mich ist Umweltbildung 
etwas, das den Alltag betrifft“, 
so Anne Schmitt, Geschäftsfüh-
rerin des Flussparadies Fran-
ken. „Daher ist es mir bei mei-
ner Arbeit sehr wichtig, wo im-
mer möglich, auf die tollen 
Angebote der Umweltbildungs-
stationen in der Region hinzu-
weisen. Vor allem Kinder ha-
ben aus meiner Sicht sogar ein 

Recht auf Naturerfahrung. Und 
gute Umweltbildung schafft es, 
dass sich aus dem Naturerleben 
ein Verständnis für das Zusam-
menspiel von Mensch und Na-
tur entwickelt.“

Das Flussparadies Franken 
wurde erstmals 2006 ausge-
zeichnet und muss die Qualitäts-
kriterien in Verlängerungsanträ-
gen regelmäßig neu erfüllen.� r

Obere Reihe v. l.: Christian Fendt (Stadtwerke Bamberg), Dr. Tho-
mas Schönfeld (Rechtsanwalt), Bürgermeister Klaus Homann 
(Markt Hirschaid), Bürgermeister Wolfgang Desel (Gemeinde Strul-
lendorf), Dieter Thormann (DB Netz), Hans Hemmerlein (Wasser-
wirtschaftsamt Kronach), Dr. Manfred Löbl (Regierung von Ober-
franken), Hans-Joachim Rost (Regierung von Oberfranken).
Untere Reihe v. l.: Landrat Johann Kalb (Landratsamt Bamberg), 
Sven Pienitz (Stadtwerke Bamberg).� r
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Neue Touristenattraktion in Ostbayern:

Premiere für die größte 
„Erlebnisholzkugel“ der Welt

Steinberg am See (obx) - Sie soll zu einem neuen Urlaubermagnet 
der Superlative in Bayern werden: eine rund 5,5 Millionen Euro 
teure und rund 40 Meter hohe hölzerne „Erlebniskugel“ im Ober-
pfälzer Seenland. Nach mehr als einem Jahr Bauzeit feierte die 
Kugel bei Steinberg am See (Kreis Schwandorf) jetzt ihre offiziel-
le Besucherpremiere. 

Die Erlebnisholzkugel bietet dem Besucher eine Entschleunigung der 
besonderen Art.� Bild: obx-news/inMotion Park/Klaus Schicker

Die nach Angaben der Investo-
ren größte „Erlebnisholzkugel“ der 
Welt ist ab sofort täglich von 9.30 
Uhr bis 16.30 Uhr geöffnet. „Wir 
freuen uns, dass wir jetzt fertig 
sind und allen Besuchern ein tol-
les Erlebnis bieten können“, sag-
ten die beiden Geschäftsführer 
der inMotion PARK Seenland Gm-
bH Tom Zeller und Kim Kappen-
berger, die das Projekt initiierten. 

Der rund 700 Meter lange, bar-
rierearme Aufstieg sowie 24 Be-
wegungs- und Entspannungsstati-
onen im Innern der Kugel und um 
die Konstruktion herum sollen den 
Park zu einer Attraktion für Groß 
und Klein werden lassen. Die Sta-
tionen verknüpfen nach Anga-
ben der Initiatoren Elemente von 
Hochseilanlagen und Trimm-Dich-
Pfaden in verschiedenen Schwie-
rigkeitsstufen und Höhen. 
Grundlage für den künftigen 

Erfolg des Parks sollen daneben 
die Panorama-Aussichten auf das 
Oberpfälzer Seenland sein.
Allein die Grundkonstruktion 

der Kugel besteht aus rund 880 Ku-
bikmetern Fichten- und Lärchen-
holz, rund 200 Tonnen Stahl, rund 
40.000 Schrauben und 18.000 Bol-

zen und Stabdübeln. 2016 hatten 
die Initiatoren der inMotion Park 
GmbH aus Regensburg die Plä-
ne für das Leuchtturmprojekt ge-
meinsam mit Kommunalpolitikern 
aus der Region erstmals offiziell 
vorgestellt - und trafen von Be-
ginn an auf offene Ohren. „Denn 
das Konzept des Freizeitparks ist 
einzigartig. Im Gegensatz zu rei-
nen Fun- und Actionparks vermit-
telt es motorisches, sport- sowie 
gesundheitspädagogisches Wis-
sen“, sagte Kappenberger. 

Baumwipfelpfad als Vorbild

Eines der Vorbilder der Regens-
burger Planer ist der Baumwip-
felpfad bei Neuschönau im Baye-
rischen Wald: Weit mehr als zwei 
Millionen Abenteuerlustige erleb-
ten seit der Eröffnung vor rund 
sieben Jahren auf dem längsten 
Baumwipfelpfad der Welt einzig-
artige Panorama-Ausblicke. Die 
Betreiber der „Erlebnisholzkugel“ 
rechnen mit rund 150.000 Besu-
chern jährlich. Sie sollen aus ei-
nem Umkreis von rund 200 Kilo-
metern kommen.
www.dieholzkugel.de� r

vbw und DEHOGA Bayern: 

Tourismus und Gastgewerbe sind 
wichtige Wirtschaftsfaktoren

Die vbw – Vereinigung der Bayerischen Wirtschaft e. V. und der 
Bayerische Hotel- und Gaststättenverband DEHOGA Bayern e. V. 
bekräftigen die Bedeutung der Tourismuswirtschaft als wichtigen 
Wirtschaftsfaktor Bayerns. Beide Verbände begrüßen die Impul-
se von Bayerns Wirtschaftsminister Hubert Aiwanger, die Poten-
ziale in diesem Bereich gezielt auszuschöpfen. 

„Bayern ist nach wie vor das 
Tourismusziel Nummer eins 
in Deutschland und Motor für 
Wachstum und Beschäftigung 
im Freistaat. Auch andere Bran-
chen, wie zum Beispiel das Be-
förderungsgewerbe, der Einzel-
handel oder Freizeit- und Kultur-
einrichtungen, profitieren davon 
in starkem Maße“, unterstreicht 
vbw Hauptgeschäftsführer Ber-
tram Brossardt. Die bayerische 
Tourismuspolitik muss daher die 
passenden Rahmenbedingungen 
sicherstellen, damit diese Spit-
zenposition gehalten wird. „Wir 
haben die wichtigsten Punkte ge-
meinsam mit weiteren im Touris-
mus aktiven Verbänden in einem 
Papier im Vorfeld der Landtags-
wahl zusammengestellt. Es freut 
mich sehr, dass der neue Wirt-
schaftsminister diese Anliegen 
aufgreift“, so Brossardt. 

Tourismuspolitik ist 
Standortpolitik

Angela Inselkammer, Präsiden-
tin des DEHOGA Bayern e. V., be-
tont: „Tourismuspolitik ist Stand-
ortpolitik. Die Bedeutung der 
Branche wächst von Jahr zu Jahr, 
Hotellerie und Gastronomie als 
deren Hauptleistungsträger sind 
mittlerweile dieregionalen Wirt-
schaftsmotoren. Sie sind Garan-
ten einer positiven regionalen 

Entwicklung. Denn touristische 
Unternehmen findet man in al-
len Regionen unseres Freistaates, 
insbesondere dort, wo sich an-
dere Branchen zum Teil seit Jah-
ren zurückgezogen haben. Zudem 
sind diese Betriebe absolut stand-
orttreu, sie produzieren vor Ort 
und sind zwingend auf Produzen-
ten, Handwerker und Dienstleis-
ter vor Ort angewiesen. Der Tou-
rismus ist mittlerweile systemre-
levant für den Erfolg Bayerns!“ 

Arbeitszeitflexibilisierung 
als ein Kernanliegen

Die Arbeitszeitflexibilisierung 
in der Branche ist eines der Ker-
nanliegen. Dabei geht es nicht um 
eine Erhöhung des Arbeitszeitvo-
lumens, sondern um die flexible 
Gestaltung. Statt die tägliche Ar-
beitszeit auf maximal zehn Stun-
den zu begrenzen, fordern die 
Verbände, sich an der Europäi-
schen Richtlinien zu orientieren, 
die eine wochenbezogene Be-
trachtung und eine Wochenar-
beitszeit von durchschnittlich ma-
ximal 48 Stunden vorsieht. Be-
schäftigte und Betriebe gewinnen 
dadurch Flexibilität bei der Ver-
teilung der Arbeitszeit. vbw und 
DEHOGA begrüßen, dass Staats-
minister Aiwanger diese Forde-
rung aktiv unterstützen will. 
Weitere wichtige Aspekte sind 

unter anderem verbesserte Ange-
botsstrukturen und Standortquali-
täten sowie die konsequente Nut-
zung digitaler Technologien. „Die 
Digitalisierung ermöglicht eine ge-
zielte Kundenansprache und die 
Optimierung hoteleigener Prozes-
se. Die Initiativen des Wirtschafts-
ministeriums, dies zu fördern, be-
grüßen wir“, so Brossardt. 

Inselkammer sagt: „Von Inves-
titionen in den Tourismus pro-
fitiert jeder, zuallererst und am 
stärksten die Einheimischen. Der 
Tourismus sichert in Bayern di-
rekt rund 600.000 Erwerbstäti-
gen, somit jedem 15., einen Vol-
lerwerb, zugleich ist er Initiator 
regionaler Wirtschaftskreisläufe. 
Der Tourismus – und hier insbe-
sondere das Gastgewerbe mit sei-
nen rund 39.500 Betrieben in Ho-
tellerie und Gastronomie – trägt 
maßgeblich zur Lebensqualität 
und Standortattraktivität bei. Die 
Branche ist ein unverzichtbarer 
Teil des öffentlichen Lebens. Ihre 
Bedeutung speist sich nicht nur 
aus ihrer Wirtschaftskraft und 
Dynamik. Sie leistet darüber hi-
naus wertvolle Beiträge zum so-
zialen Zusammenhalt der Gesell-
schaft.“ 

Außerdem fordern vbw und 
DEHOGA Bayern eine Verbesse-
rung der Standortqualität, et-
wa durch leistungsfähige Mobili-
tätsangebote oder durch schnelle 
Kommunikationsnetze. Die Ver-
bände verlangen zudem einen 
Abbau bürokratischer Lasten, da-
mit der finanzielle und zeitliche 
Aufwand reduziert und die Flexi-
bilität der Unternehmen erhöht 
wird.� r

Aiwanger erfreut über 
neue Tourismuszahlen

Bayerns Wirtschaftsminister Hubert Aiwanger sieht den Bayerntouris-
mus sehr gut aufgestellt, will das Potenzial aber weiter ausschöpfen. 
„Die neuesten Zahlen des Landesamts für Statistik unterstreichen un-
seren Anspruch, ein Wachstumsstandort für den Tourismus zu sein. 
Wir schaffen die Rahmenbedingungen, dass es auch gut weitergeht.“

„Mit unserer Tourismusoffen-
sive fördern wir gerade im Klein- 
und mittelständischen Bereich 
wichtige Zukunftsinfrastrukturen 
wie etwa Online-Buchungssyste-
me. Aber auch unsere Modellpro-
jekte „Digitales Dorf Bayern“, „Di-
gitales Alpendorf“ und „Digitale 
Hörnerdörfer Allgäu“ sind wichti-
ge Weichenstellungen. Ebenso set-
zen wir auf die wachsende Bedeu-
tung des Gesundheitstourismus“, 
erklärt Aiwanger. Das Gaststät-
ten-Modernisierungsprogramm 
soll nach Ansicht Aiwangers die 
bestehenden Kapazitäten im Gast-
ronomiebereich erhalten, ausbau-
en und zukunftsfähig machen. 

Zugleich fordert der Minister 
aber auch im Bereich der Flexibi-
lisierung der Arbeitszeiten im Ho-
tel- und Gaststättenbereich Be-
wegung ein: „Viele Mitarbeite-
rinnen und Mitarbeiter würden 
gerne länger arbeiten oder sich 
neben ihrem Hauptjob anschlie-
ßend als Bedienung etwas dazu-
verdienen. Die aktuelle Gesetzes-
lage verbietet den Menschen aber, 
länger als acht Stunden zu arbei-
ten. So besteht die Gefahr, dass 
wir der Wachstumsbranche Touris-
mus nicht die Rahmenbedingun-
gen bieten, die sie verdient hät-
te. Daher muss der Bund die Mög-

lichkeiten der EU-Arbeitszeitricht-
linie nutzen und die Flexibilität für 
die Arbeitnehmer schaffen – wenn 
diese selbst mehr arbeiten wollen. 
Das bayerische Gastgewerbe ist in 
Bayern mit rund 40 000 Betrieben, 
10 000 Auszubildenden ein wichti-
ger Wirtschaftsfaktor und hat mit 
400 000 Beschäftigten eine ver-
gleichbare Größenordnung wie 
die Automobilindustrie.“

Besonders beliebt: Urlaub 
auf dem Campingplatz

Die Zahl der Übernachtungen 
wuchs von Januar bis November 
2018 um fast 5 Prozent auf 92,4 
Millionen. Laut Landesamt für Sta-
tistik stiegen die Gästeankünf-
te von Urlaubern aus dem In- und 
Ausland im selben Zeitraum um 
5,2 Prozent auf 36,5 Millionen. Be-
sonders beliebt war im vergange-
nen Jahr der Urlaub auf dem Cam-
pingplatz: Die Zahl der Gäste und 
Übernachtungen stieg um mehr 
als zehn Prozent. Laut Statistik ver-
lief auch der Start in die Wintersai-
son erfolgreich: Sowohl die Zahl 
der Gästeankünfte (plus 9,1 Pro-
zent) als auch die der Übernach-
tungen (plus 7,9 Prozent) lagen im 
November deutlich über den Wer-
ten des Vorjahresmonats.� r

Bayerischer Heilbädertag in Bad Reichenhall:

Sonderlasten  
finanziell ausgleichen

Geht es nach dem Willen des Bayerischen Heilbäder-Verbandes 
(BHV), soll die Bayerische Staatsregierung die hochprädikatisier-
ten bayerischen Heilbäder und Kurorte finanziell stärker fördern. 
Wie der wiedergewählte BHV-Vorsitzende Klaus Holetschek beim 
Bayerischen Heilbädertag in Bad Reichenhall deutlich machte, 
„wollen wir eine Anhebung der Investitionspauschale um fünf 
Millionen Euro. Der Betrag soll auf die hochprädikatisierten Ku-
rorte und Heilbäder verteilt werden. Sie brauchen das Geld, um 
in Qualität und Infrastruktur zu investieren.“

Angesichts knapper Haushalts-
lagen könnten Holetschek zufol-
ge dringend notwendige Investi-
tionen nicht durch Fremdenver-
kehrs- und Kurbeiträge gedeckt 
werden. Hochprädikatisierte Ku-
rorte und Heilbäder müssten 
mehr in ihre Infrastruktur inves-
tieren als herkömmliche Kommu-
nen, so etwa in Kurhäuser, Kur-
gärtnereien und Freizeiteinrich-
tungen. Und viele Investitionen 
seien eben auch Voraussetzung 
für die Prädikatisierung. 
Der Verbandspräsident ver-

wies auf den Kommunalrechts-Ex-
perten und früheren Präsidenten 
der Hochschule für den Öffentli-
chen Dienst, Dr. Hermann Büch-
ner. Er vertritt die Auffassung, dass 
die Aufgaben, die von den Heilbä-
dern und Kurorten im Rahmen ih-
rer staatlichen Anerkennung zu er-
füllen sind, zu den Pflichtaufgaben 
zählen müssen. Büchner begrün-
det dies mit dem Inhalt der Aner-
kennungsverordnung. Danach sind 
die Gemeinden nach Verleihung 
des Prädikats weiterhin zur Er-
füllung der Voraussetzungen ver-
pflichtet. Zur Sicherung der Aufga-
benerfüllung können sogar nach-
träglich Auflagen verfügt werden. 

Holetschek zeigte sich zuver-
sichtlich, dass man sich mit der 
Staatsregierung einigen werde. 
„Im Koalitionsvertrag zwischen 
CSU und Freien Wählern sind die 
Heilbäder und Kurorte ausdrück-
lich erwähnt. Ich bin sicher, dass 
wir unsere gute Zusammenar-

beit fortsetzen werden.“ Heilbä-
der und Kurorte seien mit einer 
Bruttowertschöpfung von 4,5 Mil-
liarden Euro und 100.000 Arbeits-
plätzen im ländlichen Raum ein 
starker Pfeiler des Tourismus und 
der Gesundheitswirtschaft. 

Fokus auf 
ganzheitliche Medizin

Mehr in den Fokus gerückt wer-
den soll demnächst das Thema 
„Ganzheitliche Medizin mit den 
Kräften der Natur“. Nach Holet-
scheks Auffassung ist integrative 
Medizin ein Zukunftsthema. Na-
tur, Medizin und Schulmedizin ge-
hörten zusammen. Von den Kran-
kenkassen werde erwartet, hier in 
Zukunft mehr zu erstatten.
Auch für Berufsgruppen wie 

die Physiotherapeuten will sich 
der Verband stark machen. „Wir 
begrüßen ausdrücklich, dass der 
Freistaat Bayern das Schulgeld für 
Physiotherapeuten übernommen 
hat. Physiotherapie ist ein wichti-
ger Bestandteil der Behandlungs-
konzepte in unseren Heilbädern 
und Kurorten.“ 

Ebenfalls ganz oben auf der 
Agenda bleibt für den Bayeri-
schen Heilbäder-Verband das 
Thema Prävention. „Hier fehlt es 
noch an systematischer Aufarbei-
tung dieses Themas durch die Po-
litik“, stellte Holetschek fest. „Das 
Präventionsgesetz des Bundes ist 
viel zu zahm und hat bisher nicht 
verhindert, dass die Gesetzlichen 

Krankenkassen nur 1 Prozent ih-
rer Leistungsausgaben in Präven-
tionsangebote investieren.“

Gemeinsam mit dem Bundes-
verband privater Anbieter sozialer 
Dienste (bpa) und der Ludwig-Ma-
ximilians-Universität München 
führt der BHV derzeit das Pilot-
projekt „PFLEGEprevent“ durch. 
Ziel ist ein maßgeschneidertes 
Präventionsangebot für Pflege-
kräfte. Das Projekt ist mit den ers-
ten Teilnehmern  in Bad Reichen-
hall gestartet und wird wissen-
schaftlich begleitet. 

Prävention und Betriebliches 
Gesundheitsmanagement

Die Themen Prävention und Be-
triebliches Gesundheitsmanage- 
ment beleuchtete der Leiter der 
Landesvertretung Bayern, Dr. Ralf 
Langejürgen, aus Sicht des Ver-
bandes der Ersatzkassen (vdek). 
Nach seinen Worten wurde die 
L andesrahmenvereinbarung 
(LRV) Prävention von Gesund-
heitsministerin Melanie Huml für 
den Freistaat Bayern sowie den 
Spitzenvertretern der Gesetzli-
chen Krankenversicherung, der 
Deutschen Rentenversicherung 
und der Gesetzlichen Unfallver-
sicherung im Juni 2017 feierlich 
unterzeichnet. Dabei handelt es 
sich um ein grundsätzliches Do-
kument, das die Zusammenar-
beit der vier Beteiligten auf dem 
Gebiet der Gesundheitsförderung 
und Prävention regelt.

Besondere Beachtung bei der 
Planung von gemeinsamen Pro-
jekten soll die Verminderung so-
zial bedingter sowie geschlechts-
bezogener Ungleichheit von Ge-
sundheitschancen finden. Bei der 
Umsetzung von Maßnahmen ha-
ben Bedarfe, Nachhaltigkeit, Eva- 
luation und Qualitätssicherung ei-
nen hohen Stellenwert.

Wie Langejürgen erläuterte, 
zählten die Verbesserung der be-
darfsbezogenen Abstimmung, Ko-
ordination und Zusammenarbeit 
sowie die Schaffung verbindlicher 
(Dialog-) Strukturen zu den posi-
tiven Impulsen. Außerdem füh-
re das Präventionsgesetz zu einer 
Stärkung der betrieblichen Ge-
sundheitsförderung und der Prä-
vention für vulnerable Zielgrup-
pen in nichtbetrieblichen Lebens-
welten. Bei einer Verdreifachung 
der Ausgaben sowie einer deut-
lichen Steigerung der erreichten 
Lebenswelten stelle die weite-
re Stärkung gemeinschaftlichen 
Vorgehens mit Lebensweltverant-
wortlichen in Kommunen eine be-
sondere Herausforderung dar. 
Kritik übte Langejürgen dage-

gen an der einseitigen und kran-
kenkassenfokussierten Ausrich-
tung: Gemäß Präventionsgesetz 
seien nur die gesetzlichen Kran-
kenkassen verpflichtet worden, 
Gelder für die Finanzierung prä-
ventiver Maßnahmen auszuge-
ben. Wichtige Beteiligte wie PKV, 
Bund, Länder, Kommunen und 
weitere SV-Träger blieben aber 
außen vor. Es gelte, die Öffentlich-
keit für die Bedeutung des The-
mas Prävention und Gesundheits-
förderung zu sensibilisieren. „Vor-
sorge vor Reparatur“ laute die  
Maxime, unterstrich der vdek-Re-
präsentant.

Neues Siegel

Der Bayerische Heilbäder-Ver-
band e.V. (BHV) lässt seine aller-
gikerfreundlichen Heilbäder und 
Kurorte von TÜV Rheinland prü-
fen und vergibt nunmehr das 
neue Siegel „Für Allergiker quali-
tätsgeprüft“, berichtete schließ-
lich BHV-Projektleterin Anja Bode. 
Das Siegel signalisiert den Urlau-
bern, dass der Kurort ein nach den 
Kriterien des Bayerischen Heilbä-
der-Verbandes e.V. zertifizierter 
Urlaubsort ist, der eine umfassen-
de Infrastruktur allergikerfreund-
licher Angebote entlang der ge-
samten touristischen Serviceket-
te bietet. 
TÜV Rheinland wird die Heilbä-

der und Kurorte, die das neue Sie-
gel erhalten wollen, auf Herz und 
Nieren gemäß des BHV-Standards 
prüfen, so Bode. Das Siegel des 
Bayerischen Heilbäder-Verbandes 
gilt drei Jahre. Es gibt angekün-
digte und unangekündigte Zwi-
schenprüfungen in den allergiker-
freundlichen Betrieben.
Für das Siegel hat der BHV Min-

destkriterien festgelegt. So muss 
die Kommune mindestens als 
Luftkurort prädikatisiert sein, ein 
branchenübergreifendes Netz-
werk auf Ortsebene besitzen und 
bei öffentlichen Neubepflanzun-
gen allergenarme Pflanzen berück-
sichtigen. Mindestens 10 Prozent 
der vorhandenen Gästebetten al-
ler Unterkunftskategorien müssen 
für Allergiker geeignet sein. 
Der Bayerische Heilbäder-Ver-

band unterstützt seine Mitglied-
sorte ganz praktisch beim Aufbau 
des allergikerfreundlichen Netz-
werks vor Ort. Zuständig dafür ist 
Projektleiterin Bode. „Wir führen 
Informationsveranstaltungen in 
den Orten durch, wir helfen bei 
der Akquise, schulen Tourismu-
sorganisationen und leisten Un-
terstützung in der Öffentlichkeits-
arbeit. Außerdem betreuen wir 
die Orte auch zwischen den Erst- 
und Folgezertifizierungen.“ 
Die so vom Bayerischen Heil-

bäder-Verband e.V. aufgebauten 
und bisher bestehenden allergi-
kerfreundlichen Kurorte ragen 
durch ihr qualitätsgeprüftes Ange-
bot hervor. Nicht nur touristische 
Schwergewichte wie Bad Füs-
sing, Bad Hindelang oder Oberst-
dorf setzen mit ihren vielen aller-
gikerfreundlichen Unterkünften 
Maßstäbe für zeitgemäßen Aller-
gikertourismus. Auch vergleichs-
weise kleine Orte wie Bad Aib-
ling sind mit der allergikerfreund-
lichen Profilierung durch den Bay-
erischen Heilbäder-Verband e.V. 
im weiter wachsenden Zukunfts-
markt „Menschen mit Allergien“ 
hervorragend aufgestellt.� DK
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Instrument mit Schlagkraft
Mitgliederversammlung der Euregio Egrensis Arbeitsgemeinschaft Bayern

Ganz im Zeichen des 25-jährigen Jubiläums der Euregio Egren-
sis stand die jüngste Mitgliederversammlung der Arbeitsgemein-
schaft Bayern in den Räumen der Ostbayerischen Technischen 
Hochschule in Amberg. Hausherrin und Hochschulpräsidentin 
Prof. Dr. Andrea Klug, Mitglied im Präsidium der Euregio, stell-
te ihre Hochschule mit dem Doppelstandort Amberg-Weiden 
vor. Mit Unterstützung des Freistaats Bayern wird dort ein Kom-
petenzzentrum Bayern-Mittelosteuropa eingerichtet. Es werden 
Studiengänge geschaffen, die fachlich und sprachlich auf Mittel- 
und Osteuropa ausgerichtet sind. 

Wie Euregio-Präsidentin Dr. Bir-
git Seelbinder in ihrem Rechen-
schaftsbericht darlegte, unter-
stützt die AG seit der Grenzöff-
nung Kooperationen, Partner-
schaften und Maßnahmen mit 
Tschechien sowie mit Sachsen 
und Thüringen. Sie habe sich zu ei-
nem schlagkräftigen regionalpo-
litischen Instrument entwickelt. 
Im Vergleich zu anderen europäi-
schen Grenzräumen habe die Eu-
regio Egrensis in verhältnismäßig 
kurzer Zeit die Annäherung zwi-
schen den Nachbarregionen beför-
dert und maßgeblich zur Vertrau-
ensbildung zwischen Deutschen 
und Tschechen in Politik und Ge-
sellschaft beigetragen. Die Zusam-
menarbeit aller drei Euregio-Ar-
beitsgemeinschaft sei gerade jetzt 
sehr bedeutsam, weil derzeit die 
Weichen für die künftige EU-För-
derpolitik neu gestellt werden. 

Vor zwei Jahren hat die bayeri-
sche Euregio-Arbeitsgemeinschaft 
laut Seelbinder weitere staatliche 
Aufgaben übernommen: „Mit per-
soneller und finanzieller Förderung 
durch das Staatsministerium für Fi-
nanzen und Landesentwicklung 
konnten wir unsere Netzwerk- 
arbeit verstärken und weitere Be-
ratungsangebote für die EU-Pro-
gramme Interreg B und Interreg 
Europe in unser Portfolio aufneh-
men. Dies hat unsere fachlichen 
Kapazitäten maßgeblich gestärkt 
und auch unseren räumlichen Wir-
kungskreis in Oberfranken und in 
der Oberpfalz erweitert.“ 

Interreg-Programm

Aus dem Interreg-Programm 
wurden nach Angaben der Prä-
sidentin zahlreiche bedeutende 
Groß- und Kleinprojekte unter-

stützt. Als Beispiele für bedeutsa-
me Großprojekte im Euregio-Ge-
biet nannte sie „Das Tor ins Erdin-
nere“ der Montanstiftung Nord- 
ostbayern am Besucherbergwerk 
Gleissinger Fels in Fichtelberg im 
Landkreis Bayreuth und das Ar-
chaeoCentrum Bayern-Böhmen 
in Bärnau im Landkreis Tirschen-
reuth, dessen gläserne Archaeo-
Werkstatt feierlich eröffnet wurde. 

Groß- und Kleinprojekte

Projektanträge für Großpro-
jekte können laufend über das 
Online-Portal des Interreg-Pro-
gramms beantragt werden. Für 
die Bearbeitung und Prüfung von 
Großprojekten sind im Euregio-Ge-
biet die Regierungen für Oberfran-
ken und der Oberpfalz zuständig. 

Stichwort Kleinprojekte: Im Auf-
trag des bayerischen Wirtschafts-
ministeriums setzt die Euregio 
Egrensis Arbeitsgemeinschaft Bay-
ern den Dispositionsfonds zusam-
men mit der Euregio Egrensis Ar-
beitsgemeinschaft Böhmen eigen-
verantwortlich um. Birgit Seelbin-
der zufolge stehen auf bayerischer 
Seite dafür für den gesamten För-
derzeitraum insgesamt 2 Mio. Eu-
ro Fördermittel aus dem Inter-
reg-Topf zur Verfügung, „das heißt 

jährlich rund 300.000 Euro für 
bayerische Antragsteller aus un-
serem Euregio-Gebiet“.

Im Berichtszeitraum fanden 
drei Sitzungen des bilateralen Ver-
gabegremiums statt, bei denen 25 
bayerische und 30 tschechische 
Projekte genehmigt wurden. Ins-
gesamt wurden seit dem Start des 
Dispositionsfonds 66 bayerische 
und 69 tschechische Projekte be-
willigt. Auf bayerischer Seite sind 
damit insgesamt rund 770.000 
Euro EU-Fördermittel gebunden. 
Nach Seelbinders Worten sind in 
dieser Förderperiode Kinder- und 
Jugendprojekte besonders nach-
gefragt, weil diese aus dem jet-
zigen Programm vielfältig unter-
stützt werden können. 

Ende Mai veröffentlichte die 
EU-Kommission einen Verord-
nungsentwurf für die künftige 
Ausgestaltung der Europäischen 
territorialen Zusammenarbeit 
bzw. Interreg und nannte darin 
erste Eckpunkte. Ausdrücklich po-
sitiv hob die Präsidentin hervor, 
dass auch weiterhin die grenz- 
übergreifende Zusammenarbeit 

Jahrespressekonferenz des Landkreises Erding:

Vielfältige Aktivitäten
Auf einem guten Weg sieht Landrat Martin Bayerstorfer den Land-
kreis Erding. Vor Pressevertretern stellte der Landkreischef zahl-
reiche Maßnahmen und Aktionen vor, die im vergangenen Jahr in 
die Wege geleitet bzw. durchgeführt wurden.

Zunächst konnte Bayerstor-
fer über eine rege Bautätigkeit im 
Landkreis berichten. Auch für das 
Jahr 2018 vermeldete die Untere 
Bauaufsichtsbehörde am Landrat-
samt Erding konstant hohe Zah-
len für Bauverfahren: So wurden 
im Rahmen von Genehmigungs-, 
Freistellungsverfahren, denk-
malrechtlichen Erlaubnissen so-
wie Grundstücksverkehrsangele-
genheiten insgesamt 1.144 Fälle 
bearbeitet und im Idealfall einer 
Genehmigung zugeführt (Stand: 
01.10.2018).

Auch die Anzahl der „Sonder-
bauten“ ist im Landkreis Erding im 
Jahr 2018 mit 56  Großprojekten 
konstant hoch. Es handelt sich hier-
bei etwa u.a. um Verkaufsstätten 
(mit einer Fläche von mehr als 800 
m²), Versammlungsstätten, sons-
tige Einrichtungen zur Unterbrin-
gung von Personen sowie Wohn-
heimen oder auch Gebäude mit 
schlicht mehr als 1600 m² Fläche.

Planungsfreudig waren heu-
er auch wieder die Gemeinden 
im Landkreis. Im Rahmen von Flä-
chennutzungsplan-, Bebauungs-
plan- oder diversen Satzungsver-
fahren wurden in insgesamt 116 
Fällen die Gemeinden unterstützt 
bzw. deren Verfahren einer Ge-
nehmigung zugeführt. Einherge-
hend mit der konstanten Höhe der 
Bauantragszahlen sind auch die 
Baukosten bzw. genehmigten Bau-
summen weiterhin exorbitant. So 
wurden 2018 bis dato ca. 189 Mio. 
Euro umgesetzt. 

Wie Bayerstorfer zudem berich-
tete, haben Landkreis und Klini-
kum das 90-jährige Jubiläum der 
Klinik Dorfen gefeiert. An dem 
Standort wurde in den vergange-
nen Jahrzehnten immer wieder 
gerüttelt, weil er zu klein sei. Der 
Landrat hat sich in seiner Eigen-
schaft als Verwaltungsratsvorsit-
zender allerdings immer für das 
Haus eingesetzt, da es für den öst-
lichen Landkreis und darüber hin-
aus sehr wichtig sei. 

Gemeinsam mit den Mitarbei-
tern der Klinik ist es Landrat und 
Landkreis gelungen, den Standort 
zu sichern. Sowohl Beweis als auch 
Grund hierfür sind unter anderem 
die jüngsten Erweiterungen: die 
Schmerztherapie und die Schlaf-
medizin. Diese wurden gezielt 

dort eingerichtet, um das Angebot 
auszubauen und jenes in Erding zu 
ergänzen. Mit diesen Erweiterun-
gen ist die Klinik Dorfen für die Zu-
kunft gerüstet.

Zudem sind im Lauf der Jahre 
verschiedene Maßnahmen durch-
geführt worden, um die Klinik Dor-
fen zu erhalten. Eine der wegwei-
sendsten war die Sanierung der 
Klinik im Jahr 2003, die mit dem 
Anbau des Ärztehauses in priva-
ter Trägerschaft in unmittelbarer 
Nachbarschaft zur Klinik einher-
ging. 2006 wurde auf Betreiben 
des Landrats der Notarztstandort 
an der Klinik Dorfen eingerichtet. 
Und die Maßnahmen hatten Er-
folg: Die Klinik Dorfen ist stabil auf 
hohem Niveau; seit Jahren werden 
dort etwa 2.000 Patienten jährlich 
behandelt. 1969 wurde die Kli-
nik vom Landkreis übernommen – 
1995 erfolgte schließlich die offizi-
elle Zusammenlegung mit dem Kli-
nikum Erding.

Neues Bildungszentrum 
für Gesundheitsberufe

Eine moderne, innovative Lern 
umgebung nach den neuesten 
technischen Rahmenbedingungen 
bietet laut Bayerstorfer das neue 
Bildungszentrum für Gesundheits-
berufe, das im Rahmen einer fest-
lichen Veranstaltung an die Nutzer 
übergeben wurde. Hierbei habe 
der Landkreis einen geringen Er-
haltungsaufwand, da der Betrieb 
(u.a. Instandhaltung, Energiema-
nagement, technische Hausmeis-
terleistungen, Gebäudereinigung, 
Außenanlagenpflege) über 25 Jah-
re Nutzungsdauer zu vorher ver-
einbarten Preisen an die Goldbeck 
Public Partner GmbH übergeben 
worden ist.

Wie der Landrat weiter aus-
führte, wurde zum 1. April 2018 
die Stelle der Integrationslotsin 
am Landratsamt Erding geschaf-
fen. Ziel ist es, durch die Beschäf-
tigung eines hauptamtlichen Inte-
grationslotsen die ehrenamtliche 
Tätigkeit im Bereich der Asylbe-
werber, aber auch der anerkann-
ten Flüchtlinge weiter zu stärken 
und professionell in der Arbeit 
zu unterstützen und zu schulen. 
Weiterhin richtet sich das Ange-
bot der Integrationslotsin an al-

le Akteure im Landkreis, die mit 
Menschen mit Flucht- oder Migra-
tionshintergrund zusammenarbei-
ten (z. B. Firmen, Schulen, Kinder-
tagesstätten).

Für 2019 sind laut Bayerstorfer 
unter anderem eine Informations-
veranstaltung des NETZWERK Un-
ternehmen integrieren Flüchtlinge 
(Stärkung von Firmen, die bereit 
sind anerkannte Asylbewerber 
einzustellen, und um den Integ-
rationsprozess in die Firma zu er-
leichtern) und Projekte zur geziel-
ten Aufgabenverteilung ehren-
amtlicher Helfer (z.B. Sport und 
Musik, Sprachförderung, Job-Trai-
ning für anerkannte Asylbewer-
ber, Familienpatenschaft für Fami-
liennachzüge) ebenso geplant wie 
eine Informationsveranstaltung 
durch das „Netzwerk gegen Sala-
fismus“ und Unterstützungsmaß-
nahmen im Projektmanagement 
sowie im Bereich Gesundheit und 
Hygiene durch die Sozialarbeit in 
den Schulen. Außerdem wird es 
auch 2019 ein Supervisionsange-
bot geben.

Mehr Familienangebote in 
den ländlichen Raum bringen

Da der Landkreis Erding seine El-
tern in der Erziehung ihrer Kinder 
unterstützen will, sollen mehr An-
gebote für Familien in den ländli-
chen Raum gebracht werden. Au-
ßerdem sollen alle Angebote über-
sichtlicher und besser auffindbar 
werden, z.B. durch ein neues on-
line-Familienbildungs-Portal auf 
der Homepage des Landkreises. 

Seit März 2018 nimmt der Land-
kreis am Förderprogramm zur 
strukturellen Weiterentwicklung 
kommunaler Familienbildung und 
von Familienstützpunkten des 
Bayerischen Staatsministeriums 
für Familie, Arbeit und Soziales teil. 
Damit soll die Erziehungskompe-
tenz der Eltern gestärkt sowie ein 
flächendeckendes und koordinier-
tes Bildungs- und Unterstützungs-
angebot für Familien geschaffen 
werden, orientiert an den tatsäch-
lichen Bedarfen und den Wün-
schen der Eltern. 

Eigene kommunale  
Wohnberatung

Bayerstorfer zufolge wird der 
Landkreis Erding ab 1. April 2019 
eine eigene kommunale Wohnbe-
ratung anbieten. Bereits ab Jahres-
beginn werden die Anstrengungen 

zwischen angrenzenden Regio-
nen (bisherige Ausprägung Inter-
reg A), transnationale (bisher In-
terreg B) und interregionale Zu-
sammenarbeit (Interreg Europe) 
durch die EU gefördert werden 
– was keinesfalls selbstverständ-
lich gewesen sei. Darüber hinaus 
soll es weitere, neue Interreg-Be-
standteile geben. 

Eine deutliche Aufwertung er-
fahren im Verordnungsentwurf 
die Kleinprojekte. Sie sind erst-
mals, seitdem es Kleinprojek-
te gibt, textlich ausdrücklich im 
Entwurf der Verordnung veran-
kert. Seelbinder: „Dies begrüßen 
wir außerordentlich. Es zeigt, dass 
sich unsere Arbeit lohnt und von 
der EU anerkannt wird. Der För-
dersatz wird allerdings in der neu-
en Förderperiode voraussicht-
lich 70 Prozent (statt bisher 85 
Prozent) betragen, was dem ge-
schmälerten EU-Haushalt infolge 
des Brexit geschuldet ist.“ 

Mit Blick auf die wichtigsten Eu-
regio-Aktivitäten im vergange-
nen Berichtsjahr nannte Seelbin-
der den grenzüberschreitenden 

Rettungsdienst. Die Zusammen-
arbeit von Mitarbeitern des Ret-
tungsdienstes im bayerisch-tsche-
chischen Grenzraum müsse näm-
lich vor allem sprachlich erleich-
tert werden. „Dazu soll unsere 
neue zweisprachige Publikation 
beitragen, die wir Anfang Mai vor-
gestellt haben. ‚Praxiswörterbuch 
Rettungsdienst – Gemeinsam hel-
fen‘ heißt das deutsch-tschechi-
sche Heft, das im Rahmen der 
Sprachoffensive der Euregio he-
rausgegeben wird“, betonte die 
Präsidentin. 

Sprachbarrieren abbauen

Um einen Abbau der Sprach-
barriere zwischen Bayern und 
Tschechien bemüht sich die Eu-
regio Egrensis Arbeitsgemein-
schaft Bayern seit 2005 mit ih-
rer Sprachoffensive. Das Baye-
risch-Tschechische Gastschuljahr 
präge ihre Arbeit schon seit über 
20 Jahren. Mehr als 600 tschechi-
sche Gymnasiasten konnten im 
Lauf der Jahre ein Gastschuljahr 
an einem Gymnasium im bayeri-
schen Teil der Euregio verbringen. 

Für Generalkonsulin Kristina La-
rischová sind die derzeitigen bay-
erisch-tschechischen Beziehun-
gen robust, vertrauensvoll und 
nachhaltig. Bayern und Tschechi-
en seien wichtige Wirtschafts-
partner, so die Gastrednerin. Bis 
heute sei die Zusammenarbeit 
geprägt von Wertschätzung und 
Freundschaft. Wichtig sei dabei 
vor allem die praktische Koope-
ration auf kommunaler und regi-
onaler Ebene.� DK

in der Altenhilfeplanung, wie über-
haupt im Seniorenpolitischen Ge-
samtkonzept in Richtung Wohnbe-
ratung intensiviert. So ist eine enge 
Zusammenarbeit und Vernetzung 
mit den bestehenden Angeboten 
in den Landkreisgemeinden ge-
plant, ebenso wie der Aufbau neu-
er wertvoller Strukturen, die es 
den Landkreisbürgern ermöglichen 
sollen, länger im gewohnten Um-
feld wohnen zu bleiben. 

Eine Wohnberatung umfasst ne-
ben baulichen Hinweisen auch In-
formationen zu Leistungsansprü-
chen bis hin zu Tipps der unkom-
plizierten Umsetzung. Hier wird 
das Landratsamt im Bereich So-
ziales selbst beratend tätig, aber 
auch ein Ansprechpartner und Ko-
ordinator für das Ehrenamt sein.

Wie der Landrat abschließend 
unterstrich, kann der Landkreis Er-
ding für das Jahr 2019 eine Erhö-
hung der Umlagekraft um 12,5 % 
auf 193,3 Mio. Euro verzeichnen. 
Trotz der Steigerung der Umlage-
kraft ist eine Anhebung der Kreis- 
umlage notwendig. Derzeitiger 
Stand: 52,25 %. Die tatsächliche 
Belastung würde damit um 18 
Mio. Euro steigen. Der Bezirksum-
lagesatz bleibt unverändert bei 21 
%, was einer Steigerung um 4,5 
Mio. Euro entspricht.� DK

Eröffnung der „Jugendhilfe 
vor Ort“ in Puchheim

Eine effektive Jugendhilfe basiert auf einer intensiven Zusam-
menarbeit aller beteiligten Akteure und einem engen Kontakt zu 
den Menschen vor Ort. Um die Leistungen des Jugendamtes des 
Landkreises Fürstenfeldbruck zu optimieren, wird in einem drei-
jährigen wissenschaftlich begleiteten Modellprojekt sozialräumli-
ches Arbeiten erprobt und evaluiert. Hierfür hat die neue Außen-
stelle „Jugendhilfe vor Ort“ in der Stadt Puchheim eröffnet. 

Zur offiziellen Einweihung spra-
chen neben Landrat Thomas Kar-
masin der Bürgermeister der Stadt 
Puchheim, Norbert Seidl, sowie 
Prof. Dr. Andreas Kirchner von der 
Katholischen Stiftungshochschule 
München. Der Landrat zeigt sich 
optimistisch, dass das Projekt gu-
te Ergebnisse hervorbringt und so 
zu einer Neuausrichtung der Ju-
gendhilfe im gesamten Landkreis 
führt: „Auf diese Weise kann eine 
wirkliche ‚Hilfe zur Selbsthilfe‘ ge-
lingen, was sich positiv auf die Ef-
fizienz des Hilfesystems auswirkt. 
Das Jugendamt wird als vertrau-
ensvoller Partner wahrgenom-
men, der Menschen miteinander 
ins Gespräch bringt, lebenswelt-
liche Ressourcen aktiviert und 
nur im akuten Gefährdungsfall in 
das Zusammenleben von Familien 
eingreift.“

Die in der Boschstraße 1 tä-
tigen fünf sozialpädagogischen 
Mitarbeiterinnen und Mitar-
beiter des Jugendamtes wollen 
durch intensive Vernetzung mit 
Einrichtungen und Vereinen in 
Puchheim eine vertrauensvolle 
Zusammenarbeit erreichen. Zu-
dem soll die Hemmschwelle bei 

der Kontaktaufnahme mit dem 
Jugendamt sinken, was sich po-
sitiv auf die Akzeptanz von Hil-
femaßnahmen auswirken dürf-
te. Junge Menschen oder Fami-
lien sollen künftig in einem „Fa-
milienrat“ mit möglichst vielen 
Freunden, Verwandten und Be-
kannten über die Problematik 
beraten und so weit wie mög-
lich aus eigener Kraft zu einer 
guten Lösung kommen. Das Ju-
gendamt steht bei der Installie-
rung von Maßnahmen eher be-
gleitend und unterstützend zur 
Seite, um möglichst passgenaue 
Hilfen einzuleiten. 

Soziale Problemlagen 
in der „Planie“

Die Wahl des Standortes für 
das Modellprojekt ist deshalb 
auf Puchheim gefallen, da sich 
dort vor allem in der sogenann-
ten Planie die sozialen Problem-
lagen zuspitzen, was auch die 
Kosten für die Jugendhilfe deut-
lich in die Höhe treibt. Prozes-
sen sozialer Abschottung, wie 
sie in der Planie zunehmend zu 
beobachten sind, kann durch ei-
ne sozialräumliche Ausrichtung 
der Arbeit effizient entgegen-
gewirkt werden. Das Jugendamt 
will erreichen, dass ein mög-
lichst großer Teil der sozialpä- 
dagogischen Tätigkeiten direkt 
in den Sozialräumen der betrof-
fenen Familien und jungen Men-
schen stattfindet. Gelingt die-
ser Prozess in Puchheim, wird er 
bald auch auf andere Gebiete im 
Landkreis angewandt.

Zur Evaluation des Projektes 
erhebt die Katholische Stiftungs-
hochschule München Daten, die 
sich auf die Effekte seitens der 
Mitarbeitenden des Jugendamts, 
der Akteure in Puchheim sowie 
natürlich der Leistungsberech-
tigten, den Bürgerinnen und Bür-
gern, beziehen. Schlussendlich 
soll die Frage beantwortet wer-
den können, ob die „Jugendhilfe 
vor Ort“ spürbare Veränderun-
gen mit sich bringt und sich eine 
Ausweitung auf andere Gebiete 
rentiert. 

Weitere Kooperationspartner 
des Landkreises für das Projekt 
sind die Stadt Puchheim, die die 
Räumlichkeiten zur Verfügung 
stellt sowie die GJFH, die Gesell-
schaft für Jugend- und Familien-
hilfe e.V., die die Koordinatorin-
nen und Koordinatoren für die 
Familienräte ausbildet, bereit-
hält und einsetzt.� r
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„Ich bin stolz auf die ganze 
Mannschaft. Toll gemacht! 
Wenn es um die Wurst geht, 
stehen die Bayern halt im-
mer noch solidarisch zusam-
men.“ Mein Chef, der Bürger-
meister, begrüßte die Feuer-
wehrleute zurück bei uns in 
der Stadt, die ausgerückt wa-
ren, um Hilfe bei der Bewäl-
tigung der Schneemassen in 
besonders betroffenen Ge-
genden zu leisten. 

Und Recht hat er. Es gibt immer mal wie-
der Situationen, da reichen die eigenen Kräf-
te nicht aus und man ist darauf angewiesen, 
dass sich weitere helfende Hände finden, die 
anpacken und einen mit aus dem Schlamassel 
ziehen. Das ist bei Überschwemmungskatas- 
trophen der Fall oder – wie dieses Jahr – wenn 
in zu kurzer Zeit zu viel Schnee auf einmal fällt.

Wir in der Stadt liegen recht tief, so dass wir, 
wenn es mal schneit, eher das Gefühl eines 
Weihnachtsstillebens aus verzuckerten Häu-
sern und weißbedeckten Wiesen haben – al-
lerdings nur kurz, denn in der Regel wird aus 
der weißen Pracht grauer Matsch, ehe man 
den Anblick so richtig genießen kann.

Anders in den Alpen und den Mittelgebir-
gen in diesem Jahr. Da türmte sich zeitwei-
lig der Schnee mannshoch, machte Straßen 
unpassierbar, knickte Bäume wie Streichhöl-
zer und lag schwer, oftmals gefährlich schwer 
auf den Dächern von Häusern und Hallen. Da 
war dann jede helfende Hand und jede ver-
fügbare Schneeschaufel gefragt. Nachdem die  
weiße Plage so übermäßig und so langwierig 
auf die Erde kam, waren natürlich irgendwann 
die örtlichen Helfer erschöpft. Auch Polizei 
und Bundeswehr brauchten mal eine Pause. 
Also zogen unsere Feuerwehrler und die Kol-
leginnen und Kollegen vom THW mit Kame-
raden aus dem ganzen Freistaat in die beson-
ders schwer getroffenen Gebiete und halfen, 
wo Hilfe gebraucht wurde.

Wie schon beim letzten Hochwasser, kann 
man auch bei dem Schneedesaster nur sagen: 
Alles war – unter den gegebenen Umständen 
– perfekt organisiert und wo improvisiert wer-
den musste, spürte man die Professionalität 
aller Beteiligten. Das gilt für die Koordination 

der Einsätze ebenso wie für 
die Versorgung der Bürger 
in bedrohten Orten oder die 
klaren Ansagen, wo Unter-
richt ausfällt oder wo Stra-
ßen gesperrt wurden.

Das alles war ganz kon-
krete Arbeit für die Bürger. 
Jetzt, nachdem das Gröbste 
fürs Erste überwunden ist, 
kommt natürlich die große 
Stunde der Theoretisierer 
und Ursachenforscher. 

Ungeachtet der Tatsache, dass es im Winter 
in Bayern in höheren Lagen immer mal wieder 
zu Schneefällen kommt, die auch mal ergiebig 
ausfallen und den Leuten echt den letzten Nerv 
rauben können, muss es dieses Jahr zwingend 
auf den menschengemachten Klimawandel 
zurückzuführen sein. Um die Beweisketten zu 
verstehen, die ausgebreitet werden, muss man 
wohl zumindest den Bachelor in Physik haben, 
ich jedenfalls hab nix verstanden. Aber ein Ex- 
tremwetterereignis ohne Hinweis auf die Erd- 
erwärmung – nahezu undenkbar.

Dabei leugnet ja außer dem amerikanischen 
und neuerdings brasilianischen Präsidenten 
niemand, dass der Mensch eine der Ursachen 
für die Erwärmung des Weltklimas ist. Ob das 
nur negative Auswirkungen hat oder ob Tem-
peraturen, die an das mittelalterliche Klimaop-
timum heranreichen, nicht auch etwas Gutes 
haben, wird sich weisen. Dennoch ist es si-
cherlich sinnvoll, durch Maßnahmen wie den 
Kohleausstieg den CO2-Ausstoß zu verringern. 
Aber warum immer gleich so hysterisch und 
alarmistisch reagieren?

Mein Chef, der Bürgermeister, ärgert sich 
dabei besonders über die Aktivisten, die jetzt 
Schüler dazu anstacheln die Schule zu schwän-
zen, um gegen den Klimawandel zu protestie-
ren. Schließlich werden wir zur Bewältigung 
der Folgen der Erderwärmung Naturwissen-
schaftler und Ingenieure brauchen und kei-
ne fanatisierten Protestler. Also wäre eine  
Extrastunde Mathe oder Physik sinnvoller als 
das Malen von Parolen auf Pappschilder. 

Im Übrigen empfiehlt er einigen die Ge-
lassenheit des amerikanischen Journalisten 
Frank McKinny Hubbard: „Schimpfen Sie nicht 
auf das Wetter; neun Zehntel aller Menschen 
könnten kein Gespräch anfangen, wenn es 
sich nicht gelegentlich ändern würde“.

GZ GESTERN
hat mein Chef gesagt ...

Lieber eine Extrastunde 
Physik oder Mathe statt nur 
einfach Schule schwänzen

WinterTour von Wilhelm Mayer Nutzfahrzeuge und Knoblauch:

Fachveranstaltung  
für Kommunaltechnik

Vom Kleinfahrzeug über E-Mobilität, Kehrtechnik und Arbeits-
geräte bis hin zum 300 PS starken Unimog: Erleben Sie das um-
fassende Leistungsspektrum namhafter Fahrzeug- und Geräte-
hersteller in einer aktiven, anwendungsorientierten Präsentati-
on mit Experten vor Ort. Zusätzlich erwarten Sie Fachvorträge 
zu den Themen Kehrtechnik, e-Mobilität und Telematik. 
12.02.2019, ab 9 Uhr, 
Segelflugplatz, Sandberg 1, 73441 Bopfingen
14.02.2019, ab 9 Uhr, 
Gebetsstätte, Kirchstr. 18, 88145 Wigratzbad
19.02.2019, ab 9 Uhr, 
Parkplatz an der Schluchseehalle, 79859 Schluchsee
21.02.2019, ab 9 Uhr, 
Fautenhau Alm, Fautenhau 1, 71546 Aspach
Weitere Informationen:
per eMail an nutzfahrzeuge@wilhelm-mayer.com 
www.wilhelm-mayer.com/index.php/221-wintertour2019  � r

Schülerinnen und Schüler des Staffelsee-Gymnasiums Murnau und des Bundesrealgymnasiums 
Reutte/Tirol mit Landrat Anton Speer (8. v.l.); Landkreis-Koordinator Dr. Nikolaus Faulstroh (4. v.r.); 
Euregio-Geschäftsführerin Erna Andergassen (1. v.r.); Jürgen Janku, Geschäftsführer der Firma Seit-
werk GmbH (2. v.r.); Magdalene Wünsch, Lehrerin am Staffelsee-Gymnasium (3. v.r.); Heidi Korte, 
Lehrerin am Staffelsee-Gymnasium (5. v.r.); Josef Holzmann, Schuldirektor des Staffelsee-Gymnasi-
ums (6. v.r.); Manuel Sarapatka, Lehrer am Bundesrealgymnasium Reutte (4. v.l.) (alle stehend). �r

Auf den Spuren der Wittelsbacher
In einem grenzüberschreitenden Projekt haben Schülerinnen und Schüler  

aus Murnau und Reutte/Tirol ein Wander- und Erlebnismedium entwickelt
Wer wollte nicht schon einmal auf Königswegen wandern? Ganz 
einfach möglich ist das jetzt mit einem Kartenquartett mit QR-
Codes, die auf die Internetseite www.königswege.bayern führen. 
Entwickelt wurde dieses medienübergreifende Wander- Erlebnis-
medium im Rahmen eines grenzüberschreitenden Schülerpro-
jekts. Anstoß dazu gab die Bayerische Landesausstellung 2018 
„Wald, Gebirg und Königstraum – Mythos Bayern“.

Bereits im September 2017 
begannen Oberstufenschülerin- 
nen und -schüler des Staffel-
see-Gymnasiums in Murnau und 
des Bundesrealgymnasiums 
Reutte/Tirol unter dem Titel 
„Königswege und Bergresiden-
zen im Voralpenland von Bay-
ern und Tirol“ mit ihrer Projekt- 
arbeit. Die Murnauer Schüle-

Projekt ist im Rahmen der Baye- 
rischen Landesausstellung et-
was Nachhaltiges für die Gäste 
und Einheimischen geschaffen 
worden. Mit Hilfe des Karten-
quartetts und der Internetseite 
können nun die Königswege in 
unserer Grenzregion komforta-
bel und vor allem informativ er-
kundet werden“. 

informationen der Grenzregion 
erhältlich sein. Dann heißt es: 
Karte und Smartphone einste-
cken, QR-Code einscannen und 
schon erscheint die gewünsch-
te Wanderkarte auf dem Dis-
play. In der aufgerufenen Karte 
kann dann navigiert werden und 
es können zusätzlich interessan-
te Informationen beispielswei-
se zu Schlössern, Denkmälern 
oder besonderen Orten abgeru-
fen werden. Die entsprechende 
Internetseite www.königswege.
bayern ist schon jetzt aufrufbar.  

Förderung aus dem Fonds für 
Regionale Entwicklung

Gefördert wurde das Projekt 
von der Europäischen Union aus 
Mitteln des Fonds für Regiona-
le Entwicklung „Interreg Öster-
reich-Bayern 2014-2020“. Lead-
partner des Projekts war der 
Landkreis Garmisch-Partenkir-
chen mit Unterstützung des ka-
tholischen Kreisbildungswerks 
Garmisch-Partenkirchen und der 
Geschäftsstelle der Euregio Zug-
spitze-Wetterstein-Karwendel.

Als externer Partner unter-
stütze die Firma Seitwerk Gm-
bH mit Technik und Design, ins-
besondere bei der Erstellung 
der responsiven Internetseite. 
Sachkundige Historiker teilten 
ihr Wissen mit den Schülerinnen 
und Schülern. Unterstützt wur-
de die Arbeit zudem vom Mu-
seum der Bayerischen Könige, 
vom Geheimen Hausarchiv und 
vom Haus Wittelsbach selbst. �r

Bayern erleben –  
Das Wittelsbacher Land

Erstausstrahlung im BR-Fernsehen am 4. Februar 2019, 21 Uhr
W wie Windsors. W wie Wittelsbacher. Bayern statt England. 
Und weniger Drama (obwohl, es gab ja einst Sissi). Wittelsba-
cher Land – Heimat der bayerischen Könige. Weites Land zwi-
schen Augsburg und München, teils flach, teils hügelig. Bio-
bauernhöfe, schöne Kirchen, zwei stolze Städte. Aichach mit 
seiner repräsentativen Altstadt und gewachsenem Kulturland 
rundherum. Friedberg mit Kunst und Uhrentradition – und 
dem Blick von der Anhöhe in Richtung Augsburg. Unbedingt 
sehenswert“ � r

rinnen und Schüler haben die 
Arbeit im Rahmen eines Pro-
jekt-Seminars und eines Wahl-
kurses durchgeführt und die 
Tiroler Schülerinnen und Schü-
ler im Wahlpflichtkurs Ge-
schichte. In gemischten tiro-
lerisch-bayerischen Teams er-
forschten die Schülerinnen und 
Schüler das grenzübergreifende 
Wirken der Wittelsbacher im 19. 
Jahrhundert. Neben gemeinsa-
men Besichtigungen, Wande-
rungen und Treffen waren sie 
sowie die beteiligten Lehrkräf-
te über eine Cloud miteinander 
vernetzt, um Ideen und Materi-
alien auszutauschen. 

Wander- und  
Erlebnismedium

Im Rahmen einer Präsentation 
im Landratsamt Garmisch-Par-
tenkirchen wurde das fertig aus-
gearbeitete Wander- und Erleb-
nismedium nun vorgestellt. The-
matisch dreht sich dabei alles 
um die bayerischen Hoheiten 
König Max II., Königin Marie und 
Märchenkönig Ludwig II. sowie 
um die Jagdhütten, Reitwege, 
Königsstraßen und Wanderrou- 
ten der bayerischen Herrscher.

Die Schülerinnen und Schü-
ler berichteten von ihren zahl-
reichen Exkursionen, z.B. nach 
Schloss Linderhof und ins Tiro-
ler Lechtal, oder von den Droh-
nenvideos am Schachen, die für 
die Internetseite erstellt wur-
den. Landrat Anton Speer dank-
te in seiner Begrüßung allen am 
Projekt Beteiligten sehr herzlich 
und hob hervor: „Mit diesem 

Auch der Schulleiter des Staf-
felsee-Gymnasiums, Josef Holz-
mann, zeigte sich von der Ar-
beit der Schülerinnen und Schü-
ler beeindruckt. „Besser geht’s 
nicht“, so Holzmann. 

In der nächsten Zeit soll das 
Kartenquartett in den Tourismus- 

Psychiatrischer Krisendienst  
Niederbayern etabliert sich

Landshut. Vertreter des Paritätischen Wohlfahrtsverbandes wa-
ren zu Gast in der Hauptverwaltung des Bezirks Niederbayern 
in Landshut. Bezirkstagspräsident Dr. Olaf Heinrich und Exper-
ten der Sozialverwaltung diskutierten aktuelle Themen mit Peter 
Weiß, Vorsitzender des Bezirksverbandes Niederbayern/Ober-
pfalz des Paritätischen in Regensburg, Bezirksgeschäftsführerin 
Andrea Ziegler sowie Robert Hanke, Leiter der Regionalstelle der 
Bayerischen Gesellschaft für psychische Gesundheit in Passau.

Dazu gehörte vor allem der 
psychiatrische Krisendienst Nie-
derbayern, der unter Feder-
führung des Bezirks eingerich-
tet werden soll. Der Bayerische 
Bezirketag ist gerade dabei, 
landesweit einheitliche (Qua-
litäts-) Standards für die Aus-
gestaltung solcher ambulan-
ten Krisendienste zu formulie-
ren. Das wichtigste Ziel ist es, 
Menschen in akuten psychi-
schen Notlagen zu unterstüt-
zen. Ein Krisendienst Psychiatrie 
steht unter fachärztlich-psych-
iatrischer Leitung. Die Leitstel-
le für Niederbayern soll nach ei-
nem Beschluss des Bezirksaus-
schusses vom September 2018 
am Bezirkskrankenhaus Lands-
hut beheimatet sein. Dort wer-
den derzeit die räumlichen Vo-
raussetzungen geschaffen. Die 

sogenannten aufsuchenden Kri-
sendienst-Teams sollen mit den 
Trägern der Sozialpsychiatri-
schen Dienste und den Anbie-
tern sozialpsychiatrischer Hilfen 
unter der Federführung der So-
zialverwaltung des Bezirks auf-
gebaut werden. „Qualität geht 
hier vor Schnelligkeit“, beton-
te Bezirkstagspräsident  Dr. Olaf 
Heinrich. „Wir wollen zwar mög-
lichst rasch starten, doch das 
Angebot für Hilfesuchende soll 
von Anfang an gut funktionie-
ren.“

Bei einer Informationsveran-
staltung noch im ersten Quartal 
wolle man alle ansprechen, die 
in Sozialpsychiatrischen Diens-
ten tätig sind – alle, die Interesse 
haben, sich in Krisensituationen 
zu engagieren. Danach sollen 
Arbeitsgruppen gebildet wer-

den, um das Angebot  konkret zu 
strukturieren und aufzusetzen, 
erläuterte Claudia Holzner, Psy-
chiatriekoordinatorin beim Be-
zirk Niederbayern. Die Vertre-
ter des Paritätischen Niederbay-
ern/Oberpfalz begrüßten aus-
drücklich, „dass am Aufbau des 
Krisendienstes Niederbayern – 
insbesondere der aufsuchenden 
Hilfen – alle interessierten Trä-
ger der Sozialpsychiatrie mit be-
teiligt werden“, so Weiß.

Bundesteilhabegesetz  
pragmatisch umsetzen

Weitere Themen waren die 
Sozialplanung in Niederbayern, 
Richtlinien für Tagesstätten für 
psychisch kranke Menschen  
sowie die Umsetzung des  
Bundesteilhabegesetzes (BTHG). 
Mit dem BTHG soll die Lebens-
situation von Menschen mit Be-
hinderungen verbessert und ein 
weiterer Meilenstein auf dem 
Weg hin zu einer inklusiven Ge-
sellschaft   gesetzt werden. Die 
rechtliche Rahmenstruktur wird 
laut Johannes Fauth, Leiter des 
Referates Entgeltwesen und So-
zialplanung in der Sozialverwal-
tung, derzeit auf Landesebene 
auf den Weg gebracht. Man kam 
überein, dass konkrete Praxis-
beispiele zur Umsetzung heran-
gezogen werden sollen, um die-
se so einfach und pragmatisch 
wie möglich zu machen. Der Be-
zirk plant zu dem Thema eigene 
Informationsveranstaltungen.

Der Paritätische in Bayern ist 
einer der sechs Spitzenverbän-
de der Freien Wohlfahrtspfle-
ge mit Mitgliedsorganisationen 
in allen Bereichen der Sozia-
len Arbeit. In Niederbayern hat 

der Paritätische 22 Mitglieds- 
organisationen von der Ar-
beitsgemeinschaft Riedlhütte 
im Landkreis Freyung-Grafenau 

über das Landshuter Netzwerk 
bis hin zum Deutschen Kinder-
schutzbund Kreisverband Strau-
bing-Bogen. � – ch –

v. l.: Robert Hanke, Andrea Ziegler und Peter Weiß (Paritätischer 
Wohlfahrtsverband), Bezirkstagspräsident Dr. Olaf Heinrich,  
Johannes Fauth und Claudia Holzner (Sozialverwaltung Bezirk 
Niederbayern)	 Bild: Bezirk Niederbayern/Bäter
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Vorschau auf GZ 4
In unserer Ausgabe Nr. 4, die am 14. Februar 2019 
erscheint, behandeln wir folgende Fachthemen: 
•	 IT · eGovernment · Breitband · Mobilfunk
•	 Umwelttechnologien und Ressourcenschutz
•	 Dienstleistungen für die Kommunalverwaltung 

Facility Management
•	 Schulungen für Kommunalpolitiker  

und kommunale Angestellte

Beilagenhinweis
Dieser Ausgabe liegt eine Beilage des Verlags C. H. Beck bei. 
Wir bitten um freundliche Beachtung. 	 r
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Fahnenmasten / Fahnen

 Gewerbebau

Kommunalfahrzeuge

 Kommunalfi nanzierung

Für jeden der richtige Unimog.
Bei Ihren Profis in der Region.

Henne Nutzfahrzeuge GmbH 
85551 Heimstetten, www.henne-unimog.de

Carl Beutlhauser Kommunal- und Fördertechnik GmbH & Co. KG 
93095 Hagelstadt, www.beutlhauser.de

Wilhelm Mayer GmbH & Co. KG Nutzfahrzeuge 
89231 Neu-Ulm, www.wilhelm-mayer.com

Carl Beutlhauser Kommunaltechnik GmbH & Co. KG 
95326 Kulmbach, www.beutlhauser.de

Ing. Kurt Herold GmbH & Co. KG 
97076 Würzburg, www.kurt-herold.de

KLMV GmbH 
95145 Oberkotzau, www.klmv.de
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Ihre Kommunalkredit- und Förderbank

www.bayernlabo.de

Kindergärten . Turnhallen . Mehrzweckhallen
Maschinenhallen . Wertstoffhöfe . Technikräume

Fertigteile in Holz und Beton aus eigener Herstellung

Laumer Bautechnik GmbH
Bahnhofstr. 8 
84323 Massing
Tel.: 087 24 / 88-0 Fax: 88-500

www.laumer.de . info@laumer.de

www.fahnen-koch.de   info@fahnen-koch.de

F a h n e n  K o c h
Thüringer Fahnenfabrik GmbH
Q u e r s t r a s s e  8
9 6 4 5 0  C o b u r g
Tel.: 09561-5527-0 
Fax: 09561-552723 www.fahnen-koch.de   info@fahnen-koch.de

F a h n e n  K o c h
Thüringer Fahnenfabrik GmbH
Q u e r s t r a s s e  8
9 6 4 5 0  C o b u r g
Tel.: 09561-5527-0 
Fax: 09561-552723

Absperrpfosten Fahnenmasten
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Diskuti eren Sie kommunale 
Themen direkt mit Personen, 
die ähnliche Herausforderungen
meistern. 
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  Kommunale Neuigkeiten
Legen Sie für die Rufnummer +49 1579 2451592
einen Kontakt an und senden Sie die Nachricht 

„Start“ per WhatsApp an diese Nummer.

V. l.: Bezirksrätin Dr. Ute Salzner, Bundestagsabgeordneter Stefan Müller, Bezirksrätin Alexandra Wun-
derlich, Landtagspräsidentin Ilse Aigner, Staatminister Joachim Herrmann, Gerswid Herrmann, Land-
tagsabgeordneter Walter Nussel, Europakandidat Konrad Körner und Landrat Alexander Tritthart.� r

Ilse Aigner plädiert für 
„Politik inmitten der Gesellschaft“
„Politik muss inmitten der Gesellschaft stattfinden“, so die 
neue Landtagspräsidentin Ilse Aigner beim Neujahrs- und Eh-
renamtsempfang der CSU-Kreisverbände Erlangen und Erlan-
gen-Höchstadt. Menschen, die sich in Gesellschaft und Politik 
auch ehrenamtlich engagieren, seien die Grundlage für gutes Zu-
sammenleben und Miteinander. Auch im Staatenverbund brau-
che es wieder mehr konstruktive Kooperation und deshalb dür-
fe die Entwicklung in Europa niemanden kalt lassen, wenn am 26. 
Mai die Wählerinnen und Wähler die Zusammensetzung des Eu-
ropäischen Parlaments neu bestimmen.

Weltweite Veränderungen und 
undemokratische Entwicklungen 
verursachten neue Herausforde-
rungen für die innere und äußere 
Sicherheit, aber auch für die Wirt-
schaft mit Auswirkungen auf Ar-
beitsplätze und soziale Leistun-
gen. „Wir müssen nach mehr als 
70 Jahren Frieden in Europa auf 
gemeinsamen Werten weiter auf-
bauen“. Ilse Aigner schlug einen 
Bogen von der Sozialen Markt-
wirtschaft über die Rechtsstaat-
lichkeit bis hin zur freiheitlichen 
Grundordnung.

Europawahl ist 
„Richtungsentscheidung“

Europa sei für freie Märkte, ei-
ne stabile Währung, sichere Au-
ßengrenzen und hohe Standards 
von existenzieller Bedeutung. 
„Deshalb geht es im Mai um eine 
europäische Richtungsentschei-
dung“, sagte die Landtagspräsi-
dentin, wo „der mehr werden-
den Zustimmung zu Radikalen 
von rechts und links Einhalt ge-
boten“ werden sollte. Aigner sah 
wie auch alle anderen Redner mit 
der Bewerbung von Manfred We-
ber als gemeinsamer Spitzenkan-
didat von CDU und CSU eine „po-
tentielle Chance“, erstmals den 
Kommissionspräsidenten stellen 
zu können. 

Die oberbayerische CSU-Be-
zirksvorsitzende plädierte für 
insgesamt wieder mehr Subsi-

diarität beim Zusammenwirken 
der politischen Ebenen. Ilse Aig-
ner: „Das beginnt bei den Kom-
munen, die vor Ort vieles besser 
regeln können als wenn es von 
oben vorgegeben wird, und geht 
bis Europa, welches sich wieder 
mehr auf die Kernaufgaben kon-
zentrieren sollte“.

Der Erlanger Stimmkreisabge-
ordnete im Bayerischen Landtag, 
Staatsminister Joachim Herrmann, 
hielt ein flammendes Plädoyer für 
Europa: „In den letzten Jahren hat 
kein anderes Land so viel von Eu-
ropa profitiert, wie Deutschland“, 
meinte der Bezirksvorsitzende der 
CSU-Mittelfranken.

Verbunden mit dem Dank für 
vielfältiges ehrenamtliches En-
gagement appellierte er für wie-
der mehr Zusammenhalt in der 
Gesellschaft. Es gehe um die Zu-
kunft jedes Einzelnen und um den 
Erhalt des wirtschaftlichen und so-
zialen Wohlergehens. „Unsere Er-
rungenschaften sind keine Selbst-
verständlichkeit“ und ebenso we-
nig selbstverständlich und gleich-
zeitig großartig sei ein Text aus 
der dritten Strophe des Deutsch-
landliedes, welchen er zum Motto 
für die Arbeit in 2019 ausrief: „Ei-
nigkeit und Recht und Freiheit sind 
des Glückes Unterpfand“.

Nach Ansicht von Joachim Herr-
mann gehöre zur lebendigen De-
mokratie, dass möglichst viele sich 
irgendwo und irgendwie einbrin-
gen. Gerade die Kommunalwah-

len böten eine ausgezeichnete Ge-
legenheit zum Engagement auch 
durch aktives kandidieren.

Durch das Programm, vom Mu-
sikverein Eltersdorf unter Leitung 
von Gerd Brehm mit schmissi-
ger Musik schwungvoll begleitet, 
führte die Erlanger Kreisvorsit-
zende Alexandra Wunderlich, die 
seit Herbst letzten Jahres neu dem 
mittelfränkischen Bezirkstag an-
gehört. Sie baute eine inhaltliche 
Brücke zwischen den Ereignissen 
und Wahlen des vergangenen Jah-
res bis hin zu Europa. 

Erfolge in den  
Vordergrund stellen

Wunderlich stimmte dem Uni- 
ons-Spitzenkandidaten Manfred 
Weber auch darin zu, dass „Eu-
ropa den Menschen zurückgege-
ben“ werden müsse. Es sollten 
nicht immer nur die Probleme im 
Mittelpunkt der Diskussion ste-
hen, sondern mehr „die großarti-
gen Erfolge wie die Sicherung von 
Freiheit und Frieden und ein freier 
Binnenmarkt“.

In diesem Zusammenhang be-
grüßte sie den regionalen Euro-
pakandidaten der CSU und Be-
zirksvorsitzenden der Jungen 
Union, Konrad Körner. Gekom-
men waren auch zahlreiche Re-
präsentanten des Öffentlichen 
Lebens, wobei in allen Reden 
und mit Verweis auf die aktuel-
le Schneekatastrophe in den Al-
pen der Dank an die haupt- und 
ehrenamtlichen Sicherheitskräf-
te zum Ausdruck kam.

Mehr als 500 Gäste aus Erlan-
gen und ganz Mittelfranken wa-
ren wieder zum Neujahrsempfang 
der CSU in die Lades-Halle gekom-
men, auch um viele Einzelgesprä-
che mit den CSU-Mandatsträ-
gern führen zu können, darunter 
zum Beispiel Landtagsabgeordne-
ter Walter Nussel, Bezirksrätin Dr. 
Ute Salzner und Landrat Alexan-
der Tritthart. 

Stefan Müller, CSU-Kreisvorsit-
zender von Erlangen-Höchstadt 
und Parlamentarischer Ge-
schäftsführer der CSU-Bundes-
tagsfraktion, sah in dem  erneut 
großen Zuspruch einen Beleg da-
für, dass die CSU mit der begon-
nenen personellen, inhaltlichen 
und strukturellen Erneuerung 

auf dem richtigen Weg sei. „Als 
frische und vitale Volkspartei 
kämpfen wir bei den Europawah-
len in 2019 und Kommunalwah-
len in 2020 auch um den gesell-
schaftlichen Zusammenhalt vor 
Ort und überregional“.� pmw

Zukunftsstiftung Ehrenamt Bayern:

Starthilfe für Ehrenamtsprojekte 
in Oberbayern

Unsere Demokratie lebt davon, dass sich Menschen für Andere 
einbringen und sich freiwillig engagieren. Ihr Einsatz für die Ge-
sellschaft ist unverzichtbar und verdient besondere Anerken-
nung. Deshalb unterstützt die Zukunftsstiftung Ehrenamt Bayern 
neue Ideen und Strukturen für ein gelingendes Ehrenamt. 

Sozialministerin und Vorstands-
vorsitzende Kerstin Schreyer freut 
sich, dass die Stiftung nun Projek-
te aus Bayern finanziell fördert: 
„Erstmalig erhalten 20 herausra-
gende Beispiele für Bürgerschaft-
liches Engagement eine Starthilfe. 
Dafür nimmt die Zukunftsstiftung 
Ehrenamt Bayern 100.000 Euro 
in die Hand. Diese Projekte zei-
gen auf vielfältige Weise, wie der 
Zusammenhalt in unserer Gesell-
schaft gestärkt wird.“

Die Zukunftsstiftung Ehren-
amt Bayern unterstützt neun in-
novative Projekte in Oberbayern. 
Beispielsweise bringt das Pro-
jekt „Uni in Aktion“ der Freiwilli-
gen-Agentur Tatendrang in Mün-
chen das Thema Ehrenamt an die 
Münchner Universitäten. Studie-
rende erhalten vielfältige Anre-

gungen und Informationen, um 
sich sinnvoll gesellschaftlich en-
gagieren zu können. Im Rahmen 
eines Ehrenamts können sie the-
oretisch Erlerntes in der Praxis 
ausprobieren, neue Erfahrungen 
sammeln und sich zusätzlich qua-
lifizieren. Je früher sich Menschen 
freiwillig engagieren, desto wahr-
scheinlicher ist, dass sie dies auch 
in späteren Lebensphasen tun. 
Das Projekt will das Engagement 
von Studierenden fördern und 
studentische Initiativen mitein-
ander vernetzen. Kontakt: Renate 
Volk www.tatendrang.de 

Das Projekt „Haydns Schöpfung 
– Klassik meets SOS-Kinderdorf“ 
des Münchner Oratorienchors 
bringt am 18.5.2019 im Herkules-
saal die „Schöpfung“ von Joseph 
Haydn zu Gehör. Dem traditions-

reichsten Konzertchor Münchens 
ist es ein besonderes Anliegen, 
das gemeinsame musikalische Er-
be auch Kindern mit schwierigen 
Startvoraussetzungen nahezu-
bringen. Es ist geplant, das Werk 
im Vorfeld zum Konzert im Rah-
men eines musikalisch-künstleri-
schen Workshops mit Kindern von 
SOS-Kinderdorf München didak-
tisch ansprechend zu erarbeiten. 
Kontakt: Dr. Kathrin Bilgeri, www.
muenchneroratorienchor.de 

Der ambulante Hospiz- und Pal-
liativdienst DaSein e.V. begleitet 
Schwerstkranke und deren Ange-
hörige mit und ohne Migrations-
hintergrund in der Endphase des 
Lebens. Eine kultursensible Beglei-
tung verschafft dabei Sicherheit, 
Wohlbefinden sowie Vertrautheit. 
Um dieser Aufgabe gerecht zu wer-
den, will DaSein die ehrenamtli-
che Begleitung weiter ausbauen 
und daher Menschen mit Migra-
tionshintergrund für das Ehren-
amt in der Hospizarbeit gewin-
nen sowie ausbilden.� r
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Beck-KOMMUNALPRAXIS PLUS NomosOnline Kommunaljurist | Neu

Kommentare und Handbücher 
 Bönker/Bischopink (Hrsg.), Baunutzungsverordnung 

 Schrödter (Hrsg.), Baugesetzbuch | Highlight 

Mann/Sennekamp/Uechtritz (Hrsg.), Verwaltungsverfahrensgesetz

 Sodan/Ziekow (Hrsg.), Verwaltungsgerichtsordnung

 Burger (Hrsg.), TVöD | TV-L

 Fehling/Kastner/Störmer (Hrsg.), Verwaltungsrecht

 Eiding/Hofmann-Hoeppel (Hrsg.), Verwaltungsrecht 

 Pünder/Schellenberg (Hrsg.), Vergaberecht 

 Hofmann (Hrsg.), Ausländerrecht 

 Hömig/Wolff (Hrsg.), Grundgesetz für die Bundesrepublik 
Deutschland 

 Sydow (Hrsg.), Europäische Datenschutzgrundverordnung 

 Blum/Gassner/Seith (Hrsg.), Ordnungswidrigkeitengesetz

 Haus/Krumm/Quarch (Hrsg.), Gesamtes Verkehrsrecht | Highlight 

 Ehmann/Karmanski/Kuhn-Zuber (Hrsg.), Sozialrechtsberatung

 Schäfer u.a. (Hrsg.), Rechtsgestaltung in der kommunalen Praxis 

 Gern/Brünung (Hrsg.), Deutsches Kommunalrecht 

 KommJur – Kommunaljurist, ab Mitte 2005

Gesetze und zitierte Entscheidungen aus BeckRS

Monatspreis 79,–*
Vorzugspreis für Bezieher Beck-KOMMUNALPRAXIS, die  72,–*
ein zahlungspfl ichtiges Abonnement haben oder der 
Zeitschrift KommJur
* (Preise pro Monat, zzgl. MwSt., 6-Monats-Abo)

Die Vorteile Ihrer beck-online Datenbank

Effizient organisieren.
 Dokumente per Dokumentmanager in verschiedenen 

Formaten herunterladen und dauerhaft archivieren.  6

Immer aktuell und zitierfähig.
Die neuesten Gesetze, Urteile und Erlasse – tagesaktuell und 
redaktionell bearbeitet sowie alle aktuellen Fachaufsätze. Und 
alles zitierfähig wie aus dem gedruckten Buch. Inhalte für 
Zitate übernehmen – per copy and paste in die individuelle 
Textbearbeitung.

Intelligente Verknüpfungen.
Redaktionell erstellte Hinweise zu verwandten Themen, 
weiterführende Zeitschriftendokumente und aktuelle Ent-
wicklungen.  7

Neu | Suche in Dokument, Kommentierungen 
und Werken. 8

Hervorhebung der entsprechenden Treffer im Dokument, 
im Werk oder in eigenen Kommentierungen zu einer Norm 
(bei Kommentaren). 

Täglich nutzen.
 Umfassende Sammlung von Kommentaren und Hand-

büchern zu Ihrem Rechtsgebiet.

 Dazu umfangreiche Rechtsprechung im Volltext sowie alle 
wichtigen Gesetze.

 Übersichtlich aufbereitet, einfach zu bedienen.

Einfach suchen.
 Recherchieren nach Schlagwort, Paragrafen, Fundstellen, 

Aktenzeichen, …  1

 Treffer eingrenzen nach Rechtsgebieten, Publikationstypen, 
Normen, Gerichten, …

Komfortable Detailsuche.

Über die Detailsuche kann z.B. auf Rechtsgebiete, Publika-
tionstypen, Normen, Behörden oder Gerichte eingeschränkt 
werden.  2

Schnell finden.
 Einfach navigieren über Inhaltsverzeichnisse, Links, Verweise 

oder einfach per Blättern wie im Buch. 3

 Direkte Verlinkungen zu zitierter Rechtsprechung, einschlä-
gigen Vorschriften oder weiterführender Literatur.  4

 Schnelle Informationen zu weiterführenden Dokumenten 
und zu Fußnotentexten durch Mouseover-Dialog.  5

beck-online weist Ihnen den kürzesten Weg zum Recht. Ob Sie vom Gesetzestext ausgehen, von einem Aktenzeichen 
oder nach einem Schlagwort suchen, stets landen Sie schnell bei der gewünschten Information. Die intelligente Tooltip-
Technik verrät Ihnen, was sich hinter einem Link verbirgt, und zwar schon bevor Sie das zitierte Dokument selbst auf rufen. 
Damit behalten Sie Ihr Ziel viel leichter im Auge. Und Sie sparen jede Menge Zeit bei der Recherche. Durch eine behutsame 
Anpassung von Farbgebung, Aufbau und Benutzer führung hat dieser Bereich nochmals an Übersichtlichkeit zugelegt.

So einfach arbeiten Sie mit beck-online! 

7

4

5

2

1

3

6
8

In Kooperation mit 

Das neue Modul bietet zahlreiche verwaltungsrechtliche Kommentare zu den klassischen Rechtsgebieten mit hohem Beratungsbedarf, 
etwa zum Baurecht, Tarifrecht, Vergaberecht, Ausländerrecht, Verkehrsrecht, Sozialrecht oder zum OWiG.



Auf einen Blick:
Beck-Kommunalpraxis PLUS für die einzelnen Bundesländer

 Beck-KOMMUNALPRAXIS PLUS

Die PRAXIS DER KOMMUNALVERWALTUNG
ist das seit Jahrzehnten bewährte Standardwerk zu allen praxis-
relevanten Rechts- und Arbeits gebieten der kommunalen 
Verwaltung in 12 Bundesländern. Für jedes dieser Länder wird auf 
30.000 bis 40.000 Seiten kompetent und verständlich das relevante 
Kommunal-, Landes- und Bundesrecht aufbereitet. 

Kompetente und erfahrene Fachleute 
aus zuständigen Ministerien, kommunalen Spitzenver bänden, 
Verwaltungsbehörden und der sonstigen Rechtspraxis gewähr-
leisten ein Höchstmaß an Kompetenz und Rechtssicherheit. 

Kommentare und systematische Darstellungen
Das Werk enthält praxisorientierte, ausführliche Kommentare und 
systematische Darstellungen zu den Rechts- und Ver waltungs-
vorschriften von Bund, Ländern und Kommunen, regelmäßig 
aktualisiert, zuverlässig und konkret, mit Mustern, Checklisten 
und Beispielen.
Das Werk gliedert sich in diese zentralen Bereiche:

 Kommunalverfassung, Dienstrecht, Finanzen, Allgemeines

Wirtschaft, Vergabe und Verkehr

 Sicherheit und Ordnung

 Soziales, Gesundheit, Schule und Kultur

 Bauwesen, Umwelt und Natur

Über 1.000 renommierte Autoren kommentieren 
 orientiert am jeweiligen Landesrecht u. a.:
Wahlrecht

 Kommunalverfassungsrecht und Recht der kommunalen 
Zusammenarbeit

 Gemeindehaushaltsrecht (u. a. mit DOPPIK-Kommentierung)

 VOB, VOL, VgV, SEKTVO, KonzVgV, VSVgV, VergStatVO, GWB unf RP

 Kommunalabgabenrecht

 Nachbarrecht

 Sozialrecht

 Krankenhausrecht

 UVP, SUP, UIG

 Straßen- und Wegerecht
Hinzu kommen dutzende weitere Fachbeiträge und Darstellungen 
zu Ihren täglichen Aufgaben bei Ordnungswidrigkeiten, Beamten-
recht, Datenschutz und vielem mehr – bis hin zu praxisnahen 
Fragen rund um »Social Media«, Bürgerbeteiligung in Form infor-
meller Verfahren, Risikoorientierte Prüfungsplanung in der öffent-
lichen Finanzkontrolle, Europäische Beihilfe, Kommunale Wirt-
schaftsförderung und Kommunale Pressearbeit.

BeckOK VwVfG, Hrsg. Bader/Ronellenfitsch
Stets aktuelle Kommentierung des VwVfG, des VwVG und des 
VwZG, herausgegeben von ausgewiesenen Experten: 

 Prof. Johann Bader, Vors. Richter am VG Stuttgart
 Prof. Dr. Michael Ronellenfitsch, Eberhard Karls Universität 

Tübingen

BeckOK TVöD/TV-L/TV-L Entgeltordnung/
TVöD Entgeltordnungen 
Die Beck’schen Online-Kommentare zum Tarifrecht zeichnen sich 
insbesondere durch die daran beteiligten Autoren aus, die im 
Wesentlichen aus dem Kreis der hauptamtlich für die Tarifver-
tragsparteien Tätigen stammen, die auch an den Ver handlun gen 
unmittelbar oder mittelbar beteiligt waren und noch sind. Die 
BeckOK TV-L EntgO/TVöD EntgO bieten ein wichtiges Werkzeug 
für die Arbeit mit den Entgelt ordnungen zum TV-L, zur TVöD Bund 
und zur TVöD VKA.
Die Kommentare werden herausgegeben von
 Prof. Klaus Bepler, Vors. Ri. am BAG a. D., Honorarprofessor an 

der Martin-Luther-Universität Halle-Wittenberg 
 Dr. Thomas Böhle, Berufsmäßiger Stadtrat bei der 

Landeshauptstadt München, Präsident der Vereinigung 
der kommunalen Arbeitgeberverbände (VKA)

 Achim Meerkamp, Mitglied Bundesvorstand ver.di
Willi Russ, Zweiter Vorsitzender des dbb beamtenbund und 

tarifunion, Fachvorstand Tarifpolitik

Landes- und Bundesgesetze, EU-Recht
 Rund 10.700 Gesetze und Verordnungen des Bundes aus den 

 roten Textausgaben: Sartorius, Verfassungs- und Verwaltungs-
gesetze; Schönfelder, Deutsche Gesetze; Nipperdey, 
Arbeitsrecht; Aichberger, SGB und andere mehr!

 Landesrecht im Umfang der jeweiligen Beck’schen Loseblatt-
Textsammlung – immer auf dem neuesten Stand

 Rund 2.300 internationale und EU-Vorschriften
Wichtigste Normen (rechtsgebietsübergreifend)

Rechtsprechung zum Kommunalrecht
 Rechtsprechung aus Beck’schen Zeitschriften sowie exklusiv 

 online weitere Rechtsprechung im Volltext (BeckRS/BeckEuRS), 
dazu Leitsätze aus LSK

Aufsätze zum Kommunalrecht
 Aufsätze aus Beck´schen Zeitschriften, dazu Aufsatznachweise 

aus LSK zu weiteren Zeitschriften

Zeitschriften mit Archiven
  KommJur – Kommunaljurist, ab Mitte 2005 (Nomos)
 LKV – Landes- und Kommunalverwaltung, ab 1991 (Nomos)
 NVwZ – Neue Zeitschrift für Verwaltungsrecht: Aufsätze, 

Rechtsprechung und Materialien komplett seit 1982
 NVwZ-RR – NVwZ-Rechtsprechungs-Report: zusätzliche 

Entscheidungen auch unterer Instanzen mit kompetenten 
Erläuterungen, ab 1988

Fach-News Staats- und Verfassungsrecht und 
Öffentliches Recht

beck-aktuell Nachrichten

Beck-Kommunalpraxis PLUS ist  für folgende Bundesländer verfügbar

Baden-Württemberg | Bayern | Brandenburg | Hessen | Mecklenburg-
Vorpommern | Niedersachsen | Nordrhein-Westfalen | Rheinland-Pfalz | 
Sachsen | Sachsen-Anhalt | Schleswig-Holstein | Thüringen

Monatspreis pro Bundesland
Plätze 1 bis 3 zusammen  € 83,–*
Plätze 4 bis 9  je € 13,83*
Vorzugspreis für Bezieher der Loseblattausgabe 
PRAXIS DER KOMMUNALVERWALTUNG des gleichen Bundeslandes
Plätze 1 bis 3  ohne Berechnung
Plätze 4 bis 9  je € 13,83*
* (Preise pro Monat, zzgl. MwSt., 6-Monats-Abo)

Sonderkondition für Kooperationspartner:
Mit Deutscher Landkreistag (DLT), AG der niedersächsischen kommunalen Spitzenverbände, Städte- 
und Gemeindebund NRW, Bayerischer Gemeindetag, Gemeindetag Baden-Württemberg, KomFIT 
(Schleswig-Holstein), Städte- und Gemeindetag Mecklenburg-Vorpommern, Landkreistag Mecklen-
burg-Vorpommern, Sächsische Anstalt für Kommunale Datenverarbeitung bestehen Rahmenverträge 
über besondere verwaltungsrechtliche Inhalte und Konditionen für die jeweiligen Mitglieder.

Beck-KOMMUNALPRAXIS PLUS vereint die online aufbereiteten Inhalte der PRAXIS DER KOMMUNALVERWALTUNG mit laufend aktuali-
sierten Online-Kommentaren (BeckOK) sowie Texten, Rechtsprechung und Zeitschriften. 
Damit ist das Modul das ideale Nachschlagewerk und Arbeitswerkzeug für Gemeinde- Stadt- und Kreisverwaltungen, Zweckverbände, 
Verwaltungsschulen, Rechtsanwälte und Gerichte.

Beck-Kommunalpraxis PLUS für die einzelnen Bundesländer BY BW BB HE MV NI NW RP SN ST SH TH
A. Kommunalverfassung, Dienstrecht, Finanzen, Allgemeines
Europa-, Staats- und Kommunalverfassungsrecht • • • • • • • • • • • •
Verwaltungsverfahren und -prozess, Öffentlicher Dienst und Daten-
schutz

• • • • • • • • • • • •

Finanzen, Haushalt, Steuern • • • • • • • • • • • •
Allgemeine Handreichungen für die kommunale Praxis • • • • • • • • • • • •
B. Wirtschaft, Vergabe und Verkehr
Vergabewesen • • • • • • • • • • • •
Eigenbetriebsrecht, Kommunalunternehmen • • • • • • • •
Konzessionsvertrag und -abgaben • • • • • • • • • • • •
Energiewirtschaft • • • • • • • • • • • •
Stiftungsrecht •
Sparkassenrecht • • • • • • • • • • •
Öffentlicher Personennahverkehr • • • • • •
Straßen- und Wegerecht • • • • • • • • • • • •
C. Sicherheit und Ordnung
Öffentliche Sicherheit und Ordnung • • • • • • • • • • • •
Ordnungswidrigkeiten • • • • • • • • • • • •
Allgemeines Gewerberecht, Handwerksordnung, Gaststättenrecht, 
Spielgeräte

• • • • • • • • • • • •

Ladenschluss • • • • • • • • • • • •
Einwohner-, Meldewesen, Ausweisrecht, Personenstandswesen • • • • • • • • • • • •
Ausländer- und Asylrecht • • • • • • • • • • • •
Unterbringungs- und Obdachlosenrecht • • • • •
Feuer-, Brand- und Katastrophenschutz/Rettungsdienst • • • • • • • • • • • •
Jagd- und Fischereirecht • • • • • • • • • •
Waffen- und Sprengstoffrecht • • • • • • • • • • • •
D. Soziales, Gesundheit, Schule und Kultur
Sozialhilfe • • • • • • • • • • • •
Sozialversicherung • • • • • • • • • • • •
Kindertagesstättenrecht • • • • • • • • • • •
Gesundheitswesen • • • • • • • • • • • •
Krankenhausrecht • • • • • • • • • • • •
Versorgungsrecht • • •
Aussiedlerwesen • •
Kinder- und Jugendhilfe • • • • • • • • • • • •
Soziale Leistungsgesetze • • • • • • • • • • • •
Arbeitssicherheit • • • • • • • • • • • •
Veterinärwesen • • • • •
Schulwesen • • • • • • • • • • • •
Kultur • • • • • • • • • • • •
Denkmalschutz • • • • • • • • • • • •
E. Bauwesen, Umwelt und Natur
Bauplanungsrecht • • • • • • • • • • • •
Bauordnung • • • • • • • • • • • •
Baunutzungsverordnung • • • • • • • • • • • •
Landesplanung, Flurbereinigung • • • • • • • • • • • •
Vermessungsrecht • • • • • • • • •
Enteignungsrecht • • • •
Wohnbauförderung • • • • • • • • • • • •
Nachbarrecht, Kleingartenrecht, Erbbaurecht • • • • • • • • • • • •
Landpachtverkehr •
Schwarzarbeit • • • • • • • • • • • •
Umweltrecht • • • • • • • • • • • •
Abfallrecht • • • • • • •
Wasser- und Abwasserrecht • • • • • • • • • • • •
Naturschutz • • • • • • • • • •
Waldgesetz • • • • • • • • • • • •
BeckOK VwVfG • • • • • • • • • • • •
BeckOK TVöD/TV-L/TV-L Entgeltodernung/TVöD Entgeltordnungen • • • • • • • • • • • •
Beck-sche Gesetze Digital Landes-, bundes- und EU-Recht • • • • • • • • • • • •
Rechtsprechung und Aufsätze zum Kommunalrecht • • • • • • • • • • • •
Zeitschriften KommJur, LKV, NVwZ, NVwZ-RR • • • • • • • • • • • •
Fach-News Staats- und Verfassungsrecht und Öffentliches Recht • • • • • • • • • • • •
beck-aktuell Nachrichten • • • • • • • • • • • •
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